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»Der Krieg ist eine bloRe Fortsetzung der Politik mit anderen Mitteln."
Carl von Clausewitz ,Vom Kriege"
»EUROPA ist eine bloRRe Fortsetzung der nationalen Politik mit gleichen Mitteln.”
A. Ruter

»Hegel bemerkte irgendwo, dass alle groRen weltgeschichtlichen Tatsachen und Personen sich
sozusagen zweimal ereignen.
Er hat vergessen hinzuzufiigen: das eine Mal als Tragtdie, das andere Mal als Farce.”
Karl Marx
(Die Beseitigung der Demokratie der Weimarer Republik, der Uberall in
Europa erblihende Faschismus in der 1. Hélfte des 20.
Jahrhunderts und der Zweite Weltkrieg waren eine Tragddie ...)

,Die Zerrttung der Demokratie vor 100 Jahren
ist aus der Mitte des birgerlichen Lagers entstanden”
Gerhard Baum (FDP)

Die UNO und Menschenrechtsexperten werden sehr oft instrumentalisiert. [...]
Da sieht man die Heuchelei der offiziellen Politik. [...]
Rechtsstaatlichkeit spielt so lange eine Rolle, wie es der Machtpolitik nitzt.
Sobald die Machtpolitik in eine andere Richtung treibt, wird die Rechtsstaatlichkeit neutralisiert.
Das ist die Realitat, in der wir heute leben.
Nils Melzer
UN-Sonderberichterstatter fir Folter (2022)

.Mensch, Monster
Ungeheuerliches macht den Tater nicht zum Ungeheuer.
Aber das Bose wird auch nicht besser dadurch,
dass der Tater kein Metzgergeselle ist, sondern ein Staatschef.”
.BOse ist der aggressive Bruch von Recht, von Grund- und Menschenrecht.
Und bdsartig ist es, solchen Rechtsbruch zu verherrlichen.”
.Im Strafrecht wird die Frage gestellt, welche Umsténde Kriminalitat beférdern.”
-Was macht Menschen bdse?"
,ES hat immer Ursachen, es hat immer ein Warum, es braucht immer Handelnde.
Und es handeln nicht Monster. Es handeln Menschen, auch wenn sie unmenschlich sind.”
Heribert Prantl,

Siuddeutsche Zeitung, 26.03.2022
(manchmal verlassen die Worte die geistige Beengtheit ihres Autors
und fihren ein Eigenleben.
Er glaubte Putin und den Metzger Bartsch zu meinen,
er meinte aber die staatlich angestellten deutschen Juristen und die Politiker)

Dr. Arnd Riter, 11.04.2022
© 2022 Dr. Arnd Rlter, Haydnstral3e 5, 85591 Vaterstetten
Die referenzierten Dokumente sind auf der homepage https://www.ig-gmg-geschaedigte.de/ der

Interessengemeinschaft der GMG-Geschadigten Direktversicherten unter https://www.ig-gmg-
geschaedigte.de/Beweise-O/ oder https://www.ig-gmg-geschaedigte.de/Beweise-K/ zu finden. In wenigen

Fallen ist auch nur der direkte Link auf das Dokument im Internet angegeben, da die Absicht besteht, die in
der homepage verflighare Dokumentenmenge nicht unnétig aufzublahen
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ZUSAMMENFASSUNG

Die Europdaische Union beruht nach der EU-Grundrechtecharta auf den Grundséatzen der
Demokratie und der aus gemeinsamer Verfassungstradition resultierenden Rechtsstaatlichkeit in
ihren Mitgliedsstaaten. Die EU-Kommission erstellt seit 2020 einen jahrlichen Statusbericht, um die
Rechtsstaatlichkeit in allen nunmehr 46 Mitgliedsstaaten zu beobachten und zu verbessern und um
bei deren systemischer Gefahrdung in einzelnen Mitgliedstaaten Warnsignale fir zu ergreifende
MaRnahmen zu erzeugen (Rechtsstaatsmechanismus).

Im Sinne dieser Verantwortung hat die EU-Kommission in 2020 beschlossen unabhangig von
deutschen Behérden die Rolle der deutschen Finanzdienstleister-Aufsichtsbehérden (BaFin, BMF)
im Betrugsskandal um WireCard zu untersuchen. Am 07.07.2020 wurde die EU-Kommission
(Prasidentin von der Leyen, Kommissare Dombrovskis, Jourova und Suica) aufgefordert diese
Untersuchung zu erweitern auf deren Rolle bei der Uberpriifung/Genehmigung der 3-Parteien-
Vertrage zur Vereinbarung von Kapitallebensversicherungen zwischen Versicherern, Arbeitgebern
und Arbeitnehmern bzgl. ihrer juristischen Qualitat und der Méglichkeit der Manipulation zum
Nachteil der wirtschaftlich schwachsten Partei der Arbeitnehmer. Natlrlich wurden zur Themen-
Einordnung auch Hintergrund-Informationen zur Anfrage - die staatlich organisierte Kriminalitat auf
Basis von Rechtsbeugung und Verfassungsbruch und den Betrug an den 6,3 Mio Rentnern mit
einem Betrugsumfang Ende 2018 von ca. 26 Mrd EURO — und die Mitwirkung der
Finanzdienstleister-Aufsichtsbehdrden und der Kapitallebensversicherer gesandt.

Diese Aufforderung an die EU-Kommission wurde nach ¥z Jahr u.a. beantwortet mit: , Der
Sachverhalt [...] betrifft die Ausgestaltung und Anwendung der sozialen Schutzsysteme [...]. Die
entsprechenden Bestimmungen liegen nach den EU-Vertrédgen im Wesentlichen in der
Zustandigkeit der Mitgliedsstaaten. Dabei ist es Sache der Mitgliedstaaten, Uber die Bedingungen
und die Ausgestaltung der Erhebung von Beitragen zur Finanzierung der sozialen Schutzsysteme
zu entscheiden. Es liegen keinerlei Anzeichen dafir vor, dass die von lhnen geriigten Sachverhalte
gegen Bestimmungen des Européischen Unionsrechts verstoRen kénnten.”

Am 28.12.2020 bekam die EU-Kommission (von der Leyen, McGuiness, Dombrovskis) Nachhilfe:
Das EU-Antwortschreiben ist eine Themenverfehlung, die behauptete Riige ist nicht existent, die
Einhaltung der Rechtsstaatlichkeit in den Mitgliedsstaaten ist sehr wohl eine Aufgabe der EU-
Kommission, obwohl deren Uberpriifung im konkreten Fall gar nicht angefragt war. Bei bis heute
anhaltender Nichtkorrektur wird der EU-Kommission bescheinigt

.verlangerter Arm nationaler Parteioligarchien“ und ,ein Sargnagel fur die europdische ldee“

zu sein. So klaffen bei der EU-Kommission Theorie und Wirklichkeit auseinander.

Der Europdaische Gerichtshof fiir Menschenrechte in StraBburg (EGMR) soll dafiir sorgen, dass die
(47; nunmehr nach Rauswurf Russlands) 46 Mitgliedsstaaten des Europarats die Europaische
Konvention zum Schutz der Menschenrechte und der Grundfreiheiten und ihre Zusatzprotokolle
(EKMR) einhalten. Die Regeln nach denen die 46 Richter der Mitgliedsstaaten und die zum EGMR
gehdrende und Unterstitzung leistende Kanzlei arbeiten sind in der EKMR festgelegt. Jeder Burger
der 46 Mitgliedsstaaten kann sich beim EGMR gegen die Verletzung der in der EKMR festgelegten
Menschen- und Grundrechte durch seinen Mitgliedsstaat beschweren, wenn die in Art. 35 EKMR
festgelegten Bedingungen erfiillt sind. Diese Individualbeschwerde wird nach Klarung der
Zulassigkeit je nach ,, Schwere" des Falles einem 3-Richter-Ausschuss, einer 7-Richter-Kammer
oder der Grollen Kammer (17 Richter) zugordnet. Die wesentlichen Informationen tGber den
Beschwerdeflhrer und seinen vorausgegangenen Abschluss des nationalen Rechtswegs mussen
zwingend im vorgegebenen Beschwerdeformular dokumentiert worden sein; erganzt durch
Beweisdokumente fir den Rechtsweg und sonstige Detaillierungen.

Die Mitgliedsstaaten werden durch erfolgreiche Individualbeschwerden zwar zu nichts gezwungen,
es entsteht aber trotzdem Druck auf jene Mitgliedsstaaten, die standig die Menschen- und
Grundrechte gegenlber ihren Burgern missachten. Die deutschen Interessensvertreter, der seit
2000 in der Kanzlei tatige Wuhlarbeiter A. Mlller-Elschner und , seine deutsche Richterin“ R. Jaeger
(in 2004 — 2010), welche schon in ihrer Zeit als Verfassungsrichterin gezeigt hat, dass sie das
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deutsche Grundgesetz und das Bundesverfassungsgerichtsgesetz nur bedingt fur
anwendungstauglich hélt, erzahlen uns, dass Lander wie [Russland], Turkei, Rumanien, Ukraine,
Slowenien, Georgien, Moldawien, Bosnien-Herzegowina einen Nachholbedarf in der Einhaltung von
Menschenrechten und zu einem enormen Rickstau von Beschwerden gefuhrt hétten. Die
verfugbaren Zahlen machen im Zusammenhang mit den Regeln zur Beschwerde-Bearbeitung
allerdings deutlich, dass der aus ihnen abgeleitete Handlungsdruck zur Einfihrung der
Einzelrichterentscheidung eine politisch gewollte Liige ist.

Auch die Behauptung, zur Aufbereitung der Beschwerdedaten in der Kanzlei fur eine fundierte
Zulassigkeitsentscheidung seien juristische Kenntnisse oder gar Rechtsexperten in der
Rechtsprechung des Landes des Beschwerdefiihrers erforderlich ist eine platte Lige. Aus dem Art.
35 der EKMR gehen exakt 8 zu beantwortende Fragen hervor, die samtlich von einer kompetenten
Sekretéarin aus den Daten des ausgefillten Beschwerdeformulars beantwortet werden kénnen. Eine
weitere Lige ist die Behauptung zu dieser Vorarbeit zur Zulassigkeitsentscheidung sei die
Sprachkenntnis zwingende Voraussetzung. Wenn fur ein internationales Gericht fur 46
Mitgliedsstaaten das Stellen der Beschwerde in der Muttersprache des Beschwerdefiihrers per
EKMR erlaubt ist, dann ist die Unfahigkeit zur Ubersetzung des fiir eine Zulassigkeitsentscheidung
notwendigen Textinhaltes von 3 bis max. 7 (im Schnitt ca. 5) Seiten in eine der beiden offiziellen
Sprachen des EGMR ein Grund zur sofortigen Entlassung des Kanzlers und seines ihn
kontrollierenden Prasidenten des EGMR; ansonsten kann dies nur als Unwilligkeit verstanden
werden.

Mit der Einzelrichterentscheidung hat der Ministerrat das mindestens 6-Augen-Prinzip (Ausschuss)
abgeschafft und damit der Méglichkeit zur Manipulation Tir und Tor gedffnet. Dies dann mit
Begrindungen durchzusetzen, die allesamt fadenscheinige Liigen sind, spricht gegen die hehren
Absichten des Europarats zur Férderung der Rechtsstaatlichkeit.

Zwar wurde mit der Einzelrichterentscheidung verbunden, dass diese nicht vom jeweiligen Richter
des beschwerten Staates allein gefallt werden darf, es wird aber nicht verhindert, dass eine
Entscheidung zur Nichtannahme auf Basis von Ligen durch einen Wiuhlarbeiter des beschwerten
Staates vorbereitet wird. In der Presseerkldrung des Ministerrats vom 15.05.2010 zur Einfihrung
der Einzelrichterentscheidung heif3t es: ,,Um der Kanzlei und den Richtern eine schnellere
Abwicklung” [korrekt ware hier: Abwimmelung] ,von Fallen zu ermdéglichen, werden die
Entscheidungen Uber die Zulassigkeit und Begrindetheit bei Individualbeschwerden gemeinsam
getroffen. Dies ist bereits Ubliche Praxis am Gerichtshof geworden.” Der Ministerrat sah 2010
demnach kein Problem die richterliche Entscheidung Uber die Zulassigkeit rechtswidrig unter
Bruch der EKMR in eine undurchsichtige Kanzlei zu verschieben und einen Beitrag zur
Aushebelung der EKMR durch den EGMR zu leisten.

Die massiven Bestrebungen zur Einfihrung der Einzelrichterentscheidung insbesondere durch die
Bundesrepublik Deutschland und die Schweizerischen Eidgenossenschaft haben bereits vor 2004
begonnen. Die vorgeschobenen Begriindungen sind fadenscheinige Llgen, aber beide Staaten
haben ihr handfestes Motiv. Deutschland hat ab 2002 den staatlich organisierten Betrug an Uber 6
Mio Rentnern vorbereitet und ab 2004 etabliert. Auch bei Beriicksichtigung der gewollten und
geforderten Tragheit des deutschen Justizsystems war nach einigen Jahren mit einer massiven
Klagewelle zu rechnen, die auch auf den EGMR Ubergreifen kdnnte. In der Konsequenz misste
Deutschland wegen Kriminalisierung der Justiz und Aushebelung der Verfassung von den tbrigen
Mitgliedstaaten aus dem Europarat geworfen werden. In der Schweiz haben die Burger in 2009 das
verfassungsmaRige Verbot des Baus von Minaretten durchgesetzt, damit bricht die schweizerische
Bundesverfassung seitdem die EKMR; in der Konsequenz misste die Schweiz von den tbrigen
Mitgliedstaaten aus dem Europarat geworfen werden.

Es heift, auch die , deutschsprachige* Republik Osterreich wéare an der Nutzung der
Manipulationsmdéglichkeit beteiligt, dies haben wir aber nicht weiter untersucht.

Bei detaillierter Untersuchung der Artikel der EKMR stellt man fest, dass diese keine Antwort
liefern, wie denn eine Einzelrichterentscheidung zur Nichtzulassigkeit einer Beschwerde ablaufen
soll. Insbesondere bleibt vollig offen, wer denn beschliel3t, dass eine Beschwerde unzuléssig ist
und wer festlegt an welchen nationalen Richter die Entscheidung zur Signierung der Nichtannahme
weitergeleitet wird. Das Plenum des EGMR hat sich zusatzlich eine Verfahrensordnung (VerfO)
gegeben. Natirlich wirde man erwarten, dass diese VerfO sowohl im Einklang mit der EKMR steht
als auch, dass diese nicht nur zur Rechtsbeugung einladende Textabklatsche der internationalen
Regelungen der EKMR enthalt, sondern auch tatsachlich Zuséatze fur die Arbeit des EGMR. Aber
Fehlanzeige, auch aus der VerfO ist nicht zu erkennen, wie eine Einzelrichterentscheidung ablaufen
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soll / darf. Um die Sache noch mehr zu verwirren werden , Berichterstatter* und ,richterliche
Berichterstatter* munter eingestreut und ordentlich durcheinandergeworfen. Es muss
geschlussfolgert werden, dass diese Unklarheit der EKMR und der erganzenden VerfO bzgl. des
Ablaufes von Einzelrichterentscheidungen zur Nichtannahme von Beschwerden Absicht ist, um fir
die Bruche der EKMR durch Wihlarbeiter und Richter freie Gestaltungsmadglichkeit sicherzustellen.

Die Schweiz hat selbstverstandlich auch ihre Wiihlarbeiter in die Kanzlei eingeschleust. So lauft
denn die deutsch-schweizerische Zusammenarbeit der , Schurkenstaaten“ perfekt. Die
schweizerischen Wiihlarbeiter bereiten die Nichtzulassung der schweizerischen
Individualbeschwerde vor und lassen sie vom deutschen Richter unterschreiben, soweit sie in
ihrem GrolRenwahn dessen Unterschrift GUberhaupt noch fir erforderlich halten. Im Gegenzug
bereitet der deutsche Wihlarbeiter Muller-Elschner die Nichtzulassung der deutschen
Individualbeschwerden vor und der schweizerische Richter unterschreibt. Die seit der eingefiihrten
Einzelrichterentscheidung notwendige Entscheidungsbegrindung wird vom Wihlarbeiter
.erarbeitet”, ist ganz einfach und immer das Gleiche: ein Haufen Liigen in wenigen Satzen mit der
Kernlige: ,die innerstaatlichen Rechtsbehelfe geman Art. 35 (1) der EKMR sind nicht erschopft*.

Der schweizerische Menschenrechtsanwalt O. Licke hat Uber eine Reihe von Behandlungen von
Beschwerden vor dem EGMR berichtet. Seine Erfahrungen tGber den Zustand von Korruption und
offenem Bruch der EKMR durch das EGMR decken sich mit unseren. In 3 Punkten mussen wir ihm
aber widersprechen: 1) Er ist tatsachlich den dummdreisten Ligen der schweizerischen staatlichen
Juristen aufgesessen die behaupten, man musse fir die Einhaltung des nationalen Rechtswegs
auch schon die spater anzuprangernde Verletzung des jeweiligen Rechts aus der EKMR gertigt
haben. 2) Er glaubt an die Ligen notwendiger Erfahrungen mit dem nationalen Rechtssystem und
Sprachkenntnisse fir die Entscheidung Uber die Zulassigkeit. 3) Er glaubt offensichtlich, dass die
Richter des EGMR von den Wuhlarbeitern in der Kanzlei manipuliert und irregefiihrt werden.

Zu Punkt 3): Die Entscheidungen des EGMR sind ausnahmslos von den Richtern des EGMR zu
verantworten. Wenn sie sich dabei manipulieren lassen, dann ware es ebenfalls ihre
Verantwortung. Daran &ndert auch nichts, dass z.B. Deutschland mit A. Seibert-Fohr seit 2020 eine
Richterin im EGMR ,im Rennen hat", deren geplante Manipulierbarkeit untibersehbar ist; sie traumt
davon in ihren 9 Jahren Dienstzeit in Stral3burg das Volkerrecht wissenschaftlich weiter
durchdringen zu kénnen und sie hat absolut keine Ahnung was die Aufgabe eines Richters ist.

Im Ubrigen haben wir bewiesen, dass die Richter um ,nationale Nutzung“ einzelner/vieler/aller
durch ihre Mitgliedsstaaten zur Manipulation von Beschwerden wissen. Nachdem die Beschwerde
» RUter gegen Deutschland, Beschwerde Nr. 52128/21" in Vorbereitung durch den deutschen
Wihlarbeiter Muller-Elschner vom schweizerischen Richter und Mitglied der , Sozialdemokrati-
schen Partei der Schweiz* Andreas Ziind mit der Gblichen Kernlliige abgelehnt wurde, wurden alle
47 Richter des EGMR (also auch deren gewéahlte Prasidenten) in persoénlichen Schreiben
nachweislich und wiederholt mit Fristsetzung aufgefordert, diesem kriminellen Treiben beim EGMR
mit den rechtlich durchaus verfigbaren Mitteln der EKMR und der VerfO eine Ende zu setzen. Die
Antwort ... anhaltendes eisiges Schweigen aller 47 Richter aller Mitgliedsstaaten.

Es kratzt am Lack der Europdischen Staatengemeinschaft und am eingebildeten Selbstverstandnis
als Hort der Rechtsstaatlichkeit und Demokratie in der Welt, wenn die Entscheidungen des EGMR
zu Tage fordern, dass dieses Selbstverstandnis nur eine arg blatternde Fassade und dass die
Missachtung von Demokratie und Rechtsstaatlichkeit ein ziemlich weitverbreitetes Ubel in den
Mitgliedsstaaten sind. Versuchen die 46 Mitgliedsstaaten des Europarats also die Uberbringer der
schlechten Nachricht (die Beschwerdefihrenden) zum Schweigen zu bringen? Die Frage stellt sich:
Haben auch die anderen Mitgliedsstaaten solche kriminellen Methoden etabliert, nachdem
Deutschland und die Schweiz die Einzelrichterentscheidung durchgesetzt haben? Doch wohl nicht
alle. Es gibt laut Beschwerde-Statistik ja schwarze Schafe (z.B. Ukraine), vielleicht sind unter denen
die Guten zu finden. Wie haben die deutschen und schweizerischen ,Sauberméanner_Innen* und
»Vorzeigedemokraten“ das geschafft? ... Wie immer? ... mit Geld oder mit politischer Erpressung?

Wenn die Mitgliedstaaten des Europarats sich nicht durchringen kdnnen, dieser Kriminalisierung
des EGMR mit fortwéhrendem Bruch der EKMR ein Ende zu setzen, dann sollten sie es wenigstens
fertig bringen den unertréglichen Missbrauch in der Namensgebung des EGMR und die Irrefihrung
der Burger Europas zu beenden und diese européische Institution in das umbenennen, was sie
spéatestens seit 2010 tatséchlich ist:

,EUROPAISCHES SCHMIEREN THEATER*
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SUMMARY

According to the EU Charter of Fundamental Rights, the European Union is based on the principles
of democracy and the rule of law resulting from a common constitutional tradition in its member
states. The EU Commission has been preparing an annual status report since 2020 in order to
monitor and improve the rule of law in all of the now 46 member states and to generate warning
signals for measures to be taken in individual member states if there is a systemic threat to it (Rule
of Law Mechanism).

In the sense of this responsibility, the EU Commission decided in 2020 to investigate the role of the
German financial service supervisory authorities (BaFin, BMF) in the WireCard fraud scandal,
independently of German authorities. On July 7th, 2020, the EU Commission (President von der
Leyen, Commissioners Dombrovskis, Jourova and Suica) was asked to expand this investigation to
include their role in reviewing/approving the 3-party agreements on capital life insurances between
insurers, employers and employees regarding their legal quality and the possibility of manipulation
to the detriment of the economically weakest party of employees. Of course, background
information on the request - the state-organized crime on the basis of perverting the law and
breaking the constitution and the fraud on the 6.3 million pensioners with a fraud volume of around
EUR 26 billion at the end of 2018 - and the involvement of the financial service supervisory
authorities and the capital life insurers were also sent to classify the topic.

This request to the EU Commission was answered after 6 months with, among other things: , The
facts [...] relate to the design and application of the social protection systems [...]. According to the
EU treaties, the corresponding provisions are essentially the responsibility of the member states.
Itis up to the Member States to decide on the conditions and structure of the levying of
contributions to finance the social protection systems. There are no indications that the facts you
complained about could violate provisions of European Union law."

On December 28, 2020, the EU Commission (von der Leyen, McGuiness, Dombrovskis) received
tutoring: The EU's reply letter is off topic, the alleged complaint does not exist, compliance with the
rule of law in the member states is very much atask for the EU Commission, although its review
was not requested in the specific case. If there is still no correction to this day, the EU Commission
will be certified to be

.extended arm of national party oligarchies” and , a nail in the coffin for the European idea"“.

This is how theory and reality diverge at the EU Commission.

The European Court of Human Rights in Strasbourg (ECtHR) is to ensure that the (47; now after
Russia's expulsion) 46 member states of the Council of Europe comply with the European
Convention for the Protection of Human Rights and Fundamental Freedoms and its Additional
Protocols (ECHR). The rules according to which the 46 judges of the Member States and the
registry belonging to and providing support to the ECtHR work are also laid down in the ECHR.
Every citizen of the 46 member states can complain to the ECtHR against the violation of the human
and fundamental rights laid down in the ECHR by their member state if the conditions laid down in
Art. 35 ECHR are met. After the admissibility has been clarified, this individual complaint is
assigned to a 3-judge committee, a 7-judge chamber or the Grand Chamber (17 judges), depending
on the "severity" of the case. The essential information about the complainant and his previous
completion of the national legal process must be documented in the prescribed complaint form;
supplemented by evidence documents for the legal process and other details.

The member states are not forced to do anything by successful individual complaints, but there is
still pressure on those member states that constantly disregard the human and fundamental rights
of their citizens. The German “subversive activities lawyer”, A. Muller-Elschner, who has been
working in the registry of the Court since 2000, and “his German judge” R. Jaeger (in 2004 — 2010),
who has already shown during her time as a Federal Constitutional Judge that she considers the
Federal German Constitution and the Federal Constitutional Court Law to be only conditionally
applicable, tell us that countries like [Russia], Turkey, Romania, Ukraine, Slovenia, Georgia,
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Moldova and Bosnia-Herzegovina have some catching up to do in respecting human rights and
have led to an enormous backlog of complaints.

However, the available figures make it clear in connection with the rules for dealing with complaints
that the pressure to act to introduce the single-judge decision derived from them is a politically
willed lie. The assertion that the processing of the complaint data in the law firm for a well-founded
admissibility decision requires legal knowledge or even legal experts in the jurisdiction of the
complainant's country is also a flat lie. Article 35 of the ECHR results in exactly 8 questions to be
answered, all of which can be answered by a competent secretary using the data on the completed
complaint form. Another lie is the assertion that knowledge of the used language is a mandatory
requirement for this preparatory work for the admissibility decision. If the complainant via the
ECHR is allowed to lodge a complaint in his native language to an international court for 46
member states, then the inability to translate the text content required for a decision on
admissibility of 3 to max. 7 (on average approx. 5) pages into one of the two official languages of
the ECtHR is a reason for the immediate dismissal of the Chancellor and his controlling President
of the ECtHR; otherwise this can only be understood as unwillingness.

With the single-judge decision, the Council of Ministers abolished the minimum 6-eyes principle
(committee) and thus opened the floodgates to the possibility of manipulation. Carrying this out on
grounds that are all flimsy lies goes against the Council of Europe's noble intentions to promote
the rule of law.

Although the single-judge decision was linked to the fact that this may not be made by the
respective judge of the complained state alone, this does not prevent a decision not to accept the
case being prepared on the basis of lies by an interloper of the complained state in the registry.

In the press release of the Council of Ministers from May 15, 2010 on the introduction of the single-
judge decision it says: , In order to enable the registry and the judges to process” [correct here
would be: getting rid of] ,cases more quickly, decisions on the admissibility and merits of
individual complaints are made jointly. This has already become common practice at the Court of
Justice.” In 2010, the Council of Ministers therefore saw no problem in unlawfully shifting the
judicial decision on admissibility to an opaque registry, in violation of the ECHR, and in making a
contribution to the ECtHR breaking the ECHR.

The massive efforts to introduce single-judge decisions, particularly by the Federal Republic of
Germany and the Swiss Confederation, began before 2004. The excuses advanced are flimsy lies,
but both states have solid motives. From 2002 Germany prepared the state-organized fraud on over
6 million pensioners and established it from 2004. Even taking into account the intentional and
encouraged inertia of the German judicial system, a massive wave of lawsuits was to be expected
after a few years, which could also spread to the ECtHR. As a consequence, Germany would have
to be thrown out of the Council of Europe by the other member states for criminalizing the judiciary
and undermining the German Constitution. In Switzerland, citizens pushed through the
constitutional ban on the construction of minarets in 2009, so the Swiss Federal Constitution has
since broken the ECHR; as a consequence, Switzerland would have to be thrown out of the Council
of Europe by the other member states.

It is said that the "German-speaking" Republic of Austriais also involved in the use of the
possibility of manipulation, but we have not investigated this further.

A detailed examination of the articles of the ECHR reveals that they do not provide an answer as to
how a single-judge decision on the inadmissibility of a complaint should proceed. In particular, it
remains completely open who decides that a complaint is inadmissible and who determines to
which national judge the decision to sign the non-acceptance is forwarded. All judges of the ECtHR
have also issued Rules of Procedure (RoP) of the Court. Of course, one would expect that this RoP
would be in line with the ECHR and that it would not only contain text variations of the international
regulations of the ECtHR that would encourage perversion of the law, but also actual additions for
the work of the ECtHR. But none, even from the RoP it is not clear how a single-judge decision
should / may take place. To confuse matters even more, "reporter” and "judicial reporter" are
happily interspersed and neatly mixed up. It must be concluded that this ambiguity of the ECHR
and the supplementary RoP regarding the process of single-judge decisions on the non-acceptance
of complaints is intentional in order to ensure freedom of design for the breaches of the ECHR by
interlopers in the registry and the judges.

Of course, Switzerland also smuggled interlopers (subversive activities lawyers) into the registry.
So the German-Swiss cooperation between the "rogue states" is running perfectly. The Swiss
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interlopers prepare the non-admission of the Swiss individual complaint and have it signed by the
German judge, insofar as they still consider his sighature to be necessary in their megalomania.

In return, the German interloper Miller-Elschner prepares the non-admission of the German
individual complaints and the Swiss judge signs it. The justification for the decision, which has
been necessary since the introduction of the single-judge decision, is "worked out" by the
interlopers, is very simple and always the same: a bunch of lies in a few sentences with the core lie;
»domestic remedies have not been exhausted as required by Art. 35(1) of the Convention®“.

The Swiss human rights lawyer O. Liicke has reported on a number of handling of complaints
before the ECtHR. His experiences about the state of corruption and the open breach of the ECHR
by the ECtHR coincide with ours. But we have to disagree with him on 3 points: 1) In fact, he was
taken in by the brazen lies of the Swiss state lawyers, who claim that in order to complete the
national legal process, the violation of the respective right from the ECHR, which was later to be
denounced, must have already been reprimanded nationally. 2) He believes in the lies of necessary
experience with the national legal system and language skills to decide on admissibility. 3) He
apparently believes that the judges of the ECtHR are being manipulated and misled by the
interlopers in the registry.

On point 3): The decisions of the ECtHR are exclusively the responsibility of the judges of the
ECtHR. If they allow themselves to be manipulated in the process, then it would also be their
responsibility. The fact that e.g. Germany has with A. Seibert-Fohr a judge in the ECtHR “in
running” since 2020, whose planned manipulability is obvious; she dreams of being able to
continue to scientifically penetrate International Law during her 9 years of service in Strasbourg
and she has absolutely no idea what the task of a judge is.

Furthermore, we have proved that the judges of the ECtHR are aware of the "national use" of
individual / many / all by their member states to manipulate complaints. After the complaint "Ruter
vs. Germany, complaint no. 52128/21" prepared by the German subversive activities lawyer Miller-
Elschner was rejected by the Swiss judge and member of the "Swiss Social Democratic Party"
Andreas Zund with the usual core lie, all 47 judges of the ECHR (including their elected presidents)
were repeatedly asked in personal letters, with a deadline, to put an end to this criminal activity at
the ECtHR with the legally available means of the ECHR and the RoP. The answer ... continued icy
silence from all 47 judges from all member states.

It scratches the varnish of the European community of states and the imaginary self-image as a
stronghold of the rule of law and democracy in the world, when the decisions of the ECtHR reveal
that this self-image is just a badly peeling facade and that disregard for democracy and the rule of
law is a fairly widespread evil in the member states. So are the 46 member states of the Council of
Europe trying to silence the bearers of the bad news (the complainants)? The question arises: Did
the other member states also establish such criminal methods after Germany and Switzerland
enforced the single-judge decision? But probably not all. According to the complaint statistics,
there are black sheeps (e.g. Ukraine), maybe the good ones can be found among them.

How did the German and Swiss "clean men_women" and "model democrats" manage to enforce
this abolition of European law? ... As always? ... with money or with political blackmail?

If the member states of the Council of Europe cannot bring themselves to put an end to this
criminalization of the ECtHR by continually breaking the ECHR, then they should at least manage to
end the intolerable abuse in the naming of the ECtHR and the misleading of the citizens of Europe
and rename this European institution to what it actually is, at least since 2010:

»EUROPEAN POLITICAL SHODDY THEATRE"
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I DIE EU KOMMISSION IM WIRECARD SKANDAL

1 Anspruch ...

1.1  Die Charta der Grundrechte der Europaischen Union

Praambel der Charta der Grundrechte der Européischen Union (https://www.ig-gmg-
geschaedigte.de/Beweise-O/ Referenznr [IG_0O-JU_400]; Hervorhebungen durch den Autor):

Das Europaische Parlament, der Rat und die Kommission proklamieren feierlich den nachstehenden
Text als Charta der Grundrechte der Européischen Union:

CHARTA DER GRUNDRECHTE DER EUROPAISCHEN UNION
Praambel

Die Volker Europas sind entschlossen, auf der Grundlage gemeinsamer Werte eine friedliche Zukunft
zu teilen, indem sie sich zu einer immer engeren Union verbinden.

In dem Bewusstsein ihres geistig-religiosen und sittlichen Erbes griindet sich die Union auf die
unteilbaren und universellen Werte der Wiirde des Menschen, der Freiheit, der Gleichheit und der
Solidaritat. Sie beruht auf den Grundséatzen der Demokratie und der Rechtsstaatlichkeit. Sie stellt
den Menschen in den Mittelpunkt ihres Handelns, indem sie die Unionsburgerschaft und einen Raum
der Freiheit, der Sicherheit und des Rechts begrindet.

Die Union tragt zur Erhaltung und zur Entwicklung dieser gemeinsamen Werte unter Achtung der
Vielfalt der Kulturen und Traditionen der Vélker Europas sowie der nationalen Identitat der
Mitgliedstaaten und der Organisation ihrer staatlichen Gewalt auf nationaler, regionaler und lokaler
Ebene bei. Sie ist bestrebt, eine ausgewogene und nachhaltige Entwicklung zu férdern und stellt den
freien Personen-, Dienstleistungs-, Waren- und Kapitalverkehr sowie die Niederlassungsfreiheit sicher.

Zu diesem Zweck ist es notwendig, angesichts der Weiterentwicklung der Gesellschaft, des sozialen
Fortschritts und der wissenschaftlichen und technologischen Entwicklungen den Schutz der Grund-
rechte zu starken, indem sie in einer Charta sichtbarer gemacht werden.

Diese Charta bekraftigt unter Achtung der Zusténdigkeiten und Aufgaben der Union und des
Subsidiaritatsprinzips die Rechte, die sich vor allem aus den gemeinsamen
Verfassungstraditionen und den gemeinsamen internationalen Verpflichtungen der
Mitgliedstaaten, aus der Européaischen Konvention zum Schutz der Menschenrechte und
Grundfreiheiten, aus den von der Union und dem Europarat beschlossenen Sozialchartas sowie aus
der Rechtsprechung des Gerichtshofs der Europaischen Union und des Europaischen Gerichtshofs
fir Menschenrechte ergeben. In diesem Zusammenhang erfolgt die Auslegung der Charta durch die
Gerichte der Union und der Mitgliedstaaten unter gebuhrender Berticksichtigung der Erlauterungen, die
unter der Leitung des Prasidiums des Konvents zur Ausarbeitung der Charta formuliert und unter der
Verantwortung des Prasidiums des Européischen Konvents aktualisiert wurden.

Die Auslibung dieser Rechte ist mit Verantwortung und mit Pflichten sowohl gegeniiber den
Mitmenschen als auch gegenuber der menschlichen Gemeinschaft und den kunftigen
Generationen verbunden.

Daher erkennt die Union die nachstehend aufgefiihrten Rechte, Freiheiten und  Grundsatze an.
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1.2 Methodik und Bericht der EU Kommission Uber die Rechtsstaatlichkeit

Rule of Law Report European Commission

https://ec.europa.eu/info/policies/justice-and-fundamental-rights/upholding-rule-law/rule-law/rule-law-
mechanism/2020-rule-law-report _de

&« c 8 eceuropa.eu/info/policies/justice-and-fundamental-rights/upholding-rule-law/rule-law/rule-law-mecha... & ¥r » o

Eine offizielle Website der Europaischen Union Woran ist das zu erkennen? v

m Européische I ("] Q
Kommission Deutsch  Suchen

. » Ruleoflaw > Mechanismus zur Wahrung der Rechtsstaatlichkeit » Bericht Uber die Rechtsstaatlichkeit 2020

Bericht uiber die Rechtsstaatlichkeit 2020

Mit dem Bericht Gber die Rechtsstaatlichkeit 2020 werden mafRRgebliche Entwicklungen auf dem
Gebiet der Rechtsstaatlichkeit in allen Mitgliedstaaten beobachtet.

INHALT

Mitteilung und Landerkapitel

Methodik

Beitrige der Mitgliedstaaten

Gezielte Konsultation der Interessentréager

Dokumente

Bericht (ber die Rechtsstaatlichkeit 2020 — gezielte Konsultation der Interessentrager

Dokumente

2020 Rule of law report - methodology
30 September 2020
Englisch (552 4 KB - PDF)

Herunterladen 4,

Das Instrumentarium der EU zum Schutz der
Rechtsstaatlichkeit - Factsheet Herunterladen 4,

30 September 2020
Deutsch (301.2 KB - POF)

Andere Sprachen (22) ~

Der europdische mechanismus zur wahrung der
rechtsstaatlichkeit — factsheet Herunterladen 4,

30 September 2020
Deutsch (113.4 KB - PDF)
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Das EU Instrumentarium zur Starkung der Rechtsstaatlichkeit (https://www.ig-gmg-

geschaedigte.de/Beweise-O/ Referenznr [IG_0O-JU_400]; Hervorhebungen durch den Autor):

Seite 1:

BERICHT UBER DIE
RECHTSSTAATLICHKEIT
2020

Septernbear 2020

DAS EU-INSTRUMENTARIUM ZUR STARKUMG DER RECHTSSTAATLICHKEIT

Die EUverfiigt dber eine Reihe von Instrumenten, um die Adviung der Rechtsstaatlichkeit in allen Mitgliedstaaten zu gewahrieisten.
Viele Mitgliedstaaten haben hohe Standa nds in Bezug auf die Rechtsstaatlichhkeit, es gibt jedodh grofe Hermusfordenungen, die
sich won Mitgliedstaat zu Mitgliedstaat urterscheiden. Je nadh Art der Hersusfordenng fiir die Rechtsstaatlichkeit kommen
uriterschiedliche Instrumente zum Einsatz. Diese sind auf die jeweilige Situation zugeschnitten und zielen dareuf ab, die
Redhtsstaatlichkeit zu findem wund Probleme im Zusammenhang mit der Rechtsstaatlichkeit zu verhindern oder darmuf zu

reagieran.

WARUM IST RECHTSSTAATLICHKEIT
WICHTIG?

Die Rechtsstaatlichkeit gehéirt zu den gemeinsamen
Werten, auf die sich die Europdische Union grindet.
Sie ist kein abstrakber Begriff - die Rechtsstaatlichkeit
hat direkten Einfluss auf das Leben aller Bangerirmen
und Biirger. Dies bedeutet, dass alle Mitglieder einer
Gesellschaft- einschliefilichder Regiensngenund Mitglieder
der Pararmente — unter die Kontrolle unabhéngiger und
unparteiischer Gerichte fallen.

PRAVENTION UND FORDERUNG

EUROPAISCHER MECHANISMUS ZUR WAHRUNG
DER RECHTSSTAATLICHKEIT

Jahrlicher Zyklus zur Fandeneing der Rechtsstaatlichkett in allen
Mitgliedstzaten, derdas Auftreten oderdie Verscharfung von
Problemnen verhindern soll und dessen zentrales Element
der jahrliche Bericht iiber die Rechtsstaatlichkeit Ist.

EUROPAISCHES SEMESTER

Jahrliches Werfahren mit landerspezifischen Empfehlungen
mu makrogkonomischen und strukturellen Fragen, w. 2. zu
Justizsysternen und Komeptionsbel@mpfung. Es hat zem Ziel,
das Wirtschaftsea chstum areukurbeln.

UNTERSTUTZUNG FUR ZIVILGESELLSCHAFT,
METZWERKE UND PROJEKTE

EU-Frerz lenungsinstrumente, Informationskempagnen wnd
Fardermalnahmen, danunter Unterstitzung der stiziellen
Metze, des Medienpluralisrmus und der Medeanfrehelt

WELCHE ROLLE SPIELT DIE KOMMISSION?

‘Wie worn Gerichtshof der Buropdischen Union anerkannt,
ist die Europdische Kommission dafirvermntwortlich, die
Achtung des in den ELFVertragen vermnkerten Grundwertes
der Rechtsstaatlichkeit zu gewdhrleisten und dafiir zu
sorgen, dass das Recht, die Werte und die Grundsitze
der EU geachtet werden.

EU-JUSTIZBAROMETER

Jahrlicher Bericht mit vengleichbaren Datenzur Unabhangighet,
Oualitst urd Effzienz der natlonalen Justzsysteme.

KOODPERATIONS- UND KONTROLLVERFAHREN

Regelmalige Ubereachung und Berichterstattung aber die
Fortschritte Rurmsniens urd Bulgarens bel der Behebung
von MaEngeln Im Zusammenhang mit der Justiz eform, der
Kormuption wund Im Falle Bulgariens bel der Bel&@impfung der
organislerten Kriminalitat

STRUKTURREFORMEN

Technische wnd finanz lelle Unterstrtmeng der Mitgliedstaaten
bel der Durchfiihrung von Stekiurmefomen,
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Seite 2:

}% REAKTION

VERTRAGSVERLETZUNGSVERFAHREN

Instrumnert zur Gewsdhrlelstung der ordrungsgerr&len
Arwencung und Elrhatung des BU-Rechts auf national er
Ebene

RAHMEN ZUR STARKUNG
DER RECHTSSTAATLICHKEIT

En von der Kommlisslon im MEz 2014 verbsdchiedetes
Frithaaminstrurment, mit cem. sle mit elnem Mitglledstaat
In einen Dialog treten kanr, um systemsche Gefahren fur
cle Rechtsstaatlichkett zu bel@ mpfenwnd so elre Eskalation
zu verhindem,

MITGLIEDSTAATEN

METZ DER MATIDMALEM
KOMTAKTSTELLEN FOR
RECHTSSTAATLICHKEIT

SCHAIFTLICHE BEITRAGE

LAHNDERBESUCHE DER
KOMMISSIHON

VERFAHREN MACH ARTIKEL 7 EUV

WertragsInstrument zur Behebung schwerwlegender
velszurgen der Rechtsstaatlichloett, das die Maglichkett
bletet, sanktiorer, zu verhdr.ger.

VORGESCHLAGEME
KOMDITIOMALITATSREGELUNG ZUM SCHUTZ

DES EU-HAUSHALTS

vorschleg,die Rechisstaa thichkett mitcer Gea dhnurg von EU-

Mitteln zuverknipfer: Dle EUlann belVerstiler den Zugang
2w EL- M Ittelr aussstzen, recuzlenen oder elrschrirker.

WIE FUNKTIONIERT DER EUROPAISCHE MECHANISMUS
ZUR WAHRUNG DER RECHTSSTAATLICHKEIT?

HICHTREGIERUNGS-
ORGAMISATIONEN
BERUFSVERBANDE UMD ANDERE
INTERESSENTRAGER

SCHRSFTLICHE BEITRAGE

JAHRLICHER

BERICHT UBER DIE
RECHTSSTAATLICHKEIT

INTERINSTITUTIONELLE

ZUSAMMENARBEIT ZTWISCHEN DEN

EU-ORGAMEN: RAT, EUROPAISCHES
PARLAMENT, _

DEALOGE IN DEM MITGLIEDSTAATEM:
MNATIONALE PARLAMENTE, BEHORDEN,
ZIVILGESELLSCHAFT

Die EU Kommission wird also gewarnt durch:
o Mitgliedsstaaten (die Bundesrepublik Deutschland warnt dann also vor sich selbst?)

e Ein Netz nationaler Kontaktstellen fur Rechtsstaatlichkeit (sitzen die Kontaktstellen im
Justizministerium oder gleich in den Parteizentralen der Parteienoligarchie?)

¢ Nichtregierungsorganisationen, Berufsverbénde und andere Interessentrager (iber 6 Millionen

staatlich organisiert Betrogene sind offensichtlich keine ,Interessentrager)
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Seite 3:

WIE FUNKTIONIERT DER RAHMEN FUR DIE GEWAHRLEISTUNG DER
RECHTSSTAATLICHKEIT?

RECHTSSTAATLICHKEITSRAHMEN FUR DIE EUROPAISCHE

UNION

WARNUNG BEI 5YSTEMISCHER GEFAHRDUNG
DER RECHTSSTAATLICHEEIT

BEWERTUNG DER KOMMISSION

—— Agentur fiir Grund rechte
Venedig- Kommission ——
—— lustiziellz Netze

STELLUNGNAHME DER KOMMISSION ZUR
RECHTSSTAATLICHKEIT

EMPFEHLUNG DER KOMMISSION ZUR
RECHTSSTAATLICHKEIT

VERFAHREN MACH ARTIKEL 7
EUV

PRAVENTIV- SANKTIONS-
VERFAHREMN VERFAHREMN

Die EU Kommission hat beschrieben (s.0.), wie sie einen ersten ,Bericht Giber die Rechtsstaatlichkeit
einschlie3lich der 27 Landerkapitel durch die Kommission* fur das Jahr 2020 und den ,Bericht fur
2021 auf der Grundlage der Erfahrungen mit dem Mechanismus im ersten Jahr” erstellt hat

Der Europaische Mechanismus zur Wahrung der Rechtsstaatlichkeit — Schritt fiir Schritt
(https://www.ig-gmg-geschaedigte.de/Beweise-O/ Referenznr [IG_0O-JU_402]).

Die EU Kommission betont auch bei diesem ab 2020 jahrlich zu erstellenden Bericht Uber die
Rechtsstaatlichkeit warum ihr die Frage der Rechtsstaatlichkeit in den Mitgliedstaaten der EU so tberaus
wichtig ist (https://www.ig-gmg-geschaedigte.de/Beweise-O/ Referenznr [IG_0-JU_403]).

.Die Rechtsstaatlichkeit ist in Artikel 2 des Vertrags tber die Européische Union (EUV) als einer der
Werte verankert, die allen Mitgliedstaaten gemeinsame sind. [...] Die Achtung des
Rechtsstaatsprinzips ist fur die Gewahrleistung der Gleichheit vor dem Gesetz und das Vertrauen der
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Birgerinnen und Burger und Unternehmen in 6ffentliche Einrichtungen von wesentlicher Bedeutung,
und seine zentralen Grundséatze werden von den Birgern aller Mitgliedstaaten beflirwortet. Auch die
aktuelle Rechtsprechung des Gerichtshofes der Européischen Union spielt in diesem Zusammenhang
eine wichtige Rolle. [...] Die Einhaltung des Rechtsstaatlichkeitsprinzips liegt in der priméren
Verantwortung jedes Mitgliedstaats, doch spielt die Union bei der L6sung von Problemen im Bereich
der Rechtsstaatlichkeit, wann immer diese auftreten, eine wichtige Rolle.”

Wenn z.B. der Européische Gerichtshof fir Menschenrechte in Stral3burg eine Beschwerde gegen die
Bundesrepublik Deutschland ber die fortlaufende Verletzung der Européischen Konvention zum Schutz
der Menschenrechte und Grundfreiheiten nach Artikel 6 § 1 der Konvention, Artikel 13 der
Konvention und Artikel 1 des Protokolls Nr. 1 annehmen wirde und feststellen wiirde, dass davon Uber
6 Millionen Birger eines Mitgliedsstaates betroffen sind (siehe Kap. 5.9, 5.10), dann misste das zweifellos
eine

~Warnung bei systemischer Gefdhrdung der Rechtsstaatlichkeit"
auslésen und dann in die Bewertung der Kommission einflieRen.
Aber da ja eine solche Warnung nicht erfolgt ist (und entsprechend der Vorkehrungen auch nicht erfolgen
wird; siehe Kap. 5.12, 5.13) ist der Bericht (Landerkapitel der Kommission) iber die Bundesrepublik

Deutschland (z.B. fur das Jahr 2020) natirlich die Offenbarung eines ,Uber-Jeden-Zweifel-Erhabenen®
(https://www.ig-gmg-geschaedigte.de/Beweise-O/ Referenznr [IG_O-JU_404]).

Das verwundert aber auch nicht, denn schlie3lich hat der ,Rechtsstaatsmechanismus*” nicht die
StoRrichtung einem ,Uber-Jeden-Zweifel-Erhabenen® einen Dolch in den Riicken zu rammen, sondern die
deutsche Vizeprésidentin des Européischen Parlamentes teilt es uns am 29.09.2020 und 01.10.2020 tber
den Deutschlandfunk mit (https://www.ig-gmg-geschaedigte.de/Beweise-O/ Referenznr [IG_0O-JU_405]).:

.Die Vizeprasidentin des Europaischen Parlamentes, Barley, forderte im Deutschlandfunk mehr Druck
auf Ungarn und Polen, damit diese die Rechtsstaatlichkeit wahren. Es gebe nicht nur einzelne
Verfehlungen, sondern der Rechtsstaat werde systematisch umgebaut. Staaten wie Polen und Ungarn
missten finanziell ausgehungert werden.”

Anmerkung: Frau Barley ist natirlich besonders berufen uns das alles zu erklaren, in der Diagnose des
Zustandes der Justiz eines Staates ist sie einfach spitze (siehe https://www.ig-gmg-
geschaedigte.de/Schluesse/ 20210926 Die kriminellen Politiker und ihre ,von der Leine gelassenen®
Staatsanwalte, Teil Il Kap, 5.1).

Das ganze Rechtsstaatlichkeits-Geddns der EU-Kommission unter der Prasidentschaft Ursula von der
Leyen's erinnert auf fatale Weise an das Rechtsstaatlichkeits-Gedons der deutschen Regierung unter der
Kanzlerin Angela Merkel (IV) zu Zeiten der groRen Koalition aus CDU/CSU und SPD, einer Regierung der
sie ja als Verteidigungsministerin bis zu ihrer Wahl zur EU-Kommissionsprasidentin angehérte (siehe
https://www.ig-gmg-geschaedigte.de/Schluesse/ 20210926 Die kriminellen Politiker und ihre ,von der
Leine gelassenen” Staatsanwalte, Teil Il Kap, 5). Es soll den européischen Blrgern eingeblaut werden,
dass sie in einem demokratischen und rechtsstaatlichen Europa leben.

Es fallen einem wieder die Worte Thomas Jefferson’s ein: ,Nur die Luige braucht die Stiitze der Staatsgewalt.
Die Wahrheit steht von allein aufrecht.”

Seite 15


https://www.ig-gmg-geschaedigte.de/Beweise-O/
https://www.ig-gmg-geschaedigte.de/Beweise-O/
https://www.deutschlandfunk.de/rechtsstaatsbericht-eu-vizepraesidentin-barley-ungarn-und.1939.de.html?drn:news_id=1178229
https://www.ig-gmg-geschaedigte.de/Schluesse/
https://www.ig-gmg-geschaedigte.de/Schluesse/
https://www.ig-gmg-geschaedigte.de/Schluesse/

2 ...und Wirklichkeit

In 2020 legt die EU erstmals Berichte zum Zustand der Rechtsstaatlichkeit in den Mitgliedstaaten vor. Die
Siddeutsche Zeitung teilt daraufhin den deutschen EU-Blrgern mit (https://www.ig-amg-
geschaedigte.de/Beweise-O/ Referenznr [IG_O-MP_200]):

.Die EU-Kommission hat in einigen Mitgliedstaaten bei der Rechtsstaatlichkeit Defizite ausgemacht.
[...] In Polen, Ungarn, Bulgarien, Ruménien, Kroatien und der Slowakei werde die Unabhangigkeit der
Justiz unterwandet.”

Also die Ublichen Verdachtigen; Russland hat man wohl [schon in 2020 !!'] in einem Akt der Verzweiflung
gleich ganz verschwiegen. Und der deutsche EU Biirger kann vor Begeisterung in die Hande klatschen,
denn

Eine Unterwanderung der Unabhangigkeit der Justiz kann uns doch in der Bundesrepublik
Deutschland nicht passieren. (Eine solche Justiz, deren Unabhangigkeit man unterwandern kénnte,
haben wir namlich schon lange nicht mehr).

2.1  Erweiterungswunsch zum Untersuchungsauftrag der EU-Kommission zum WireCard
Skandal

Die EU-Kommission hatte 2020 laut Nachrichten in den Medien die Absicht unabhangig von deutschen
Behorden die Rolle der deutschen Finanzdienstleister-Aufsichtsbehérden im Betrugsskandal um das
Unternehmen WireCard (https://de.wikipedia.org/wiki/Wirecard) zu untersuchen. Dazu wurde ein
Untersuchungsauftrag durch die EU-Kommission beschlossen.
Die relevanten Finanzdienstleister-Aufsichtsbehérden waren und sind
e die BaFin (Bundesanstalt fir Finanzdienstaufsicht mit Sitz in Frankfurt/Main und Bonn)
e welche wiederum vom Bundesministerium fir Finanzen (BMF) kontrolliert wird,
e demvom 12.04.1999 bis 22.11.2005 Hans Eichel (SPD), vom 22.11.2005 bis 27.10.2009 Peer
Steinbriick (SPD), 27.10.2009 bis 24.10.2017 Dr. Wolfgang Schauble (CDU) und vom 14.03.2018
bis 08.12.2021 Olaf Scholz (SPD) vorstand.

Die exakt gleichen Finanzdienstleister-Aufsichtsbehérden tragen auch die Verantwortung dafir, dass die
Versicherer fiir Kapitallebensversicherungen zur privaten Altersvorsorge derart miserable Drei-Parteien-
Versicherungsvertrage zur Vereinbarung solcher privater Versicherungen mit den Arbeitgebern (als zweite
Partei) und den Arbeitnehmern und Versicherten (als dritte Partei) durchsetzen konnten, die es
unterstiitzen, dass die jeweils wirtschaftlich Starksten in der Drei-Parteien-Vertragskonstellation (i.d.R. die
Versicherungsgeber) die Vertragsbedingungen nach Belieben ausdeuten / umdeuten / verandern /
diktieren / etc. konnten und kénnen (https://www.ig-gmg-geschaedigte.de/Schluesse/ 20200110 Die
Versicherer stehen den gesetzl. Krankenkassen in puncto Kriminalitat in nichts nach). Wobei die
Betroffenen naturlich die Frage umtreibt, ob die Finanzdienstleister-Aufsichtsbehdrden dies nur grob-
fahrlassig oder mit Vorsatz verursacht haben, denn die Beantwortung der Frage hat ja deutlichen Einfluss
auf deren strafrechtliche Bewertung.

Am 07.07.2020 ergeht eine Aufforderung an die Prasidentin der EU-Kommission, Ursula von der Leyen,
und die Mitglieder der EU-Kommission Valdis Dombrovskis, Véra Jourova und Dubravka Suica
(https://www.ig-gmg-geschaedigte.de/Beweise-K/ Referenznr. [IG_K-KV_003]). Um wegen des Ausgangs
der Aktion Vermutungen tGber mogliche Ausléser zum Missverstandnis nicht aufkommen zu lassen
nachfolgend die wesentlichen Passagen des Schreibens (die im Anhang des Schreibens befindlichen
Dokumente sind Uber die Referenznummer einsehbar):
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Dr. Arnd Ruter

Haydnstralie 5

85591 Vaterstetten

Deutschland / Germany / I'Allemagne
Email arnd_rueter@web.de

Préasidentin der EU-Kommission Sendung per Email
Ursula von der Leyen ec-president-vdl@ec.europa.eu

Mitglieder der EU-Kommission

Valdis Dombrovskis cab-dombrovskis-contact@ec.europa.eu
Véra Jourova cab-jourova-contact@ec.europa.eu
Dubravka Suica cab-suica-contact@ec.europa.eu

Rue de la Loi / Wetstraat 200
B-1049 Bruxelles / Briissel
Belgique / Belgié / Belgien

Vaterstetten, 07.07.2020

Betrifft: Aufforderung zur Erweiterung des Untersuchungsauftrags
der EU-Kommission zur Rolle der deutschen Finanzdienstleister-Aufsichtsbehérden
(BaFin, Bundesministerium fiir Finanzen) im Betrugsskandal um das Unternehmen
WireCard
um die Untersuchung
der Rolle dieser deutschen Finanzdienstleister-Aufsichtsbehdrden (BaFin, BMF)
im groRten Skandal um Abbau von Demokratie und Rechtsstaatlichkeit
in der Bundesrepublik Deutschland seit ihrem Bestehen

Sehr geehrte Frau Prasidentin,
sehr geehrte Mitglieder
der Europaischen Kommission.

Um die hochlébliche Absicht der EU-Kommission, unabhangig die Rolle der deutschen
Finanzdienstleister-Aufsichtsbehérden im Betrugsskandal um das deutsche Unternehmen WireCard
untersuchen zu wollen, wird in Presse, Rundfunk und Fernsehen berichtet.

lch bitte darum und ich fordere Sie dazu auf, diese Untersuchungen auszudehnen auf die Rolle
ebendieser deutschen Finanzdienstleister-Aufsichtsbehdrden auf deren Rolle im
groRten Skandal im Abbau von Demokratie und Rechtsstaatlichkeit seit Bestehen der
Bundesrepublik Deutschland.

Die Gréle des Skandals bemisst sich nicht an der Zahl von in Frage stehenden Milliarden, sondern an der
Anzahl von beteiligten staatlichen und &ffentlich-rechtlichen Organisationen, darunter auch die
Aufsichtsbehdrden fur die Finanzdienstleister, BaFin und Bundesministerium far Finanzen.

Es geht auch um

staatlich organisierte Kriminalitit auf Basis von Rechtsbeugung und Verfassungsbruch und
den Betrug an ca. 6,3 Millionen Rentner*innen mit einem Betrugsumfang von ca. 26
Milliarden EUR (Stand Ende 2018).

Der Betrug beim Einzelnen der 6,3 Mio Rentner*innen beginnt mit der ,Umdeutung” seiner/ihrer tber den
Arbeitgeber abgeschlossenen privaten Altersvorsorge (3. Saule der bundesdeutschen Altersabsicherung)
in eine betriebliche Altersversorgung (Betriebsrente/\ersorgungsbezug als 2. Saule der
bundesdeutschen Altersabsicherung). Im Ergebnis werden jedem der 6,3 IMio Rentnerinnen ca. 20%
ihrer/seiner Altersvorsorge durch erneute Verbeitragung zur Krankenversicherung und Pflegeversicherung
gestohlen (GroRenordnung_je Person 10 bis 30 Tsd EUR). Diese Umdefinition in eine zu verbeitragende
.Betriebsrente” und deren Meldung an die gesetzlichen Krankenkassen wird durch ausnahmslos_alle
deutschen Lebensversicherer seit 2004 durchgefiihrt und sie wird von der BaFin im Minimum gestiitzt.
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Die Idee zu diesem staatlich organisierten Betrug entwickelte die rot-grine Bundesregierung unter Kanzler
Schréder, nachdem sie in ihren ersten drei Jahren die Sozialkassen durch unfahige Gesundheits- und
Sozialpolitik in Milliarden-Defizite getrieben hatte, und sie setzte sie auch federfiihrend in die Tat um. Dies
kann nicht von der Tatsache ablenken, dass die Politiker aller etablierten politischen Parteien auch nach 16
Jahren verbissen, mit fortlaufenden Ligen und mit ungehemmter Missachtung des Grundgesetzes der
Bundesrepublik Deutschland ihre Beute verteidigen.

Im Anhang befinden sich zwei Dokumenten-Zusammenstellungen mit sprechender Bezeichnung und
kurzer Erlauterung
1. Dokumente und Beweise zur Einordnung des Betruges der deutschen Finanzdienstleistungs-
Aufsichtsbehdrden in ein Gesamtgeschehen
2. Dokumente und Beweise Uber den Betrug aller deutschen Lebensversicherer und die
Nichtkontrolle durch die deutschen Finanzdienstleistungs-Aufsichtsbehérden

Ich hoffe damit hinreichend deutlich machen zu kénnen, dass es hier nicht um die Phantasien eines
Altersgeplagten geht, sondern Giber die spezielle Thematik BaFin und BMF hinaus auch um eine
Entwicklung, die die EU-Kommission nicht ignorieren solite.

Sie werden mich nach etwas Beschaftigung mit den Unterlagen fragen wollen: Wenn alles so gerichtsfest
bewiesen ist, warum machen wir keine Strafanzeige bei der Staatsanwaltschaft oder stellen selbst
Strafantrage bei Strafgerichten?  Weil die Staatsanwélte in Deutschland, rechtswidrig nach européischem
Recht, weisungsabhéngig von der Politik sind, wie selbst der EuGH feststellte, als er am 26.05.2019 den
deutschen Staatsanwaltschaften verbot EU-Haftbefehle auszustellen

(https://www ig-gmg-geschaedigte de/Beweise-O/ Referenznr. [IG_O-MFP_017]; hitps.//www ig-gmg-
geschaedigte.de/Beweise-K/' Referenznr. [IG_K-MP_002]).

Glauben Sie mir, ich wirde mich nicht an Sie wenden, wenn es nicht um 6,3 Mio Betrogene Burger der
Bunderepublik Deutschland ginge, die notgedrungen den Glauben an die Politiker verloren haben, und
wenn ich nicht als einer dieser Betrogenen damit die Hoffnung verbinden wiirde, dass unter lhrer

Prasidentschaft und Ihrer Kommission der Zustand der Europaischen Union etwas mehr demokratische,
sozialere und zukunftsorientierte Zige annehmen kénnte. Die Barger haben wabhrlich nicht die Demokratie
satt, sondemn sie haben die Nase voll von diesen massiv undemokratisch agierenden etablierten politischen
Parteien. Wir wollen ein Europa, aber keinesfalls eines, in welchem uns die undemokratisch und
verfassungswidrig agierenden Politiker (der etablierten politischen Parteien) ausnehmen wie die
Weihnachtgénse und meinen das Staatsvolk sei nur das Stimmwvieh, um selbstsiichtige, raffgierige und
phantasielose Parteipolitiker alle 4 Jahre ins Amt hieven zu lassen.

Ich gestehe, ich und Millionen andere mit mir wiirden sich tber ein positives Echo freuen.
Mit freundlichen GriRen

(Or And Raten)

(Mitglied der InteressenGemeinschaft der GMG-Geschéadigten Direktversicherten)

2.2  Die EU-Kommission ,,sieht nichts* und ist nicht zustandig fur Rechtsstaatlichkeit

Die enttauschende Antwort liel3 fast ein halbes Jahr auf sich warten (https://www.ig-gmg-
geschaedigte.de/Beweise-K/ Referenznr. [IG_K-KV_004]). Das Schreiben ist dann gleich einmal mit einer
Lige eingeleitet: Der Referatsleiter Alain Deckers behauptet im Namen des Kommissars fir
Finanzstabilitét, Finanzdienstleistungen und Kapitalmarktunion Dombrovskis zu antworten und bildet sich
ein, man hatte nicht aus den Nachrichten erfahren kénnen, dass der schon langst auf einen anderen
Posten geschoben worden war.
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Betr.

: Aufforderung zur Erweiterung des Untersuchungsauftrags der EU-

Kommission zur Rolle der deutschen Finanzdienstleister-
Aufsichtsbehorden (BaFin, Bundesministerium fiir Finanzen) im
Betrugsskandal um das Unternehmen WireCard um die
Untersuchung der Rolle dieser deutschen Finanzdienstleister-
Aufsichtsbehérden (BaFin, BMF) im griofiten Skandal um Abbanu
von Demokratie und Rechtsstaatlichkeit in der Bundesrepublik
Deutschland seit ihrem Bestehen

Sehr geehrter Herr Dr. Riiter.

[..

]

In Threm Schreiben beschweren Sie sich auBlerdem tiber die Erhebung von Beitrdgen der
gesetzlichen ~ Kranken- und  Pflegeversicherung  auf  Leistungen  aus
Kapitallebensversicherungen, die von Arbeitnehmern im Wege der Direktversicherung
iiber den Arbeitgeber abgeschlossen wurden. Soweit wir IThrem Schreiben und den von
Thnen vorgelegten Dokumenten entnehmen kénnen, geht es dabei um eine Bestimmung
des deutschen Sozialversicherungsrechts (§ 229 SGB V). nach der Renten der
betrieblichen Altersversorgung als Versorgungsbeziige gelten und damit der
Beitragserhebung zur Krankenversicherung der Rentner unterliegen. Nach der
Rechtsprechung der deutschen Gerichte fallen darunter auch Leistungen. die aus einer
vom Arbeitgeber auf das Leben des Arbeitnehmers abgeschlossenen Direktversicherung
gezahlt werden, wenn diese der Sicherung des Lebensstandards nach dem Ausscheiden
des Arbeitnehmers aus dem Erwerbsleben dienen sollen.

Der von Thnen angesprochene Sachverhalt betrifft die Ausgestaltung und Anwendung der
sozialen Schutzsysteme in den Mitgliedstaaten. Die entsprechenden Bestimmungen
liegen nach den EU-Vertragen im Wesentlichen in der Zustandigkeit der Mitgliedstaaten.
Dabei ist es Sache der Mitgliedstaaten, {iber die Bedingungen und die Ausgestaltung der
Erhebung von Beifragen zur Finanzierung der sozialen Schutzsysteme zu entscheiden. Es
liegen keinerlei Anzeichen dafiir vor. dass die von Thnen geriigten Sachverhalte gegen
Bestimmungen des Europidischen Unionsrechts verstoBen konnten. Insbesondere sind
keine VerstoBe gegen Bestimmungen des EU-Rechts iber den Betrieb und die
Beaufsichtigung von Lebensversicherungen ersichtlich.

Unter diesen Umstdnden bitte ich Sie um Verstindnis dafiir, dass die Kommission
mangels Zustdndigkeit nicht in der Lage ist, hinsichtlich der Ihnen erhobenen Einwinde
gegen die Heranziehung von Lebensversicherungsleistungen aus Direktversicherungen
zu Krankenversicherungsbeitriagen titig zu werden.

Mit freundlichen Griifien

(e-signed)

Alain DECKERS
Referatsleiter
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Man kann es auch kiirzer zusammenfassen:

Ich bitte [im Interesse von 6,3 Mio Bundesbiirgern] darum und ich fordere sie dazu auf, diese
[WireCard] Untersuchungen auszudehnen auf die Rolle ebendieser deutschen Finanzdienstleister-
Aufsichtsbehdrden auf deren Rolle im
groRten Skandal im Abbau von Demokratie und Rechtsstaatlichkeit seit Bestehen der
Bundesrepublik Deutschland.

wird von Prasidentin der EU-Kommission, Ursula von der Leyen, und die Mitglieder der EU-Kommission
Valdis Dombrovskis, Véra Jourova und Dubravka Suica beantwortet mit:

Der von Thnen angesprochene Sachverhalt betrifft die Ausgestaltung und Anwendung der
sozialen Schutzsysteme in den Mitgliedstaaten. Die entsprechenden Bestimmungen
liegen nach den EU-Vertragen im Wesentlichen in der Zustindigkeit der Mitgliedstaaten.
Dabei ist es Sache der Mitgliedstaaten, iiber die Bedingungen und die Ausgestaltung der
Erhebung von Beitrdgen zur Finanzierung der sozialen Schutzsysteme zu entscheiden. Es
liegen keinerlei Anzeichen dafiir vor, dass die von Thnen geriigten Sachverhalte gegen
Bestimmungen des Europidischen Unionsrechts verstofen konnten. Insbesondere sind
keine Verst6Be gegen Bestimmungen des EU-Rechts iiber den Betrieb und die
Beaufsichtigung von Lebensversicherungen ersichtlich.

Oder noch kurzer:

Die Prasidentin der EU-Kommission, Ursula von der Leyen, und

die Mitglieder der EU-Kommission Valdis Dombrovskis, Véra Jourova und Dubravka Suica
sind fur Fragen der Einhaltung der Rechtsstaatlichkeit in den Mitgliedstaaten

einfach nicht zustandig.

2.3 Fruchtlose Nachhilfe fur die EU-Kommission

Dieses unségliche Abwimmeln der EU-Kommission verlangt natirlich eine Antwort. Am 28.12.2020
erhalten die Prasidentin der EU-Kommission, Ursula von der Leyen, die neue EU-Kommissarin fir
Finanzstabilitat, Finanzdienstleitungen und Kapitalmarktunion Mairead McGuinness, der
nunmehrige Exekutive-Vizeprasident der EU-Kommission Dombrovskis und weitere am
Schriftverkehr Beteiligte ein erneutes Schreiben (https://www.ig-gmg-geschaedigte.de/Beweise-K/
Referenznr. [IG_K-KV_005]).

In diesem Schreiben wird unter Punkt 1 den Vertretern der EU-Kommission uber die Rolle der deutschen
Finanzdienstleister-Aufsichtsbehérden (BaFin, BMF, Finanzminister Olaf Scholz) im staatlich
organisierten Betrug auf Basis von Rechtsbeugung und Verfassungsbruch mit mafidsen Strukturen
komprimiert mitgeteilt, was die EU-Kommission auch hétte wissen kdnnen, wenn sie doch wenigsten sich
herab gelassen hatten die von den Betrogenen zur Verfligung gestellten Informationen zu lesen.

Punkt 2 wird nachfolgend fast vollstandig wiedergegeben:
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2) Andererseits ging keinesfalls eine Aufforderung an die EU-Kommission, die Rolle der deutschen
Gerichte bei der Durchsetzung dieses staatlich organisierten Betrugs zu untersuchen und es wurde darauf
hingewiesen, dass das dann waohl eine Aufgabe des EUGH sein wird.

Die Aufforderung erging schon deshalb nicht, weil die EU-Kommission gar nicht zu einer solchen
Untersuchung in der Lage ist. Dass aber mit dem Hinweis im Antwortschreiben vom 10.11.2020:

JNach der Rechtsprechung der deutschen Gerichte fallen darunter auch Leistungen, die aus einer vom
Arbeitgeber auf das Leben des Arbeitnehmers abgeschlossenen Direktversicherung gezahlt werden,
wenn diese der Sicherung des Lebensstandards nach dem Ausscheiden des Arbeitnehmers aus dem
Erwerbsleben dienen sollen”

gezeigt wird, dass die EU-Kommission nicht nur nicht in der Lage, sondern dariiber hinaus auch gar nicht
willens ist den Sachverhalt (iber den Missbrauch der BaFin und des Bundesministeriums fiir
Finanzen aufzukldren, erzeugt Klarheit Gber die von der EU-Kommission eingenommene Position.

Diese Wiederholung der gesetzes-/verfassungswidrigen Begrindung aller an dem Betrug Beteiligten ist
niedrigst magliches Niveau bzw. gréitmagliche Niveaulosigkeit in der Reaktion der EU-Kommission auf
den gestellten Antrag. Um diese hier im Schreiben zitierte realitatsferne Behauptung/Liige im sogenannten
JUrteil” zu begriinden hat beispielsweise das Bayerische Landessozialgericht in meinem
Berufungsverfahren genau zu diesem Thema 39 Rechtsbriiche des Sozialgerichtsgesetzes (SGG(BRD))
und der Zivilprozessordnung (ZPO(BRD)), 1 Notigung in besanders schwerem Fall (§ 240 Strafgesetzbuch,
StGB(BRD)), 115 Rechtsbeugungen (§ 339 StGB(BRD), i.V.m. § 12 5tGB(BRD) jede einzelne ein
Verbrechen), 3 unmittelbare und 3 mittelbare Verfassungsbriiche (Art. 20(3), 97(1), 103(1) und Art. 3(1),
2(1), 14(1) GG(BRD) ) begangen [REF_4].

Bei der verfassungswidrigen Nichtbearbeitung meiner Verfassungsbeschwerde zu diesem Thema verletzte
das Bundesverfassungsgericht Art. 20 (2), 92, 93 (1) Nr_ 4a, 94 (2), 97 (1), 101 (1), 103 (1) des
Grundgesetzes (BRD) [REF_5].

Im Antwortschreiben lhres Alain Deckers erfahre ich:

LLDabei ist es Sache der Mitgliedstaaten, tber die Bedingungen und die Ausgestaltung der Erhebung
von Beitrégen zur Finanzierung der sozialen Schutzsysteme zu entscheiden.”

LE5 liegen keinerlei Anzeichen dafiir vor, dass die von lhnen geriigten Sachverhalte gegen
Bestimmungen des Europdischen Unionsrechts verstofRen kdnnten.®

Die Bedingungen und die Ausgestaltung durch die Mitgliedstaaten darften allerdings ihre Grenzen haben,
wenn dazu von den Mitgliedstaaten kriminelle Methoden angewendet, die Demokratie und die
Rechtsstaatlichkeit beseitigt werden und die eigene Verfassung (Grundgesetz der Bundesrepublik
Deutschland) missachtet wird. Ich erlaube mir angesichts des erhaltenen Schreibens ein wenig Nachhilfe
Zu geben:

[....hier enthalt der Brief eine Passage Uber den ,Vertrag tiber die Européaische Union“ und die
Europdaische Konvention zum Schutze der Menschenrechte und Grundfreiheiten, mit besonderer
Hervorhebung der Rechtsstaatlichkeit.....]

Stellt sich aus EU-Sicht nur noch die Frage, ob die Bundesrepublik Deutschland bei der Beseitigung von
Demokratie und Rechtsstaat uneinholbar vor anderen EU-Mitgliedstaaten liegt, weil sie sozusagen einen
Jhistorischen Vorteil dafiir genutzt hat*, indem die alten Nazi-Juristen, die schon die Demokratie der
Weimarer Republik erfolgreich beseitigt hatten, nach einer kurzen Phase der Entnazifizierung gleich wieder
auf ihre Posten in Judikative und Junsprudenz der noch jungen Bundesrepublik kamen [REF_6, REF _7].

Ich fasse zusammen. Solange ich von Ihnen, Frau Prasidentin von der Leyen, Frau Kommissarin
McGuinness und Herr Exekutive Vizeprasident Dombrovskis, keine Distanzierung von diesem Schreiben
des Alain Deckers erhalte, gehe ich selbstverstandlich davon aus, dass dieses Schreiben die offizielle Sicht
der EU-Kommission widerspiegelt nicht nur zum Mitwirken der deutschen Aufsichtsbehérden (BaFin,
Bundesministerium fir Finanzen), sondern (ungefragt mitgeteilt) auch zur kriminellen Mitwirkung der
deutschen Justiz am staatlich organisierten Betrug auf Basis von Rechtsbeugung und Verfassungsbruch,
dem, gemessen an der Anzahl der involvierten staatlichen und &ffentlich rechtlichen Organisationen,
gréltten Skandal seit Bestehen der Bundesrepublik Deutschland.
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Damit ist die EUU-Kommission nichts weiter als der verlangerte Arm nationaler Parteioligarchien, die die
Demokratie und den Rechtsstaat in ihren jeweiligen Mitgliedslandemn beseitigen. D h. die Aussagen der
EU-Kommission, wie hier z.B. zu ihren Bemihungen den Wirecard Skandal unabhangig untersuchen zu
waollen, kann man getrost als reines Marketing in eigener Sache und als planmafige lrrefilhrung der Biirger
der EU verstehen.

Eine solche EU-Kommission ist nichts weiter als ein Sargnagel fir die europaische ldee.

Ich gestehe, ich und Millionen andere mit mir hatten sich Gber ein positiveres Echo gefreut.
Mit freundlichen Griiien

(Dr. Arnd Riter)

(Mitglied der InteressenGemeinschaft der GMG-Geschidigten Direktversicherten)

Es bleibt nur noch festzustellen: nattrlich haben die Présidentin der EU-Kommission, Ursula von der
Leyen, die EU-Kommissarin fur Finanzstabilitét, Finanzdienstleitungen und Kapitalmarktunion Mairead
McGuinness und der Exekutive-Vizeprasident der EU-Kommission Dombrovskis sich nicht distanziert; die
obigen Schlussfolgerungen tiber die EU-Kommission sind also bittere Wahrheit.
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Il INDIVIDUALBESCHWERDEN BEIM EGMR

Hinweis: Das Dokument wurde in einer Zeit geschrieben, bevor Russland wegen seines imperialistischen
Angriffskriegs gegen die Ukraine aus dem Europarat ausgeschlossen worden ist. Hier ist also durchgéngig
noch von 47 Mitgliedsstaaten die Rede, obwohl es nach dem 16.03.2022 nur noch 46 Mitgliedsstaaten
sind.

3 Einleitung EGMR und EKMR

3.1  Kurze historische Einordnung des EGMR und der EKMR

Die offiziellen Sprachen des Europaischen Gerichtshofs flir Menschenrechte sind Englisch und
Franzosisch, deshalb bleibt es nicht erspart an einigen wenigen Stellen englische Ubersetzungen zu
verwenden.

Kirzel:

»European Court of Human Rights* short: ,ECtHR"
.Europaischer Gerichtshof fiir MenschenRechte* kurz: ,EGMR"

~European Convention for Protection of Human Rights and Fundamental Freedoms* short: ,ECHR*
»Europdaische Konvention zum Schutz der MenschenRechte und Grundfreiheiten”
= ,Europdische MenschenRechtsKonvention* kurz: ,EMRK"

Eine kurzen Uberblick muss man sich nicht selbst ausdenken, der Autor greift zuriick auf den Text eines
Menschenrechtsanwalts (Philip Leach ,Europaischer Gerichtshof fir Menschenrechte® in Handbuch der
Menschenrechtsarbeit, Kap. 17; http://handbuchmenschenrechte.fes.de/themen/menschenrechtsarbeit-in-
europal/europaeischer-gerichtshof-fuer-menschenrechte.html ), wobei aber einige offensichtlich mit
rosaroter Brille geschriebene Textstellen Uiber den ,europaischen Kampf fir Menschenrechte und
Grundfreiheiten” weggelassen werden). Man kénnte auch den Wikipedia-Eintrag
(https://de.wikipedia.org/wiki/Européischer Gerichtshof fur Menschenrechte) verwenden, aber der ist
auch von rosaroter Weltsicht durchzogen.

~Einleitung

Vor 64 Jahren, im Jahr 1950, wurde die Europaische Konvention fiir Menschenrechte in Rom
unterzeichnet. Seit 2010 gab es drei Konferenzen zur zuklnftigen Entwicklung des Europaischen
Gerichtshofs fir Menschenrechte mit dem Ziel, die nachhaltige Effektivitat des Ubereinkommens zu
sichern. Aktuell priift eine Gruppe aus nationalen* Experten ,die durch eine 6ffentliche Konsultation zur
Zukunft des Europaischen Gerichtshofs fur Menschenrechte gesammelten Beitrdge. Ein erster Bericht
der Expertengruppe soll dem Ministerkomitee des Europarates bis April 2015 vorgelegt werden

Das Umfeld der Europaischen Menschenrechte hat sich deutlich verandert, seit die Konvention 1953 in
Kraft trat und der Gerichtshof im Jahr 1959 gegriindet wurde. Sowohl auf internationaler als auch auf
regionaler Ebene konnten wir die Entwicklung einer Fille von Menschenrechtsnormen sowie
zahlreicher Institutionen beobachten, die sich mit der Uberwachung oder Umsetzung von
Menschenrechten befassen.” [...]

LUrsprung und Griindung des Gerichtshofs

Der Gerichtshof wurde unter der Schutzherrschaft des Europarates gegriindet, der die Europdaische
Konvention zum Schutz der Menschenrechte ins Leben rief. Die Konvention stellte fir Europa das
Hauptinstrument zur Umsetzung von wichtigen Teilen der Allgemeinen Erklarung der Menschenrechte
dar, die bahnbrechende internationale Norm, die zwei Jahre zuvor eingefiihrt wurde.
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Nach den groRraumigen Menschenrechtsverletzungen auf dem ganzen Kontinent wahrend des Zweiten
Weltkriegs und inmitten der Debatte tiber die Wichtigkeit, die Européische Einheit zu starken, wurde der
Europarat im Jahr 1949 gegriindet. Er zielte auf die Verbesserung des kulturellen, sozialen und
politischen Lebens in Europa sowie auf die Férderung von Menschenrechten, Demokratie und des
Rechtsstaatprinzips ab.

Die Erweiterung des Europarates fand parallel zur fortschreitenden europdischen Demokratisierung
statt. Zu Beginn fanden sich nur zehn Mitgliedstaaten zusammen, um den Europarat zu griinden:
Belgien, Danemark, Frankreich, Irland, Italien, Luxemburg, die Niederlande, Norwegen, Schweden und
GroRbritannien. Zwischen 1949 und 1970 traten acht weitere Lander bei: Griechenland, Tirkei,
Deutschland (am 13. Juli 1950), Osterreich, Zypern, die Schweiz und Malta. 1969 kiindigte das von den
griechischen Obristen gegriindete Regime, welches die gewéhlte Regierung stiitzte, die Européische
Konvention und trat aus dem Europarat aus. Griechenland kehrte erst 1974, nach der
Wiederherstellung der demokratischen Regierung, wieder in den Rat zurtick. Portugal wurde im Jahr
1976 Mitglied, zwei Jahre nach Ende des diktatorischen Regimes von Anténio de Oliveira Salazar.
Spanien folgte im Jahr 1977, zwei Jahre nach dem Tod von General Franco. Ende der 1980er Jahre
bestand der Europarat hauptsachlich aus demokratischen, westeuropéischen Staaten. Doch diese
Zusammenstellung anderte sich in den 1990er Jahren drastisch, als auch Staaten aus Zentral- und
Osteuropa hinzukamen, insbesondere nach dem Zusammenbruch der Sowjetunion und Jugoslawiens:
Ungarn, Bulgarien, die Tschechische Republik, Slowakei, Polen, Ruménien, Slowenien, Litauen und
Estland (von 1990-1994); Albanien, Ukraine, Kroatien, Moldawien, die ehemalige jugoslawische
Republik Mazedonien, Lettland, Russland und Georgien (von 1995 bis 1999). Es sind nun 47
Mitgliedstaaten vertreten, nachdem Montenegro als letztes Land im Jahr 2007 beitrat. Nur ein
Bewerberland wartet noch auf seine Chance: WeilRrussland, wo die Todesstrafe immer noch vollstreckt
wird."

Bei seiner Griindung war der Gerichtshof die hdchste Instanz in einem zweigeteilten System.
Beschwerden wurden zunachst von der Europaischen Menschenrechtskommission gepruft, bevor sie
an den Gerichtshof verwiesen wurden. Es gab hierbei drei Phasen: Zunachst prifte die Kommission die
Zulassigkeit einer Beschwerde, entschied daraufhin Gber die Begrundetheit, bevor der Gerichtshof
schlieBlich ein rechtskraftiges Urteil fallte. Dieses System barg einige problematische Aspekte: Das
Verfahren vor der Kommission war vertraulich, und zunachst bestanden ihre Mitglieder hauptséchlich
aus aktiven und ehemaligen® Ministern “, Regierungsbeamten oder Parlamentsabgeordneten anstelle
professioneller Rechtsanwalte. 1998 wurde die Kommission abgeschafft und ein sténdiger
.Vollzeitgerichtshof* gegriindet, um die Verfahren zu beschleunigen. Zu Zeiten des alten Systems
wurden einige Falle nicht an den Gerichtshof, sondern zur Entscheidung an das Ministerkomitee des
Europarates verwiesen (dem die AulRenminister der Mitgliedsstaaten oder ihre standigen
diplomatischen” Vertreter ,in StraBburg angehéren). 1998 wurde dem Ministerkomitee jedoch diese
Rolle entzogen — die Tatsache, dass dieses politische Organ nicht mehr seine scheinjuristische Rolle
ausubte, war eine willkommene Entwicklung.

Zustandigkeiten des Gerichtshofs

Die Grundlage der Aufgaben und Befugnisse des Gerichtshofs ist die Européaische Konvention zum
Schutze der Menschenrechte — ein Abkommen, das im Jahr 1953 in Kraft trat. Die Konvention umfasst
eher zivile und politische als wirtschaftliche und soziale Rechte. [...] Diese Rechte in der Konvention
selbst wurden durch mehrere Protokolle ergénzt, die zwischen 1952 und 2005 verabschiedet wurden
[...].“ (Die Europaische Konvention zum Schutz der Menschenrechte und Grundfreiheiten;
https://www.ig-amg-geschaedigte.de/Beweise-O/ Referenznr [IG_0O-JU_300])

,Die funktionsibergreifende Aufgabe des Gerichtshofs besteht darin, dafuir zu sorgen, dass die
Vertragsparteien die Konvention und die Protokolle einhalten (Artikel 198); die Staaten werden
ihrerseits dazu aufgefordert, die Rechte in der Konvention und den Protokollen ,allen ihrer
Hoheitsgewalt unterstehenden Personen® zuzusichern (Artikel 1). Zu diesem Zweck entscheidet
der Gerichtshof tiber Beschwerden von jeder , natiirlichen Person, nichtstaatlichen Organisation
oder Personengruppe”, die behauptet, in einem der in dieser Konvention oder den Protokollen
anerkannten Rechte verletzt zu sein (Artikel 34). Diese spezielle Funktion (Entscheidung von
Individualbeschwerden) bildet die Basis des Gerichtshofsystems. Dies war — und ist in vielerlei Hinsicht
immer noch — das bemerkenswerteste Charakteristikum des Europaischen Gerichtshofs:
Einzelpersonen kénnen Regierungen vor ein internationales Gericht bringen, und es wird ein
rechtskraftiges Urteil gefallt.
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Gerichtsverfahren - Eine Beschwerde einreichen

Eine Beschwerde beim Gerichtshof wird durch Ausfilllen des Beschwerdeformulars

(hier durch den Autor nachzulesen unter: Schreiben (https://www.ig-gmg-geschaedigte.de/Beweise-K/
Referenznr. [IG_K-JU_300] bis [IG_K-JU_303])

oder durch ein einfaches Schreiben an den Gerichtshof eingereicht. Eigentlich ist dies zu Beginn ein
recht einfaches Verfahren, da der Beschwerdefiihrer zunéachst keinen Rechtsbeistand bendétigt und
die Beschwerde in jeder Sprache der Mitgliedstaaten eingereicht werden kann. Spater im Verfahren
ist es jedoch notwendig, eine der offiziellen Sprachen des Gerichtshofs — Englisch oder Franzdsisch —
Zu benutzen.

Das erste Schreiben an den Gerichtshof sollte den/die Beschwerdefuhrer_in angeben, die relevanten
Fakten des maRRgebenden Sachverhalts zusammenfassen, alle innerstaatlichen Verfahren aufzahlen,
die von dem/der Beschwerdefiihrer_in eingeleitet wurden und die Artikel der Europaischen Konvention
darlegen, die nach Ansicht des Beschwerdefiihrers durch einen Vertragsstaat verletzt wurden, unter
Angabe von Griinden. AuRerdem darf dem/der Beschwerdeflhrer_in — von einigen Ausnahmen
abgesehen — nicht nur ein unerheblicher Nachteil entstanden sein. Es gibt eine strenge zeitliche
Begrenzung zur Einreichung einer Beschwerde: Sie muss innerhalb von sechs Monaten nach der
endgultigen innerstaatlichen Gerichtsentscheidung eingereicht werden (Artikel 35).

Es mussen keine Gerichtsgebiihren bezahlt werden. Es gibt ein begrenztes Prozess-
kostenhilfesystem, das (angemessen) erhobene Gebihren bezahlt. Wenn die Beschwerde eines
Beschwerdefiihrers erfolgreich ist, liegt es im Ermessen des Gerichtshofs, der Regierung aufzuerlegen,
die dem Beschwerdefiihrer entstandenen Prozesskosten und - auslagen zu bezahlen.

Gerichtsverfahren — Die Priifung der Zulassigkeit

G

Nicht nur der Europaische Gerichtshof fir Menschenrechte in Stra3burg bietet eine Menge an
Informationen an, wie eine Beschwerde zu erstellen ist und welche Bedingungen zu beachten sind, damit
diese die Zulassigkeitsvoraussetzungen erfillt. ([IG_0O-JU_301];
https://www.echr.coe.int/Pages/home.aspx?p=applicants/ger&c=)

Es gibt auch eine Menge an Rechtsliteratur, die reflektiert, dass es da ein ausgedehntes (und
wahrscheinlich fur die Juristen auch sehr lukratives) Geschéaftsfeld zum Thema Beschwerden beim EGMR
gibt (https://www.ig-amg-geschaedigte.de/Beweise-O/ Referenznr [IG_0O-JU 303], [IG_0-JU_304]). Aus
diesen Aussagen folgt: irgendetwas stimmt da nicht, entweder a) ist das Stellen einer Beschwerde beim
EGMR zu Anfang ,ein recht einfaches Verfahren“ (wie oben vom RA Leach behauptet) oder b) auch beim
EGMR fihrt das krankhafte Verdrehen von Recht durch die Juristen dieser Welt dazu, dass das Internet
mit ,heil3en Tipps zum Erstellen und Durchziehen einer EGMR Beschwerde" regelrecht zugemillt worden
ist.

Anstatt hier nette Worte zu wiederholen und dann feststellen zu mussen, dass wir frommen Winschen und
feuchtwarmen Spriichen aufgesessen sind, verlassen wir uns fiir die Regeln zur Prifung der Zulassigkeit
durch den Européaischen Gerichtshof fiir Menschenrechte nun lieber auf die Gesetzeslage bzw. das
von den 47 Mitgliedstaaten anerkannte internationale Recht in Form der Européaischen Konvention
zum Schutz der Menschenrechte und Grundfreiheiten.
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4 Die Entscheidung von Individualbeschwerden beim EGMR

4.1 Die relevanten Artikel in Abschnitt Il EKMR zum EGMR

Die Regelungen zur Entscheidung von Individualbeschwerden beim EGMR sind in der EKMR selbst unter
Abschnitt Il ,Europdaischer Gerichtshof fir Menschenrechte” in den Artikeln 19 bis 51 international
vereinbart (https://www.ig-amg-geschaedigte.de/Beweise-O/ Referenznr [IG_O-JU_300]). Wir zitieren den
Vertragstext vollstandig, soweit er fur die vorliegende Diskussion von Belang ist.

ARTIKEL 19 Errichtung des Gerichtshofs
ARTIKEL 20 Zahl der Richter
ARTIKEL 21 Voraussetzungen fir das Amt

1. Die Richter miissen hohes sittliches Ansehen genief3en und entweder die fir die Ausiibung hoher
richterlicher Amter erforderlichen Voraussetzungen erfiillen oder Rechtsgelehrte von anerkanntem
Ruf sein.

2. Die Kandidaten durfen zu dem Zeitpunkt, zu dem die Liste von drei Kandidaten nach Artikel 22 bei

der Parlamentarischen Versammlung eingehen soll, das 65. Lebensjahr nicht vollendet haben.

3. Die Richter gehdren dem Gerichtshof in ihrer personlichen Eigenschaft an.

4. Wahrend ihrer Amtszeit dirfen die Richter keine Téatigkeit austiben, die mit ihrer Unabhangigkeit,
ihrer Unparteilichkeit oder mit den Erfordernissen der Vollzeitbeschéaftigung in diesem Amt
unvereinbar ist; alle Fragen, die sich aus der Anwendung dieses Absatzes ergeben, werden vom
Gerichtshof entschieden.

ARTIKEL 22 Wabhl der Richter

ARTIKEL 23 Amtszeit und Entlassung

1. Die Richter werden fur neun Jahre gewahlt. lhre Wiederwahl ist nicht zulassig.

2. Die Richter bleiben bis zum Amtsantritt ihrer Nachfolger im Amt. Sie bleiben jedoch in den
Rechtssachen tatig, mit denen sie bereits befasst sind.

3. Ein Richter kann nur entlassen werden, wenn die anderen Richter mit Zweidrittelmehrheit
entscheiden, dass er die erforderlichen Voraussetzungen nicht mehr erfillt.

ARTIKEL 24 Kanzlei und Berichterstatter

1. Der Gerichtshof hat eine Kanzlei, deren Aufgaben und Organisation in der Verfahrensordnung des
Gerichtshofs festgelegt werden.

2. Wenn der Gerichtshof in Einzelrichterbesetzung tagt, wird er von Berichterstattern unterstitzt,
die ihre Aufgaben unter der Aufsicht des Présidenten des Gerichtshofs austiben. Sie gehéren der
Kanzlei des Gerichtshofs an.

ARTIKEL 25 Plenum des Gerichtshofs

Das Plenum des Gerichtshofs

(a) wahlt seinen Préasidenten und einen oder zwei Vizeprasidenten fir drei Jahre; ihre Wiederwahl ist
zulassig;

bildet Kammern fur einen bestimmten Zeitraum;

wahlt die Prasidenten der Kammern des Gerichtshofs; ihre Wiederwahl ist zulassig;

(d) beschlief3t die Verfahrensordnung des Gerichtshofs;

(e) wahlt den Kanzler und einen oder mehrere stellvertretende Kanzler;

(f) stellt Antrage nach Artikel 26 Absatz 2.

(b
(c

~— — — —

ARTIKEL 26 Einzelrichterbesetzung, Ausschiisse, Kammern und Grol3e Kammer

1. Zur Prifung der Rechtssachen, die bei ihm anhéngig gemacht werden, tagt der Gerichtshof in
Einzelrichterbesetzung, in Ausschiissen mit drei Richtern, in Kammern mit sieben Richtern und in
einer Grofen Kammer mit siebzehn Richtern. Die Kammern des Gerichtshofs bilden die
Ausschusse fur einen bestimmten Zeitraum.
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2. Auf Antrag des Plenums des Gerichtshofs kann die Anzahl der Richter je Kammer fiir einen
bestimmten Zeitraum durch einstimmigen Beschluss des Ministerkomitees auf finf herabgesetzt
werden.

3. Ein Richter, der als Einzelrichter tagt, prift keine Beschwerde gegen die Hohe Vertragspartei, fur
die er gewahlt worden ist.

4. Der Kammer und der GroRen Kammer gehért von Amts wegen der fur eine als Partei beteiligte
Hohe Vertragspartei gewahlte Richter an. Wenn ein solcher nicht vorhanden ist oder er an den
Sitzungen nicht teilnehmen kann, nimmt eine Person in der Eigenschaft eines Richters an den
Sitzungen teil, die der Prasident des Gerichtshofs aus einer Liste auswahlt, welche ihm die
betreffende Vertragspartei vorab unterbreitet hat.

5. Der Grol3en Kammer gehdren ferner der Prasident des Gerichtshofs, die Vizeprasidenten, die
Prasidenten der Kammern und andere nach der Verfahrensordnung des Gerichtshofs ausgewéhlte
Richter an. Wird eine Rechtssache nach Artikel 43 an die GroRe Kammer verwiesen, so dirfen
Richter der Kammer, die das Urteil geféllt hat, der Gro3en Kammer nicht angehéren; das gilt nicht
fur den Prasidenten der Kammer und den Richter, welcher in der Kammer fir die als Partei
beteiligte Hohe Vertragspartei mitgewirkt hat.

ARTIKEL 27 Befugnisse des Einzelrichters

1. Ein Einzelrichter kann eine nach Artikel 34 erhobene Beschwerde fur unzulassig erklaren oder im
Register streichen, wenn eine solche Entscheidung ohne weitere Prifung getroffen werden kann.

2. Die Entscheidung ist endguiltig.

3. Erklart der Einzelrichter eine Beschwerde nicht flir unzuldssig und streicht er sie auch nicht im
Register des Gerichtshofs, so Ubermittelt er sie zur weiteren Prifung an einen Ausschuss oder
eine Kammer.

ARTIKEL 28 Befugnisse der Ausschisse
1. Ein Ausschuss, der mit einer nach Artikel 34 erhobenen Beschwerde befasst wird, kann diese
durch einstimmigen Beschluss
(a) fur unzulassig erklaren oder im Register streichen, wenn eine solche Entscheidung ohne
weitere Prifung getroffen werden kann, oder

(b) fur zuléassig erklaren und zugleich ein Urteil Gber die Begriindetheit fallen, sofern die der
Rechtssache zugrunde liegende Frage der Auslegung oder Anwendung dieser Konvention oder
der Protokolle dazu Gegenstand einer gefestigten Rechtsprechung des Gerichtshofs ist.

2. Die Entscheidungen und Urteile nach Absatz 1 sind endguiltig.

3. Ist der fur die als Partei beteiligte Hohe Vertragspartei gewéhlte Richter nicht Mitglied des
Ausschusses, so kann er von Letzterem jederzeit wahrend des Verfahrens eingeladen werden, den
Sitz eines Mitglieds im Ausschuss einzunehmen; der Ausschuss hat dabei alle erheblichen
Umsténde einschlieRlich der Frage, ob diese Vertragspartei der Anwendung des Verfahrens nach
Absatz 1 Buchstabe b entgegengetreten ist, zu bertcksichtigen.

ARTIKEL 29 Entscheidungen der Kammern Uber die Zulassigkeit und Begrindetheit

1. Ergeht weder eine Entscheidung nach Artikel 27 oder 28 noch ein Urteil nach Artikel 28, so
entscheidet eine Kammer tber die Zulassigkeit und Begriindetheit der nach Artikel 34 erhobenen
Beschwerden. Die Entscheidung Uber die Zuladssigkeit kann gesondert ergehen.

2. Eine Kammer entscheidet Uber die Zuléssigkeit und Begrindetheit der nach Artikel 33 erhobenen
Staatenbeschwerden. Die Entscheidung Uber die Zuléssigkeit ergeht gesondert, sofern der
Gerichtshof in Ausnahmeféllen nicht anders entscheidet.

ARTIKEL 30 Abgabe der Rechtssache an die Grof3e Kammer
ARTIKEL 31 Befugnisse der GroRen Kammer

ARTIKEL 32 Zustandigkeit des Gerichtshofs

ARTIKEL 33 Staatenbeschwerden

ARTIKEL 34 Individualbeschwerden

Der Gerichtshof kann von jeder natirlichen Person, nichtstaatlichen Organisation oder
Personengruppe, die behauptet, durch eine der Hohen Vertragsparteien in einem der in dieser
Konvention oder den Protokollen dazu anerkannten Rechte verletzt zu sein, mit einer Beschwerde
befasst werden. Die Hohen Vertragsparteien verpflichten sich, die wirksame Auslibung dieses Rechts
nicht zu behindern.

ARTIKEL 35 Zulassigkeitsvoraussetzungen
1. Der Gerichtshof kann sich mit einer Angelegenheit erst nach Erschopfung aller innerstaatlichen
Rechtsbehelfe in Ubereinstimmung mit den allgemein anerkannten Grundséatzen des Volkerrechts
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und nur innerhalb einer Frist von vier Monaten nach der endgultigen innerstaatlichen Entscheidung

befassen.

Der Gerichtshof befasst sich nicht mit einer nach Artikel 34 erhobenen Individualbeschwerde, die

(a) anonym ist oder

(b) im Wesentlichen mit einer schon vorher vom Gerichtshof gepruften Beschwerde ubereinstimmt
oder schon einer anderen internationalen Untersuchungs- oder Vergleichsinstanz unterbreitet
worden ist und keine neuen Tatsachen enthélt.

Der Gerichtshof erklart eine nach Artikel 34 erhobene Individualbeschwerde fir unzulassig,

(a) wenn er sie fur unvereinbar mit dieser Konvention oder den Protokollen dazu, fur offensichtlich
unbegrindet oder fur missbrauchlich halt oder

(b) wenn er der Ansicht ist, dass dem Beschwerdefuhrer kein erheblicher Nachteil entstanden ist,
es sei denn, die Achtung der Menschenrechte, wie sie in dieser Konvention und den Protokollen
dazu anerkannt sind, erfordert eine Prifung der Begriindetheit der Beschwerde.

Der Gerichtshof weist eine Beschwerde zuriick, die er nach diesem Artikel fir unzulassig halt. Er

kann dies in jedem Stadium des Verfahrens tun.

ARTIKEL 36 Beteiligung Dritter

ARTIKEL 37 Streichung von Beschwerden

ARTIKEL 38 Prifung der Rechtssache

ARTIKEL 39 Glitliche Einigung

ARTIKEL 40 Offentliche Verhandlung und Akteneinsicht
ARTIKEL 41 Gerechte Entscheidung

ARTIKEL 42 Urteile der Kammern

ARTIKEL 43 Verweisung an die Grol3e Kammer
ARTIKEL 44 Endgultige Urteile

ARTIKEL 45 Begrindung der Urteile und Entscheidungen

1. Urteile sowie Entscheidungen, mit denen Beschwerden fiir zuléssig oder fiir unzulassig erklart
werden, werden begriindet.

2. Bringt ein Urteil ganz oder teilweise nicht die Ubereinstimmende Meinung der Richter zum
Ausdruck, so ist jeder Richter berechtigt, seine abweichende Meinung darzulegen.

ARTIKEL 46 Verbindlichkeit und Durchflihrung der Urteile
ARTIKEL 47 Gutachten

ARTIKEL 48 Gutachterliche Zustandigkeit des Gerichtshofs
ARTIKEL 49 Begriindung der Gutachten

ARTIKEL 50 Kosten des Gerichtshofs

ARTIKEL 51 Vorrechte und Immunitaten der Richter
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4.2  Einzelrichterentscheidungen seit 01.06.2010 mit dem 14. Zusatzprotokoll

Das Ministerkomitee des Europarats verabschiedete das Protokoll Nr. 14 bereits im Mai 2004. Uber die
Verzdgerungen beim Inkrafttreten darf spekuliert werden; vielleicht waren ja einige Mitgliedsstaaten von
den beabsichtigten MaRhahmen nicht sehr Uberzeugt. Am 12.05.2009 wurden dann in Madrid aus dem
Protokoll Nr. 14 Bestimmungen verabschiedet, die sich mit der Einfilhrung der Einzelrichterentscheidung
befassten. Bedingt durch den Ratifizierungsprozess durch die Mitgliedsstaaten trat das Protokoll erst am
01.06.2010 in Kraft (https://www.ig-gmg-geschaedigte.de/Beweise-O/ Referenznr. [IG_0-JU_305], [IG_O-
JU_306]).
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CM(2009)58-final 12 May 2000

119th Session of the Committee of Ministers
(Madrid, 12 May 2009)
Protocol No. 14 bis to the European Convention on Human Rights

Preamhle

The member states of the Council of Europe, signatories to this Protocol to the Convention for the Protection of Human
Rights and Fundamental Freedoms, signed at Rome on 4 November 1950 (hereinafter referred to as “the Convention”),

Having regard to Protocol Mo. 14 to the Canvention for the Protection of Human Rights and Fundamental Freedoms,
amending the contral system of the Convention, opened for signature by the Committee of Ministers of the Council of
Europe in Strasbourg on 13 May 2004;

Having regard to Opinion No. 271 (2008), adopted by the Parliamentary Assembly of the Council of Europe on 30 April
2009;

Considering the urgent need to introduce certain additional procedures into the Convention in order to maintain and
improve the efficiency of its control system for the long term, in the light of the continuing increase in the workload of
the European Court of Human Rights and the Committee of Ministers of the Council of Europe;

Considering, in particular, the need to ensure that the Court can continue to play its pre-eminent role in protecting
human rights in Europe,
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Der Ministerrat lasst bereits durchblicken, dass er vorhat die Entscheidung tber die Unzulassigkeit/
Zulassigkeit in Richtung Kanzlei (in eine undurchsichtige Verwaltung) zu verschieben. In der
Presserklarung heil3t es:
LEntscheidungen zur Zuldssigkeit und zur Sache: Um der Kanzlei und den Richtern eine schnellere
Abwicklung von Fallen zu ermdglichen, werden die Entscheidungen tber die Zulassigkeit und
Begrindetheit bei Individualbeschwerden gemeinsam getroffen. Dies ist bereits tbliche Praxis am
Gerichtshof geworden.*
Das ist eine Verschiebung der Entscheidungsbefugnis von gewahlten Richtern auf nicht legitimierte
Mitarbeiter in der Kanzlei. So entsteht ein neuer Spruchkérper ,aus gewahltem Richter und
selbsternanntem Heilsbringer aus der Kanzlei, der dort von ,undurchsichtigen Machten* platziert wurde.
Und auch wenn der Ministerrat hier gesteht Kenntnis tiber eine ,bereits tbliche Praxis am Gerichtshof* zu
haben ist, so ist es doch die Kenntnis tber einen klaren Bruch der Europaischen Konvention.

Die schweizerische Menschenrechtsorganisation Humanrights sah die Einfihrung der
Einzelrichterentscheidung wie folgt (Anmerkung: da muss eine spatere Verschiebung der Nummerierung
von 25, 27, 28 auf 24, 26, 27 stattgefunden haben; https://www.humanrights.: ,,
h/de/ipf/grundlagen/durchsetzungsmechanismen/europarat/egmr/reform/14-zusatzprotokoll-emrk-kraft-1-

juni-2010):

Einzelrichter: Nach dem neuen Art. 26 Abs. 1 EMRK soll der Gerichtshof nicht nur als Ausschuss,
Kammer oder Grosse Kammer tagen kdnnen, sondern auch als Einzelrichter oder Einzelrichterin. Die
Kompetenz dieser Einzelrichter, die durch der Kanzlei angehdrende Rapporteurs bzw. Assessoren
unterstutzt werden (neuer Art. 24 Abs. 2 EMRK), beschrankt sich auf die Unzul@ssigerklarung oder
Streichung offensichtlich unzul&ssiger Beschwerden, d.h. von Beschwerden, bei denen der
Unzulassigkeitsentscheid ohne weitere Priifung getroffen werden kann (neuer Art. 27 Abs. 1 EMRK).
Kdnnen Beschwerden nicht fir unzulassig erklart oder gestrichen werden, so leiten die Einzelrichter die
Beschwerde einem Ausschuss oder einer Kammer zur Beurteilung weiter (neuer Art. 27 Abs. 3 EMRK).
Das 14. Zusatzprotokoll raumt somit den Einzelrichtern die Funktion eines Triageorgans ein, um die
Beschwerdeflut effizienter als bisan filtern zu kénnen.

Mit der Anmerkung ,Kénnen Beschwerden nicht fir unzuléssig erklart oder gestrichen werden, ...“
offenbart Humanrights allerdings eine erschreckend realitatsferne Sicht. Manche Richter haben
offensichtlich eine derart kriminelle Energie, dass durch sie politisch unerwiinschte Beschwerden
grundsatzlich immer flr unzuldssig erklart* werden kénnen (s.u.).

4.3  Regeln zur Behandlung in Einzelrichterentscheidungen

Wie, wonach und durch wen wird entschieden, ob eine Beschwerde durch eine Einzelrichterbesetzung, (3
Richter-) Ausschisse, (7 Richter Kammern) oder die (17 Richter) Grol3e Kammer entschieden wird ?

Die EKMR enthélt keine derartigen Vorgaben, d.h. es ist eine Entscheidung der Richter des EGMR. Wo
wird diese Entscheidung geregelt? Wir nehmen an in der Verfahrensordnung (VerfO), die sich das Plenum
des EGMR nach Artikel 25 (d) selbst gibt ((https://www.ig-gmg-geschaedigte.de/Beweise-O/ Referenznr
[IG_0O-JU_302])
Als Anforderungen an diese VerfO stehen:

e die VerfO darf selbstverstandlich nicht in Widerspruch zur EKMR stehen

e die VerfO muss darliber hinaus praktikabel fir die Durchfiihrung der Aufgaben durch das EGMR

inkl. seiner nach EKMR Artikel 24 Abs. 1 etablierten Kanzlei sein

Im auf der homepage des EGMR verfugbaren Handout , Your_Application_DEU.pdf* (lhre Beschwerde vor
dem EGMR_Your_Application_ DEU (MARKER).pdf) wird mitgeteilt, dass die Poststelle nach Sortieren der
eingegangenen Beschwerde in der Eingangspost,
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Sie kéinnen lhre Beschwerde in einer der beiden Amtssprachen des
Eurcparats — Franzésisch und Englisch — oderin einer offiziellen Sprache
eines Mitgliedstaats des Europarats einlegen.

Zu Beginn des Verfahrens ist eine anwaltliche Vertretung nichtzwingend
erforderlich. Wenn Sie sich dennoch anwaltlich vertreten lassen, so ist
eine Vollmacht vorzulegen, mit der Sie den Anwalt erméchtigen, in
Ihrem Namen vor dem Gerichtshof tatig zu werden.

Senden Sie das vollstindig ausgefiillte Beschwerdeformular mit den
erforderlichen Unterlagen an:

The Registrar
European Court of Human Rights
Council of Europe
F-67075 Strasbourg cedex
Senden Sie lhre Beschwerde méglichst per Einschreiben und innerhalb
der in der Konvention bezeichnetan Frist. Als Einbringungsdatum
zhlt der Poststempel. Beschwerden kénnen nur auf dem Postweg
eingebracht werden.

Legen Sie lhre Beschwerde méglichst unmittelbar nach der letzten
innerstaatlichen Entscheidung im nationalen Rechtssystem beim
Gerichtshof ein.

SIE HABEN NUN IHRE BESCHWERDE AN
DEN GERICHTSHOF ABGESCHICKT

\

Bitte sehen Sie von telefonischen Anf indi 2 h
beim Gerichtshof ab. Der Gerichtshof wird lhnen schreiben, sofern
er weitere Informationen von lhnen ben&tigt.

Die Poststelle sortiert die Eingangspost und leitet |hre Beschwerde
an die Rechtsabteilung weiter, die mit der Bearbeitung der Félle des
Landes, gegen das die Beschwerde gerlchtal ist, beau{'lragt ist. Eine
gegen Deutschland gerichtete Besch wird b ise der
Abteilung zugeleitet, die sich mit Fallen gegen Deutschland beschaftigt.
Die Mitarbeiter sprechen hier Deutsch und sind mit der Rechtsprachung
dieses Landes vertraut.

Ihre Beschwerde erhlt nun eine Beschwerdenummer und wird von
einem Juristen gepriift. In diesem Stadium ist die Beschwerde lediglich
registriert, aber nicht unbedingt bereits angenommen. Wenn der
Gerichtshof Sie anschreibt, miissen Sie |nn.r||a|b d.r gn.t:hn
Frist antworten. And falls kann lhre Beschwerde zur g

oder vernichtet werden.

Sobald alle Informationen vorliegen, die fiir eine Prifung lhres
Falles nétig sind, wird lhre Beschwerde einem der Spruchkérper des
Gerichtshofs vorgelegt werden.

Selbst wenn lhnen die Dauer des Verfahrens lang erscheinen mag,
bitten wir Sie von Anfragen abzusehen und nur auf Schreiben des
Gerichtshofs zu reagieren. Aufgrund der hohen Zahl der eingehenden
Beschwerden (mehr als 50.000 pro Jahr) und der noch héheren Zahl ven
bereits anhéngigen Beschwerden kann der Gerichtshof den Eingang von
Briefen oder Unterlagen nicht bestatigen oder lhnen Auskunft dariiber

erteilen, wann lhre Beschwerde gepriift wird.

lhre Baschwerde kommt bei der Poststalle des Gerichtshofs an, wo Das Verfahren ist ausschlieBlich schriftlich.

taglich mehr als 1.500 Briefe eingehen. Aufgrund der Vielzahl an
Beschwerden ist es nicht méglich, den Eingang Ihrer Beschwerde zu
bestitigen.

\ / L J

Ihre Beschwerds var derm EGMR:
‘Wie Sie eine Baschwerds sinkegen konren und wis de Beschwerde denn bearbeitet wird

Europgischen Gerichtshof fur Menschenrechts

,.Ihre Beschwerde an die Rechtsabteilung weiter[geleitet wird], die mit der Bearbeitung der Féalle des
Landes, gegen das die Beschwerde gerichtet ist, beauftragt ist. Eine gegen Deutschland gerichtete
Beschwerde wird beispielsweise der Abteilung zugeleitet, die sich mit Fallen gegen Deutschland
beschaftigt. Die Mitarbeiter sprechen hier Deutsch und sind mit der Rechtsprechung dieses Landes
vertraut.

Ihre Beschwerde erhalt nun eine Beschwerdenummer und wird von einem Juristen gepruift. [...]
Sobald alle Informationen vorliegen, die flr eine Prifung Ihres Falles nétig sind, wird ihre
Beschwerde einem der Spruchkérper des Gerichtshofs vorgelegt werden.*

Wer entscheidet, dass alle ndtigen Informationen zur Entscheidung des Falles vorliegen?

Wer entscheidet welchem Spruchkodrper die Beschwerde vorgelegt werden soll?

Insbesondere:
Wer entscheidet, dass eine Einzelrichterentscheidung der Nichtzulassigkeit stattfinden soll?
Wer entscheidet bei Einzelrichterentscheidung welchem Richter die Beschwerde vorgelegt
werden soll?

Die Verfahrensordnung (VerfO) des Gerichtshofs vom 14.11.2016 (https://www.ig-gmg-
geschaedigte.de/Beweise-O/ Referenznr. [IG_0-JU_302] 19981101-20161114 Verfahrensordnung des
EGMR (VerfO)_nichtamtliche Ubersetzung des BMJV_Verfahrensordnung_des_Gerichtshofs) enthalt in
Teil Il ,Das Verfahren" Kapitel IV ,Das Verfahren bei der Prifung der Zulassigkeit” (S. 45 ff) den Artikel
52

Artikel 52 — Zuweisung einer Beschwerde an eine Sektion (VerfO) D

(1) Der Préasident des Gerichtshofs weist jede nach Artikel 34 der Konvention erhobene Beschwerde
einer Sektion zu; er achtet dabei auf eine gerechte Verteilung der Arbeitslast auf die Sektionen.

(2) Der Prasident der betroffenen Sektion bildet nach Artikel 26 Absatz 1 dieser Verfahrensordnung
die in Artikel 26 Absatz 1 der Konvention vorgesehene Kammer mit sieben Richtern.

(3) Bis die Kammer nach Absatz 2 gebildet ist, werden die Befugnisse, die diese Verfahrensordnung
dem Kammerprasidenten Ubertragt, vom Sektionsprasidenten ausgeubt.

(1) In der vom Gerichtshof am 17. Juni und 8. Juli 2002 geénderten Fassung.)

Der Prasident achtet bei der Verteilung auf die Sektionen angeblich auf ,gerechte Verteilung der
Arbeitslast®, wobei aber die Arbeitslast gar nicht abschéatzbar ist, denn eine Beschwerde ist ja haufig gar
nicht dafiir vorgesehen, dass sie ,das Licht der Kammer erblickt”, sondern gleich als ,unzuléssig"
abgestempelt zu werden.
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Wie kommt es dann bei nach Arbeitslast gerechter Verteilung, dass die Beschwerden gegen Deutschland
ganz zufallig beim Einzelrichter aus der Schweiz oder Osterreich landen? (die Wahrscheinlichkeit liegt bei
4 %). (siehe Kap. 5).

Sie landet vielmehr bei einem Einzelrichter zur Feststellung der Nichtzulassigkeit, wobei der am
13.11.2006 in die VerfO eingeflgte Artikel 52A zwar von einem ,Verfahren vor einem Einzelrichter*
handelt, aber kein Verfahren stattfindet, sondern nur bekannte Regelungen Art 26 (3) und Art. 27 aus der
Konvention wiederholt werden.

Artikel 52A — Verfahren vor einem Einzelrichter (VerfO) 2

(1) Nach Artikel 27 der Konvention kann ein Einzelrichter eine nach Artikel 34 erhobene Beschwerde
fur unzuldssig erklaren oder im Register streichen, wenn eine solche Entscheidung ohne weitere
Prufung getroffen werden kann. Die Entscheidung ist endgultig. Sie wird dem Beschwerdeflhrer
brieflich zur Kenntnis gebracht.

(2) Nach Artikel 26 Absatz 3 der Konvention darf ein Einzelrichter keine Beschwerde gegen die
Vertragspartei, fur die er gewéhlt worden ist, priifen.

(3) Trifft der Einzelrichter keine Entscheidung nach Absatz 1, so Ubermittelt er die Beschwerde zur
weiteren Prifung an ein Komitee oder eine Kammer.

( 2) Vom Gerichtshof am 13. November 2006 eingeflgt.)

Aus gutem Grund, denn wenn die ,Einzelrichterprifung der Zulassigkeit" verfahrensmafiig anlaufen
soll, ist schon alles durch ganz andere gelaufen. Das lauft ndmlich bereits in Teil Il ,Das Verfahren* Kapitel
Il — ,Berichterstattende Richter” (S. 43 ff)

Artikel 49 — Individualbeschwerden (VerfO) 3

(1) Wird schon aus dem vom Beschwerdefuihrer vorgelegten Material hinreichend deutlich, dass die
Beschwerde unzuléssig ist oder im Register gestrichen werden sollte, so wird die Beschwerde in
Einzelrichterbesetzung geprift, sofern nicht ein besonderer Grund dagegen spricht.

(2) Wird der Gerichtshof nach Artikel 34 der Konvention mit einer Beschwerde befasst und erscheint
ihre Prifung durch eine Kammer oder ein Komitee, das die ihm nach Artikel 53 Absatz 2
Ubertragenen Aufgaben wahrnimmt, gerechtfertigt, so bestimmt der Prasident der Sektion, der die
Beschwerde zugewiesen wird, einen Richter, der die Beschwerde als berichterstattender Richter
prufen soll.

(3) Im Rahmen seiner Prifung
a) kann der berichterstattende Richter die Parteien ersuchen, innerhalb einer bestimmten Frist

Auskunfte bezuglich des Sachverhalts zu erteilen und Unterlagen oder anderes Material
vorzulegen, soweit er dies fur zweckdienlich halt;

b) entscheidet der berichterstattende Richter, ob die Beschwerde in Einzelrichterbesetzung, von
einem Komitee oder von einer Kammer gepruft wird, wobei der Sektionsprasident die Prifung
durch eine Kammer oder ein Komitee anordnen kann;

c) legt der berichterstattende Richter die Berichte, Textentwirfe und anderen Unterlagen vor, die
der Kammer, dem Komitee oder dem betreffenden Prasidenten bei der Erfullung ihrer Aufgaben
nitzlich sein kénnen.

( 3) In der vom Gerichtshof am 17. Juni und 8. Juli 2002, 4. Juli 2005, 13. November 2006 und 14. Mai 2007 geanderten
Fassung.)

Wenn also die Beschwerde nicht als ,klar unzuléssig” gesehen wird, dann entscheidet nach den Abséatzen
(2) und (3) ein vom Présidenten der Sektion bestimmter ,berichterstattender Richter” nach seiner
Prifung, ob die Beschwerde in einer Einzelrichterentscheidung oder einer 7-Richter-Kammer oder einem
3 Richter-Ausschuss (in der VerfO ,Komitee" genannt) weiter gepruft werden soll. Fragt sich allerdings
wie ein ,berichterstattender Richter” die Zuordnung zu einer Einzelrichterprifung bewerkstelligen will und
kann, denn nach Absatz (1) haben schon andere entschieden, dass die Beschwerde ,klar unzulassig ist,
weil nicht sémtliche Zulassigkeitsvoraussetzungen erfillt sind“ und sie deshalb einem Einzelrichter
Lvorgelegt" wurde.

Was macht ein Einzelrichter nachdem ihm eine Beschwerde zusammen mit der Entscheidung, dass
sie , klar unzuléssig ist, weil nicht samtliche Zulassigkeitsvoraussetzungen erfillt sind“ vorgelegt
wurde?
e prift er die Behauptung, dass die Beschwerde , klar unzulassig ist, weil ..."
e oder unterschreibt er einfach einen vorgefertigten Standardtext zur Nichtannahme mit der
von ihm nicht gepriften Behauptung, dass die Beschwerde , klar unzuléssig ist, weil ..."
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Wer entscheidet., dass die Beschwerde , klar unzuléssig ist*, wenn dies kein ,Einzelrichter* bzw.
.berichterstattender Richter* entscheiden kann, da diese ja die Beschwerde noch nicht ,vorgelegt”
bekommen bzw. ,zur Prifung”“ erhalten haben?

Die vom Plenum des EGMR beschlossene Verfahrensordnung gibt also keinen Hinweis, wie denn
nun die Einzelrichterentscheidung zustande kommt. Und nachdem die entsprechenden Artikel der
Verfahrensordnung immer wieder geandert wurden ohne dass dies klar wurde, ist davon
auszugehen, dass genau dies bezweckt wird: Es soll nicht nachvollziehbar geregelt sein, wie eine
»Einzelrichterentscheidung der Nichtzulassigkeit* zustande kommt.

Da die VerfO schweigt, halten wir uns nochmals an das auf der homepage des EGMR verfligbare Handout

»your_Application_DEU.pdf*
,.Ihre Beschwerde an die Rechtsabteilung weiter[geleitet wird], die mit der Bearbeitung der Falle des
Landes, gegen das die Beschwerde gerichtet ist, beauftragt ist. Eine gegen Deutschland gerichtete
Beschwerde wird beispielsweise der Abteilung zugeleitet, die sich mit Fallen gegen Deutschland
beschaftigt. Die Mitarbeiter sprechen hier Deutsch und sind mit der Rechtsprechung dieses Landes
vertraut.
Ihre Beschwerde erhalt nun eine Beschwerdenummer und wird von einem Juristen gepruft. [...]
Sobald alle Informationen vorliegen, die flr eine Prifung Ihres Falles nétig sind, wird ihre
Beschwerde einem der Spruchkérper des Gerichtshofs vorgelegt werden.*

Und weiter:
,,DIE PRUFUNG IHRER BESCHWERDE - 1. SPRUCHKORPER - Sobald alle notwendigen
Informationen vorliegen, wird ihrer Beschwerde einem Spruchkdrper des Gerichtshofs vorgelegt, Dies
kann je nach Art des Falles ein Einzelrichter, ein Ausschuss [in der VerfO ,Komitee* genannt] oder
eine Kammer sein.*

4 A 4 N

darauf antworten. In diesem Verfahrensstadium wird Sie der

DIE PRUFUNG IHRER BESCHWERDE
I

1. SPRUCHKORPER

Sobald alle notwendigen Inf: i rli , wird lhre Baschwerde
einem Spruchkérper des Gerichtshofs vorgelagt Dies kann je nach
Art des Falles ein Einzelrichter, ein Ausschuss oder eine K sein.

= |st lhre Beschwerde klar unzuléssig, weil nicht samtliche
Zulsssigkeitsvoraussetzungen erfiillt sind, wird sie einem
Einzelrichter vorgelegt. Die Unzulassigkei heidung des
Einzelrichters ist endgiiltig und wird lhnen mitgeteilt. Diese
Entscheidung unterliegt keiner Berufung und die Kanzlei
wird lhnen keine weiteren Auskiinfte erteilen. Die Akte wird
hl und die Bescl leakte zu einem spiteren
Z.llpunkt vernichtet.

= Wird lhre Beschwerde als ein Wiederholungsfall’ angesehen, der
Rechtsfragen aufwirft, die vom Gerichishof bereits in mehreren
Urteilen grundsatzlich geklart wurden wurd die Beschwerde von
einem aus 3 Richtern gebild tersucht. Der
genaue Varfahransablauf wird lhnen in diesem Fall schriftlich
mitgeteilt werden. Auch in diesem Fall wird der Gerichtshof
Sie nur dann anschreiben, wenn es nétig ist.

= Wird lhre Beschwerde nicht als ein Wiederholungsfall angesehen,
wird sie einer Kammer von 7 Richtern vorgelegt. Die Kammer
kann die Beschwerde auch fiir unzulassig erkldren, und in diesem
Fall ist die Entscheidung ebenfalls endgiiltig. Wenn die Kammer
die Beschwerde firr zulissig arl(lart, wrd sie ihre Eegrundeihavt
priifen. Vorher wird die Besch lings der Regierung des
betroff Vert I Dla gierung wnrd ubar
den Fall informiert und erhilt Gel genheit zur Stell
Sie erhalten eine Kopie der Stellungnahme und kénnen Tormhe

Gerichtshof auffordern, sich anwaltlich vertreten zu lassen. Auch
in diesem Fall wird der Gerichtshof Sie benachrichtigen.

= Keine Beschwerde wird direkt der aus 17 Richtern gebildeten
GroBen Kammer zugsw!asan allerdings kann die Kammer

einen Fall in einem fortg Verfah stadium an die
GroBe Kammer abgaban Die Abgabe ist in Fallan l'l'ngllCh
die eine wichtig: gsfrage der K

oder bei denan die Moglld’lkalt einer Abweichung von friiherer
Rechtsprechung des Gerichtshofs in Betracht kommt. Dariiber
hinaus kann eine Verfahrenspartei die Verweisung an die Grofie

K innerhalb von 3 Monaten nach Datum des Urteils
beantragen, der Gerichtshof gibt sclchen Antragen jedoch nur
in Ausnahmefallen statt.

2. DAUER DES VERFAHRENS

Es ist nicht méglich, eine genaue Aussage zur Verfahrensdauer zu
machen. Die Dauer hangt unter anderem von dem Spruchkérper und der
Schnelligkeit ab, mit der die Parteien dem Gerichtshof die notwendigen
Informationen zur Verfiigung stellen. Der Gerichtshof beriicksichtigt
in seiner Bearbeitungsreihenfolge auch dl. B.d.utung und dl.
Dnngll:lllmlt d.r aufgeworfenen Rechtsp

die zum Beispiel dringliche Probl oder allgemei Mlsssuanda
betreff = vorrangig behandelt. Ihre Beschwerde kann also
noch anhanglg sein, wahrend zeitlich spater eingereichte Fille bereits
entschieden wurden.

3. MONDLICHE VERHANDLUNGEN

Der Gerichtshof setzt in einigen wenigen Kammerfallen bzw Féllen vor
der GralBen Kammer eine mindliche Verhandlung an (ca. 30 pro Jahr).
Sobald der Gerichtshof eine miindliche Verhandlung plant, werden Sie
dariiber informiert werden. Alle Verhandlungen werden gefilmt und auf
der Internetseite des Gerichtshofs iibertragen.

Ihre Brschwerds var dern EGMR: 7
‘Wie Sie eine Baschwerds sinlegen konren und wis de Beschwerde denn bearbeitet wird

Europsiischen Gerichtshof fur Menschenrechts

,.Ist Ihre Beschwerde klar unzul&ssig, weil nicht sdmtliche Zul&ssigkeitsvoraussetzungen erfillt sind,
wird sie einem Einzelrichter vorgelegt. Die Unzulassigkeitsentscheidung des Einzelrichters ist
endgltig und wird Ihnen mitgeteilt. Diese Entscheidung unterliegt keine Berufung und die Kanzlei
wird IThnen keine weiteren Auskiinfte erteilen. Die Akte wird geschlossen und die Beschwerdeakte
zu einem spéteren Zeitpunkt vernichtet.**

Die Beschwerde eines Birgers der Bundesrepublik Deutschland wird also nicht von einem Richter des
EGMR als ,klar unzulassig, weil nicht sémtliche Zulassigkeitsvoraussetzungen erfillt sind“
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eingestuft, sondern von ,einem* Juristen aus einer Abteilung der Kanzlei, der Deutsch spricht und mit der
Rechtsprechung der Bundesrepublik Deutschland vertraut ist.

Zu einem ist es nicht unbedingt nur ,ein“ Jurist in einer Abteilung der Kanzlei, manchmal rotten sie sich
offensichtlich zwecks ,Ballung der Entscheidungskraft* auch zusammen (s.u.).

Und was haben diese ,Experten in der Rechtsprechung des Landes, also hier Deutschlands” so
Schwerwiegendes zu entscheiden? Dazu mussen sie sich nichts ausdenken, sondern nach Artikel 35 der
international vereinbarten EKMR die folgenden 8 Fragen beantworten:

Sind vom Beschwerdefuhrer alle innerstaatlichen Rechtsbehelfe erschopft worden (Art. 35 (1))?
Liegt die endguiltige innerstaatliche Entscheidung weniger als 4 Monate zuriick (Art. 35 (1))?

Ist die gestellte Individualbeschwerde anonym (Art. 35 (2a))?

Stimmt die Beschwerde im Wesentlichen mit einer schon vorher vom Gerichtshof geprtften
Entscheidung Uberein und enthélt keine neuen Tatsachen (Art. 35 (2b))?

Ist die Beschwerde unvereinbar mit der Konvention oder den zugehdorigen Protokollen (Art. 35
(3a))?

Enthalt die Beschwerde eine Begriindung der geltend gemachten Verletzungen (Art. 35 (3a))?
Hat der Beschwerdeflhrer in seiner Beschwerde einen erheblichen Nachteil geltend gemacht (Art.
35 (3b))?

8. Istin der Beschwerde, auch ohne erheblicher Nachteil des Beschwerdefiihrers, eine Missachtung
der in der Konvention und den Protokollen festgelegten Menschenrechte geltend gemacht (Art. 35
(3b))?

PP

o

No

Die Antwort zu den Fragen findet sich wie folgt:

Zu 2: Das Datum der letzten innerstaatlichen Entscheidung muss in der ,Application Form* unter Pkt.
G eingetragen sein. Der Beweis der Angabe ist sinnvollerweise durch beigefligte Kopie der
Gerichtsentscheidung erbracht (Pkt. I, Liste der beigeflgten Unterlagen).

Zu 3: Kontrolle, ob in der ,Application Form* Pkt. A.1 ausgefullt und unter C.3 mit Datumsangabe
unterschrieben ist.

Zu 4:. Keyworte aus der ,Application Form“ Pkt. E Darlegung des Sachverhalts notieren (am
konkreten Beispiel sind ,Gesundheitsmodernisierungsgesetz (GMG)“ und ,staatlich
organisierter Betrug” vollig ausreichend) und damit Suche im nationalen (hier: deutschen)
Bereich der Entscheidungen in der Datenbank des Gerichtshofs (wahrscheinlich HUDOC).

Zu 5: Kontrolle, ob in der ,Application Form* unter Pkt. F eine oder mehrere Verletzungen von Artikeln
der EKMR und seiner Zusatzprotokolle geltend gemacht werden.

Zu 6: Kontrolle, ob in der ,Application Form* die unter Pkt. F geltend gemachten Verletzungen von
Artikeln der EKMR und seiner Zusatzprotokolle auch begriindet sind; ggf. durch beigefiigte
Beweisdokumente (Pkt. I, Liste der beigefligten Unterlagen).

Zu 7: Kontrolle, ob in der ,Application Form* die unter Pkt. F ein erheblicher Nachteil des
Beschwerdefihrers geltend gemacht wurde (hier: ,finanzieller Schaden ca. 20.000 EUR nach
10 Jahren®).

Zu 8: (alternative und gar nicht mehr noétige) Kontrolle, ob in der Application Form* ein Hinweis auf
eine generelle Missachtung der in der Konvention und den Protokollen festgelegten
Menschenrechte geltend gemacht wird (hier unter Pkt. 71 ,Anmerkungen®: ,Von dem staatlich
organisierten Massenbetrug sind ca. 6,3 Mio Bundesbirger (i.d.R. Rentner) betroffen. Die
Betrugssumme nach 17 Jahren vom mittlerweile ca. 30 Mrd EUR (basiert auf Daten der
Statistikabteilung des BMG) / [...]).

Um diese Fragen 2 bis 8 zu beantworten, sollte die prifende Person die ,Application Form“ in der Sprache
lesen kénnen mit der die Application Form ausgefillt ist. Das schafft eine nicht allzu schusselige Sekretérin
(die hier deutschsprachig sein sollte, die Madame aus dem Alsace schafft das auch) locker. Da man von
einem ,Juristen”, der sich in der Rechtsprechung des beschwerten Staates auskennt, vergleichbare
Lesefahigkeit erwartet, geben diese Fragen nicht allzu viel Potential, um eine ,Nichterfullung der
Zulassigkeitsvoraussetzungen® dingfest zu machen.

Also beil3t sich dieser ,Jurist” (oder diese ,Juristen“) an der Frage 1 fest. Wenn er dann im Beispiel des

Beschwerdefihrers in der ,Application Form*“ unter Pkt. F liest:
.2. Kammer des SG Minchen®, ,4. Senats des Bayerischen LSG", ,12. Senat des BSG*, ,1. Kammer
des Ersten Senats des Bundesverfassungsgerichts®, ,Staatsanwaltschaft Minchen 14, ,GenStA in
Miinchen*

und unter PKkt. I. in der Liste der beigefligten Unterlagen diese Stichworte wiederkehren sieht
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und wenn er dann als Experte fir bundesdeutsche Rechtsprechung auf seinen Spickzettel an der
Pinnwand hinter seinem Schreibtisch schaut, weil er sich die Struktur der bundesdeutschen Gerichtsbarkeit
partout nicht merken kann (er ist ja erst seit 2000 in der Kanzlei tatig — s.u.),

(keine Superrevisionsinstanz) BVerfG

e
I

Gemeinsamer Senat

Revisionsinstanz ( BGH j ( BAG j (BVerij ( BSG j ( BFH j

Berufungsinstanz ( LAG j (OVG/VGHJ ( LSG j

Erste Instanz

“ae ) [(wwe ) ve ) so ) ( mmo )

Ordentliche Arbeits- Verwaltungs- Sozial- Finanz-
Gerichtsbarkeit gerichtsbarkeit gerichtsbarkeit gerichtsbarkeit gerichtsbarkeit

Abb.: Gerichtsorganisation in Deutschland (Makroebene)
(https://de.wikipedia.org/wiki/Gerichtsorganisation in_Deutschland)

dann muss er doch schon ein extremer Fall von Legasthenie sein, wenn er dann zu der Behauptung
kommt (https://www.ig-gmg-geschaedigte.de/Beweise-K/ Referenznr. [IG_K-JU_304]):
.[...] so stellt das Gericht fest, dass die innerstaatlichen Rechtsbehelfe geman Artikel 35 Abs. 1 der
Konvention nicht erschépft sind, da der Beschwerdefihrer die beim Gerichtshof erhobenen Riigen
weder formell noch inhaltlich und gemaf den geltenden Verfahrensvorschriften bei den
zustandigen innerstaatlichen Behdrden erhoben hat.”

Oder aber er kann ja lesen und denken, sondern er ist nur hochgradig kriminell veranlagt.
Wir kdnnen also die Frage

Wer entscheidet., dass die Beschwerde ,klar unzulassig ist*, wenn dies kein , Einzelrichter*
bzw. ,berichterstattender Richter* entscheiden kann, da diese ja die Beschwerde noch nicht
.vorgelegt* bekommen bzw. , zur Prifung“ erhalten haben?

ganz klar beantworten: Es ist der ,Jurist* oder es sind die ,Juristen” (eine Rotte) aus einer Abteilung der
Kanzlei, die die jeweilige Sprache des Beschwerdefiihrers sprechen (weil sie aus dem vom
Beschwerdefiihrer beschwerten Staat kommen) und mit der Rechtsprechung dieses beschwerten Staates
vertraut sind.

4.4 Wie kommen diese ,,Juristen* in die Kanzlei, wer schickt sie und wer nimmt sie

Wir befragen wieder die Konvention, also das von den Mitgliedsstaaten anerkannte internationale Recht.

ARTIKEL 24 Kanzlei und Berichterstatter (EKMR)

1. Der Gerichtshof hat eine Kanzlei, deren Aufgaben und Organisation in der Verfahrensordnung des
Gerichtshofs festgelegt werden.

2. Wenn der Gerichtshof in Einzelrichterbesetzung tagt, wird er von Berichterstattern unterstitzt, die
ihre Aufgaben unter der Aufsicht des Prasidenten des Gerichtshofs ausiiben. Sie gehéren der
Kanzlei des Gerichtshofs an.

Bevor wir dem gewiesenen Weg in die VerfO Teil | ,Organisation und Arbeitsweise des Gerichtshofs”
Kapitel lll ,Die Kanzlei* folgen ergibt sich noch eine Frage:
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Sind die ,Berichterstatter, die ihre Aufgaben unter Aufsicht des Préasidenten des Gerichtshofs
ausuben, gleichzusetzen mit den ,berichterstattenden Richtern* der Abséatze (2) und (3) des
Artikel 49 der VerfO und wie erfahren diese , berichterstattenden Richter* dann, dass ,ein
Jurist" aus der Kanzlei die Vorlage an den Einzelrichter vorgenommen hat, obwohl es doch It.
Art. 49 Abs. 3 b) VerfO ihre Aufgabe wére dies zu entscheiden?

Oder sind diese ,Berichterstatter solche, die ,,der Kanzlei des Gerichtshofs an[gehéren]”
(Artikel 24 Absatz 2 Satz 2 der EKMR), die sich die Kompetenzen eines , berichterstattenden
Richters* anmaBen und somit den Straftatbestand , Amtsanmalung“ (zumindest nach
deutschem Recht, 8§ 132 StGB) begehen und die fur diese Amtsanmal3ung die Billigung des
Prasidenten der Gerichtshofs haben, denn sie tun dies ja ,unter Aufsicht des Présidenten des
Gerichtshofs” (Artikel 24 Absatz 2 Satz 1 der EKMR) ?

Artikel 18 — Organisation der Kanzlei (VerfO) 4

(1) Die Kanzlei besteht aus ebenso vielen Sektionskanzleien wie der Gerichtshof Sektionen bildet,
sowie aus den Stellen, die erforderlich sind, um die vom Gerichtshof benétigten rechtlichen und
administrativen Dienstleistungen zu erbringen.

(2) Der Sektionskanzler unterstutzt die Sektion bei der Erfullung ihrer Aufgaben; dabei kann ihm ein
Stellvertretender Sektionskanzler zur Seite stehen.

(3) Die Kanzleibediensteten werden vom Kanzler unter der Aufsicht des Prasidenten des Gerichtshofs
eingestellt. Die Ernennung des Kanzlers und des Stellvertretenden Kanzlers erfolgt nach den
Artikeln 15 und 16.

(4) In der vom Gerichtshof am 13. November 2006 und am 2. April 2012 geanderten Fassung.)

Es kann davon ausgegangen werden, dass die ,Juristen” fir die Kanzlei von ihrem Staat ausgeschickt
werden, um sich dort im Interesse ihres Staates ,nutzlich zu machen”. Eingestellt werden sie jedenfalls
durch den amtierenden und vom Plenum der Richter gewahlten Kanzler unter Aufsicht des amtierenden
und vom Plenum der Richter gewahlten Prasidenten des Gerichtshofs.

Artikel 18A — Nichtrichterliche Berichterstatter (VerfO)

(1) Wenn der Gerichtshof in Einzelrichterbesetzung tagt, wird er von nicht richterlichen
Berichterstattern unterstitzt, die ihre Aufgaben unter der Aufsicht des Prasidenten des
Gerichtshofs ausiiben. Sie gehéren der Kanzlei des Gerichtshofs an.

(2) Die nichtrichterlichen Berichterstatter werden vom Prasidenten des Gerichtshofs auf Vorschlag des
Kanzlers bestimmt. Die Sektionskanzler und Stellvertretenden Sektionskanzler nach Artikel 18
Absatz 2 dieser Verfahrensordnung sind von Amts wegen als nichtrichterliche Berichterstatter tatig.

() Vom Gerichtshof am 13. November 2006 eingefugt und am 14. Januar 2013 geéndert.)

Die Anderungen der VerfO sind also im Zusammenhang mit der Einzelrichterentscheidung zur
Nichtzulassung von Beschwerden wegen Unzuléassigkeit vorgenommen worden. Und wer war im fraglichen
Zeitraum der Préasident?: Es war Luzius Wildhaber (01.11.1998 — 18.01.2007) ein Schweizer
(https://de.wikipedia.org/wiki/Europ%C3%Adischer_Gerichtshof f%C3%BCr_Menschenrechte), na so ein
Zufall aber auch.

45  Die,,Arbeitsteilung® zwischen Kanzlei-,,Juristen* und Richtern des EGMR

In der immer noch offenen Frage mischen jetzt auch noch die ,nichtrichterlichen Berichterstatter” mit:

Was macht ein Einzelrichter nachdem ihm eine Beschwerde zusammen mit der Entscheidung

eines ,Juristen* aus der Kanzlei, dass sie ,klar unzulassig ist, weil nicht sdmtliche

Zulassigkeitsvoraussetzungen erfillt sind“ tGbergeben wurde?

e Ubernimmt er ungepriift die Behauptung des oder der , Juristen* aus der Kanzlei, dass die
Beschwerde , klar unzulassig sei, weil ...",

o Unterschreibt er einfach einen vorgefertigten Standardtext zur Nichtannahme mit der von
ihm nicht gepruften Behauptung, dass die Beschwerde , klar unzulassig ist, weil ...".

e Lasst er sich von den unter Aufsicht des Prasidenten stehenden , nichtrichterlichen
Berichterstattern der Kanzlei einreden, dass die Beschwerde , klar unzulassig sei, weil ...".

ODER
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e Weil3 er um seine alleinige Verantwortung als Richter fiir seine Entscheidung und prft, ob
die aus dem Artikel 35 folgenden Fragen (wie oben angedeutet) von der Kanzlei sauber
geprift und beantwortet wurden?

o Fordert er den Prasidenten auf solche ,Juristen” aus der Kanzlei zu entlassen, die
wiederholt versuchen, dem Einzelrichter mit haltlosen Argumenten die Unzulassigkeit einer
Beschwerde unterzuschieben, weil sie keine neutralen , Juristen” sind, sondern lble
Handlanger ihres beschwerten Staates?

Wenn er sich nicht fir ein verantwortungsvolles Verhalten nach dem ,,ODER" entscheiden kann, dann
bricht er die EKMR, zu deren Durchsetzung fir die menschenunwirdig und/oder rechtwidrig behandelten
europdischen Burger er eigentlich berufen wurde.

Er zeigt damit, dass er das in Artikel 21 Absatz 1 EKMR
Die Richter missen hohes sittliches Ansehen genie3en und entweder die fir die Austibung hoher
richterlicher Amter erforderlichen Voraussetzungen erfiillen oder Rechtsgelehrte von anerkanntem
Ruf sein.

geforderte hohe sittliche Ansehen keinesfalls haben und kein Rechtsgelehrter von anerkanntem Ruf sein

kann.

Nach deutschem Strafrecht vertibt er Rechtsbeugung, ein VERBRECHEN (8§ 339 i.V.m. § 12 StGB). Vor
Strafverfolgung schiitzt ihn lediglich die Immunitét der Richter des EGMR nach Artikel 51. Es sollte aber
eine Selbstverstandlichkeit fur die anderen Richter sein, ihn nicht nur mit Zweidrittelmehrheit (Artikel 23
(3)), sondern ohne Gegenstimme unverziglich aus dem Amt zu entfernen.

4.6  Zusammenfassung zur Einzelrichterentscheidung

Die EKMR enthalt in Artikel 35 klare Festlegungen, wann eine Beschwerde die Voraussetzungen fir ihre
Zulassigkeit nicht erfullt. Die Uberpriifung dieser Anforderungen stellt keine groRe Hiirde dar und ist vor
allem ohne juristische Kenntnisse des Rechtssystems des beschwerten Landes zu leisten (Kap 4.3). Die
Kenntnis der Sprache, in welcher die Beschwerde vom Beschwerdefiihrer verfasst wurde, kann nicht
ernstlich eine Hirde sein bei einem internationalen Gerichtshof, der die Beschwerde in jeder Muttersprache
der Mitgliedsstaaten zuléasst; dazu gibt es Ubersetzungsbiiros.

In 2006 sind unter der Prasidentschaft des schweizerischen Richters Luzius Wildhaber mehrere
Anderungen der Verfahrensordnung (VerfO) zu verzeichnen, die eine Verschiebung der Entscheidung zur
Unzulassigkeit in Richtung Kanzlei entweder auf ,Juristen” aus dem beschwerten Staat oder auf
Lhichtrichterliche Berichterstatter" der Kanzlei méglich machen. Die Regelungen in der VerfO sind nebulds
und widersprichlich und kénnen vor allem zur Manipulation des Einzelrichters genutzt werden. Und sie
werden genutzt (s.u.).

Die Schweiz hat diese Mdglichkeit jedenfalls begriffen; der schweizerische Kanzlei-Mitarbeiter Daniel
Rietiker (DAR) auRert es in Ubereinstimmung mit der damaligen schweizerischen Richterin Helen Keller in
einem Zeitungs-Interview unumwunden 2018 (https://www.ig-gmg-geschaedigte.de/Beweise-O/
Referenznr. [IG_O-MP_100]).

»1atsachlich verhandelt werden nur etwa 5 von 100 eingereichten Beschwerden. Die meisten bleiben
im Filter des Gerichtshofs héngen, der Kanzlei, oder eben bei Daniel Rietiker, dem ,,Mann hinter den

Urteilen**.

Es macht den Eindruck als hétte die Einzelrichterentscheidung in ihrer Anwendung offensichtlich nur einen
mdoglichen Ausgang: die Entscheidung, dass eine Beschwerde wegen Unzuldssigkeit nicht angenommen
wird. Sowohl die EKMR als auch die VerfO sagen nicht glasklar: die juristische Verantwortung fir die
Entscheidung der Unzulassigkeit (Abs. 1) / der Zulassigkeit (Abs. 3) tragt ausschlieBlich der an den EGMR
berufene Richter des Gerichtshofes.

ARTIKEL 27 Befugnisse des Einzelrichters

1. Ein Einzelrichter kann eine nach Artikel 34 erhobene Beschwerde fur unzuléssig erklaren oder im
Register streichen, wenn eine solche Entscheidung ohne weitere Prifung getroffen werden kann.

2. Die Entscheidung ist endgultig.
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3. Erklart der Einzelrichter eine Beschwerde nicht fir unzuldssig und streicht er sie auch nicht im
Register des Gerichtshofs, so Ubermittelt er sie zur weiteren Priifung an einen Ausschuss oder
eine Kammer.

Artikel 52A — Verfahren vor einem Einzelrichter (VerfO)

(1) Nach Artikel 27 der Konvention kann ein Einzelrichter eine nach Artikel 34 erhobene Beschwerde
fur unzuladssig erklaren oder im Register streichen, wenn eine solche Entscheidung ohne weitere
Prufung getroffen werden kann. Die Entscheidung ist endgultig. Sie wird dem Beschwerdefihrer
brieflich zur Kenntnis gebracht.

(2) Nach Artikel 26 Absatz 3 der Konvention darf ein Einzelrichter keine Beschwerde gegen die
Vertragspartei, fur die er gewahlt worden ist, prifen.

(3) Trifft der Einzelrichter keine Entscheidung nach Absatz 1, so Gbermittelt er die Beschwerde zur
weiteren Prifung an ein Komitee oder eine Kammer.

Dass die Einzelrichter durch Mitarbeiter der Kanzlei bereits manipuliert wurden, indem ihnen nach Artikel
49 (1) VerfO durch Vorlage der Beschwerde an sie deren Unzuldssigkeit signalisiert wurde, ist der Beginn
des Bruches der Europaischen Konvention. Die Einzelrichter konnten jedoch jeder Zeit
Manipulationsversuche abwehren. Allerdings ist einer Richterschaft, die im Plenum solche
Manipulationsmoglichkeit in der VerfO beschliel3t oder (fir die spater hinzugekommenen Richter) die
solche Manipulationsmdglichkeiten nicht umgehend beseitigt, der bedingungslose Wille gegen
Manipulationen im Interesse der beschwerten Staaten vorzugehen nicht unbedingt zuzutrauen.

Die Mdglichkeit die Entscheidung Uber die Nichtannahme von Beschwerden von den Richtern auf
Personen der ,Verwaltung* zu verschieben hat fatale Ahnlichkeit mit den im bundesdeutschen
Verfassungsgericht geschaffenen Moglichkeiten (EGMR Beschwerde Nr. 52128/21, ANL14
[IG_S10]_20200301_Die mit dem GMG einhergehende Kriminalisierung der Justiz - Teil Il Das
Verfassungsgericht (insbesondere Kap. 11-16, S. 864 ff)). Hier wie da werden die Moglichkeiten genutzt,
um das Rechtssystem auszuhebeln.

Als Begriindung fir die Einflhrung der Einzelrichterentscheidung gibt das Minister-Komitee den
drastischen Anstieg der Beschwerden an (1999: 8400; 2003: 27.200; 2009: 57.200 an Ausschiisse oder
Kammern zugewiesene Beschwerden, wobei 2009 ein Rickstand von 119.300 Beschwerden erreicht war).
Dies wurde ,insbesondere auf zwei Faktoren zuriick“gefihrt (https://www.ig-gmag-
geschaedigte.de/Beweise-O/ Referenznr. [IG_0O-JU_306]):

1. ,Die Bearbeitung einer grof3en Zahl von Beschwerden, die fur unzulassig erklart wurden (mehr als
90 % der Falle, Gber die entschieden wird)*

2. ,Beschwerden in Bezug auf strukturelle Themen, tber die der Gerichtshof bereits Urteile
gesprochen hat, in denen eine Verletzung der Konvention festgestellt wurde und fir die eine
ausreichend umfangreiche Rechtsprechung vorhanden ist. Diese Beschwerden, die
Wiederholungsfalle genannt werden, machen jedes Jahr etwa 60 % der Urteile des Gerichtshofes
aus.”

Zum Faktor 1: Wenn wirklich mehr als 90 % der Beschwerden bearbeitet wurden, obwohl sie vor ihrer
Bearbeitung klar als ,,unzuléassig” einzustufen gewesen waren, dann ware dies auf ein offensichtliches
Versagen der Kanzlei und der vom Prasidenten des EGMR zu verantwortenden Personalpolitik bzgl. der
Besetzung der Kanzlei zuriickzufiihren. Wie oben gezeigt (Kap. 4.3) sind die 8 Punkte zur Bewertung der
Zulassigkeit keine groRe Hirde. Es diirfte ein Leichtes sein, Mitarbeitern der Kanzlei diese Vorarbeit -
Informationszusammenstellung zur Unterstiitzung einer schnellen Entscheidung der
Zulassigkeit/Unzulassigkeit einer Beschwerde aus den eingereichten Unterlagen insbesondere aus der
LApplication Form*“ - zu tbertragen. Informationszusammenstellung hei3t keinesfalls AmtsanmalRung und
Entscheidung anstelle von Richtern. Wenn das vorhandene Personal bei zunehmender Anzahl
Beschwerden nicht ausreicht, stockt man einfach auf, ohne dass deswegen die Europaischen Staaten
Pleite gehen.

Zum Faktor 2: Wenn ,massenhaft* Beschwerden vorliegen, die sich auf strukturelle Probleme des
Mitgliedsstaates beziehen (es kénnen nach obigem Punkt 1 keine 10% der Gesamtfalle mehr sein, da
bereits Gber 90% ,unzuldssig” waren), zu der eine umfangreiche Rechtsprechung des EGMR vorliegt, dann
ist dies keinesfalls ein Zeichen, dass die entsprechenden Beschwerden in den Abfall gehdren, sondern ein
Zeichen dafir, dass die umfangreiche Rechtsprechung des EGMR an den menschenrechtswidrigen
und/oder grundrechtswidrigen strukturellen Zustanden in dem jeweiligen Mitgliedsstaat absolut nichts
geandert hat. Wenn von den verbliebenen ,weniger als 10%" dann 60% Wiederholungsfalle sind, dann sind
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also weniger als 6% (also zwischen 5 und 6 %) Wiederholungsfélle. Nach den Zahlen von 2009 (57.200
Gesamt-Beschwerden) waren dies also ca. 2.500 bis 3.500 Falle pro Jahr, in denen die Rechtsprechung
des EGMR an der Missachtung der Menschenrechte und Grundfreiheiten durch die beschwerten Staaten
absolut nichts geandert hat. Und daraus leitet jetzt das Minister-Komitee ab, dass unbedingt eine
Einzelrichterentscheidung her muss, damit diesen betroffenen Birgern der Mitgliedstaaten auch der EGMR
ihre Menschenrechte und Grundfreiheiten verweigern kann; Begriindung: ihr jeweiliger Mitgliedstaat hat die
Konventionsverletzungen ja schon einmal vom EGMR schriftlich bekommen (Wiederholungsfall), aber der
will diese ja partout nicht einstellen.

Die beiden Faktoren sind also nichts weiter als ein fadenscheiniger Vorwand, um die
Einzelrichterbewertung einzufuhren. Faktor 1 zeigt einfach nur die Unwilligkeit beim EGMR effizienteres
Arbeiten zu etablieren. Faktor 2 ist die Unwilligkeit das Ergebnis der Existenz dieses Europaischen
Gerichtshofs zur Kenntnis zu nehmen. Es kratzt am Lack der Européischen Staatengemeinschaft und
am eingebildeten Selbstverstandnis als Hort der Rechtsstaatlichkeit und Demokratie in der Welt,
wenn die Entscheidungen des EGMR zu Tage fordern, dass dieses Selbstverstandnis nur eine arg
blatternde Fassade und dass die Missachtung von Demokratie und Rechtsstaatlichkeit ein ziemlich
weitverbreitetes Ubel in den Mitgliedsstaaten sind (Genaues lasst sich durch Manipulation und
Rechtsbeugung leider nicht sagen).

Versuchen die 47 Mitgliedsstaaten des Europarats also die Uberbringer der schlechten Nachricht
(die Beschwerdefihrenden) zum Schweigen zu bringen?

Das Minister-Komitee des ,,Council of Europe” hat also mit dem Wirksamwerden des Artikel 14 ab dem
01.06.2010 und der damit verbundenen Einzelrichterentscheidung dafiir gesorgt, dass die Einzelrichter
ohne 4 Augenprinzip eine Beschwerde mit fadenscheinigen Griinden oder gar mit plumpen (bewusst
unwahren Behauptungen) Liigen endgiiltig in den Abfall beférdern kénnen. Da die Richter von den
beschwerten Staaten ausgewahlt werden, werden selbstverstandlich keine ausgewabhlt, die ein
ausgepragtes Interesse haben die Blrger des Staates gegen ihre ,Staatsmacht” zu beschitzen. Da
andererseits kein Einzelrichter eine Beschwerde entscheiden darf, die gegen ,seinen eigenen” Staat
gerichtet ist (Art. 26 Abs. 3), missen Staaten, die an einer Nutzung der Einzelrichterentscheidung zur
Minimierung der gegen diesen Staat gerichteten Beschwerden interessiert sind, nur geeignete
Zweckblndnisse schlieRen: ,Lehnt euer Richter die Beschwerden gegen uns ab, lehnt unser Richter die
Beschwerden gegen euch ab“ (die Wortwahl des deutschen Au3enministeriums ,unsere Richterin in
Stral3burg” bekommt eine ganz neue Bedeutung). Keiner unserer Richter wird allein gelassen; Hilfestellung
leisten schon ,unser beider Mitarbeiter* in der Kanzlei des Gerichtshofs, die wir dem Laden durch
~Steuerung” von Kanzler und ,Prasident” unterschieben.

Damit ist der EGMR durch die Einfuhrung der Einzelrichterentscheidung ab 01.06.2010 durch das
Council of Europe (die AuRenminister der Mitgliedstaaten) zu einer weiteren kriminellen
Vereinigung auf europdischer Ebene verkommen.

Die Bezeichnung dieses , Demokratie-Alibis* als , Europaischer Gerichtshof fiir Menschenrechte”
ist ein Missbrauch der Worte , Gericht* und ,, Menschenrechte®, eine Missachtung der Demokratie
und eine Verarschung der Bevdlkerung Europas. Das Gericht sollte konsequent umbenannt werden
in

,EUROPAISCHES SCHMIEREN THEATER*
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5 Kommen wir zur Praxis des EGMR

5.1  Die Parallelitat der Ereignisse

Die Versuche von Mitgliedsstaaten die Einzelrichterentscheidung einzufiihren, haben bereits vor 2004
begonnen, denn das Ministerkomitee des Europarats verabschiedete das Protokoll Nr. 14 bereits im Mai
2004 (Kap. 4.2; https://www.ig-gmg-geschaedigte.de/Beweise-O/ Referenznr. [IG_0O-JU_306]).

Wir befinden uns in einer Zeit (2000 bis 2003), in welcher die rot-griine Bundesregierung unter Gerhard
Schroder Uberlegungen anstellte und die MaRnahmen einleitete, um den staatlich organisierten Betrug an
Uber 6 Millionen Rentnern in die Welt zu setzen (https://www.ig-gmg-geschaedigte.de/Schluesse/ [IG S04]
20180906 Das Zusammenspiel der Tater der GKVen, des BMSG und des BSG (staatlich organisierte
Kriminalitat; [IG_S05] 20181212 Die GMG-Gesetzgebung eine Serie von Verfassungsbrichen; [IG_S06]
20190116 Die mit dem GMG einhergehende Kriminalisierung der Justiz - Tell I). Dieser Betrug verbunden
mit Notigung, und wenn sich Rentner wehren notfalls auch Erpressung und Diebstahl verletzt zweifellos die
Eigentumsgarantie des bundesdeutschen Grundgesetzes nach Artikel 14, aber auch das Zusatzprotokoll
Artikel 1 — Schutz des Eigentums der Europaischen Konvention zum Schutz der Menschrechte und der
Grundfreiheiten. Man stelle sich einfach 6 Mio Beschwerden beim EGMR gegen die Bundesrepublik vor,
jede wegen des staatlichen Diebstahls von Privateigentum.

5.2 Der deutsche Kanzlei-Mitarbeiter Axel Mller-Elschner

Seit 2000 ist der deutsche Jurist Axel Miller-Elschner als Rechtsreferent in der Kanzlei des EGMR tatig. Er
wurde dort in der Zeit des italienischen Kanzlers Michele de Salvia eingestellt
(https://de.wikipedia.org/wiki/Liste der Richter am Europ%C3%Adischen Gerichtshof f%C3%BCr Mens
chenrechte ). Die Gesamtverantwortung und die Aufsicht Gber die Kanzlei nach Artikel 24 (2) der EMRK
hatte als Prasident des Gerichtshofes der Schweizer Luzius Wildhaber (Amtszeit 01.11.1998 —
18.01.2007)(https://de.wikipedia.org/wiki/Europ%C3%Adischer_Gerichtshof f%C3%BCr_Menschenrechte
#Pr%eC3%A4sident_und Kanzlei ), na so ein Zufall aber auch.

In wessen Auftrag der Herr Miller-Elschner bis heute dort tatig ist und was dort seine Aufgabe ist wissen
wir nicht und wir kbnnen uns der Beantwortung dieser Fragen nur auf Umwegen annahern.

Am 03.10.2007 bezeichnet er seine Téatigkeit an eine betreute Besuchergruppe der ,Arbeitsgemeinschaft
sozialdemokratischer Juristinnen (AsJ) noch als ,wissenschaftlicher Mitarbeiter bei EGMR*
(https://assets06.nrwspd.net/docs/doc_34386 2011570325.pdf). Sein Interesse gilt zweifellos der
politischen Betatigung. Schon 1996 hatte er sich in einem Zeitschriftenbeitrag unter dem Titel ,Die
Stimme des Volkes in Europa“ mit direktdemokratischen Elementen in den Verfassungen der Lander und
des Bundes in der Bundesrepublik Deutschland beschéftigt (1996 Jan., JSTOR vol. 27 Nr. 1, S. 75-81, 7
Seiten, https://www.jstor.org/stable/24227761). Wer in diesem Zeitschriftenbeitrag von 7 Seiten allerdings
schon im 3. Satz zu der Feststellung gelangte ,Die Aufnahme plebiszitérer Elemente in das Grundgesetz
scheiterte jedoch inshesondere an den Vertretern von CDU/CSU und auch der F.D.P.“, der hat sich
zweifelsfrei als Mitglied der SPD zu erkennen gegeben.

In 2002 hat er anlasslich der Aufnahme der Rémisch-Katholischen Kantonalkirche des Kantons Schwyz in
die Rémisch Katholische Zentralkonferenz der Schweiz (RKZ) diese beraten wie sie die ,korporative
Religionsfreiheit im Sinne der Europaischen Menschenrechtskonvention* zu verstehen hatten und welche
gesetzgeberischen Fragen die Schweiz unter den Stichworten ,Trennung von Kirche und Staat",
»Gleichbehandlung von Religionsgemeinschaften” und ,staatliche Vorgaben an Religionsgemeinschaften”
noch zu klaren hatte (https://www.kath.ch/skz/skz-2002/dokumente/dok16.htm). Interessant, welche
Stichworte man alles in das Thema ,Religionsfreiheit” legen kann, die doch gar nicht in Artikel 9 der EMRK
vorkommen.
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ARTIKEL 9

Gedanken-, Gewissens- und Religionsfreiheit

1. Jede Person hat das Recht auf Gedanken-, Gewissens- und Religionsfreiheit; dieses Recht
umfasst die Freiheit, seine Religion oder Weltanschauung zu wechseln, und die Freiheit, seine
Religion oder Weltanschauung einzeln oder gemeinsam mit anderen 6ffentlich oder privat durch
Gottesdienst, Unterricht oder Praktizieren von Brauchen und Riten zu bekennen.

2. Die Freiheit, seine Religion oder Weltanschauung zu bekennen, darf nur Einschrankungen
unterworfen werden, die gesetzlich vorgesehen und in einer demokratischen Gesellschaft notwendig
sind fur die offentliche Sicherheit, zum Schutz der 6ffentlichen Ordnung, Gesundheit oder Moral oder
zum Schutz der Rechte und Freiheiten anderer.

In Artikel 9 ist von der ,Religionsfreiheit jeder Person® die Rede, von ,korporativer Religionsfreiheit der
Romisch-Katholischen Kantonalkirche® ist dort nichts zu sehen. Interessant, dass ausgerechnet ein
Deutscher sich zu Weisheiten tber die ,Trennung von Kirche und Staat” hinrei3en lasst, wo die Politiker
das doch in der Bundesrepublik Deutschland bis heute nicht gebacken bekommen haben. Und interessant
auch, zu welch einer politischen Beratung sich so ein deutscher Kanzlei-Mitarbeiter berufen fihlt, wenn
man sieht, womit sich die Schweizer tatsachlich beschéftigt haben (https://www.rwi.uzh.ch/elt-Ist-
mahlmann/einfuehrungrwi/religion/de/html/zur vertiefung_learningObject2.html). Sie haben namlich in 2009
in dem Artikel 72 der Bundesverfassung einen Absatz 3 hinzugefigt - ,Der Bau von Minaretten ist
verboten“ - und jedem der lesen kann ist nach Artikel 9 Abs. 2 sofort klar, dass dieses Verbot ,fir die
offentliche Sicherheit, zum Schutz der 6ffentlichen Ordnung, Gesundheit oder Moral oder zum Schutz der
Rechte und Freiheiten anderer” keinesfalls erforderlich ist.

14.2.2 Situation in der Schweiz

In der Schweiz wird die Religionsfreiheit in Art. 15 der Bundesverfassung ge-

wihrt. Dort heisst es:

1 Die Glaubens- und Gewissensfreiheit ist gewihrleistet.

2 Jede Person hat das Recht, ihre Religion und ihre weltanschauliche berzeu-
gung frei zu wihlen und allein oder in Gemeinschaft mit anderen zu bekennen.
3 Jede Person hat das Recht, einer Religionsgemeinschaft beizutreten oder an-
zugehéren und religifsem Unterricht zu folgen.

4 Niemand darf gezwungen werden, einer Religionsgemeinschaft beizutreten
oder anzugehdren, eine religidse Handlung vorzunehmen oder religitsem Un-

terricht zu folgen.

Die Normierung des Verhilinisses des Staates zu den Religionsgemeinschaften ist
gemiss grundsitzlich Sache der Kantone. Der dritte Absatz des Ar-
tikels wurde im November 2o0g durch die Annahme der sog.  Minarettinitiative®
hinzugefiigt. Ob er dauerhaft Bestand haben wird, ist allerdings angesichts der Be-
fassung des EGMR mit der Frage, ob die Norm gegen die in der EMEK niedergeleg-

te Religionsfreiheit verstdsst, dusserst fraglich:

Art. 72 BV Kirche und Staat

1Fiir die Regelung des Verhilinisses zwischen Kirche und Staat sind die Kanto-
ne zustindig.

2 Bund und Kantone kéinnen im Rahmen ihrer Zustindigkeit Massnahmen
traffen zur Wahrung des &ffentlichen Friedens zwischen den Angshérigen der
verschiedenen Religionsgemeinschaften.

3 Der Bau von Minaretten ist verboten.
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Sprich, die Schweiz hat in 2009 trotz ,Kanzlei-Mitarbeiter“-Beratung mit der Ergénzung des Artikel 72 der
Bundesverfassung den Artikel 9 der EMRK verletzt und war in der Folge fraglos vom EGMR entsprechend
zu sanktionieren. Eine gesetzeskonforme Beratung hétte also in 2002 nur lauten kénnen: ,Lassen sie sich
ja nicht solch ein Verbot einfallen, sonst wird jede Beschwerde eines Schweizer Birgers, dem ein Minarett
verwehrt wird, vom EGMR angenommen®. Hatte natirlich die schéne schweizerische
Menschenrechtsstatistik zur Minna gemacht; muss wohl anders gelaufen sein und hat méglicherweise zu
einer gedeihlichen Zusammenarbeit zwischen Schweiz und Bundesrepublik Deutschland in der
»Bearbeitung” von Beschwerden gefiihrt.

5.3  Die deutsche Richterin Jaeger und der Kanzlei-Mitarbeiter Muller-Elschner stof3en ins
selbe Horn

Renate Jaeger ist von 01.11.2004 bis 30.12.2010 die deutsche Richterin am EGMR
https://de.wikipedia.org/wiki/Liste der Richter am Europ%C3%Adischen Gerichtshof f%C3%BCr Mensc
henrechte ) nachdem sie 10 Jahre lang Richterin im Ersten Senat des Bundesverfassungsgerichts war.

Beruflicher Werdegang (https://de.wikipedia.org/wiki/Renate Jaeger)

Nach dem zweiten Staatsexamen trat sie 1968 in den Justizdienst des Landes Nordrhein-Westfalen
ein und war bis 1974 Richterin am Sozialgericht Dusseldorf, von wo sie fir die Jahre 1970 und 1971
als wissenschaftliche Mitarbeiterin zum Bundessozialgericht abgeordnet wurde. 1974 wurde Jaeger
zur Richterin am Landessozialgericht berufen, wo sie bis 1987 tatig war. In den Jahren 1976 bis 1979
war sie als wissenschaftliche Mitarbeiterin an das Bundesverfassungsgericht abgeordnet. 1986 wurde
sie zur Vorsitzenden Richterin am Landessozialgericht ernannt, 1987 folgte die Ernennung zur
Richterin am Bundessozialgericht.

Neben ihrer Tatigkeit beim Bundessozialgericht war sie vom 12. Mai bis zum 23. Marz 1994 Mitglied
des Verfassungsgerichtshofs fiir das Land Nordrhein-Westfalen, 1992 wurde sie daneben Mitglied der
Verfassungs-Enquéte-Kommission Rheinland-Pfalz. Von 1991 bis 1994 nahm sie auf3erdem einen
Lehrauftrag der Westfalischen Wilhelms-Universitat Mianster wahr.

Am 24. Marz 1994 schlie3lich wurde Jaeger zur Richterin des Bundesverfassungsgerichts ernannt, wo
sie bis zum 29. Oktober 2004 Mitglied des Ersten Senats war. Zudem war sie Verbindungsbeamtin
des Bundesverfassungsgerichts zur Venedig-Kommission des Europarats.

Am 28. April 2004 wurde Jaeger von der Parlamentarischen Versammlung des Europarats zur
Richterin am Européischen Gerichtshof fur Menschenrechte gewahlt.

Am 27.12.2009, also ein Jahr vor der Einfihrung der Einzelrichterentscheidung (siehe Kap. 4.2),
erscheint nach einem Interview von ihr ein Artikel unter dem Titel ,Schwere Félle, beschrankter Einfluss?“
Uber das schwere Leben der Richter am EGMR (https://www.ig-gmg-geschaedigte.de/Beweise-O/
Referenznr. [IG_O-MP_104]).

,»Ein Grundproblem des Gerichtshofs: In den Urteilen missen die 47 Richter eine Linie finden, die alle
47 Mitgliedsstaaten mit ihren unterschiedlichen Rechtsordnungen mittragen kénnen. Renate Jaeger,
die deutsche Richterin, halt dies fur die schwierigste Aufgabe des Gerichtshofes.**

,.und wenn die Entscheidung sehr umstritten ist, reicht eine Mehrheit von neun Richtern. "Diese neun
mussen sich aber kraft der Verantwortung, die sie tragen, bewusst machen, dass ihre Entscheidung in
Europa akzeptiert werden muss," so Jaeger.“ [...]

,,.Die Richter missen sich in kurzer Zeit die Rechtsordnungen der anderen Mitgliedsléander einarbeiten,
erklart Renate Jaeger. Hier spielt der nationale Richter eine maRgebliche Rolle. Er ist in allen Féallen
beteiligt, die sein Land betreffen. Er muss den anderen Kollegen die Rechtsordnung seines Landes
verstandlich machen - wenn auch unterstitzt von einer Research-Abteilung, erklart Jaeger.*

Die Richterin Renate Jaeger bringt hier ein Grundproblem der Justiz sehr klar zum Ausdruck; sie macht
den Mund auf und fangt an zu liigen. Es geht lediglich darum, dass die EGMR-Entscheidung in
Ubereinstimmung mit den gesetzlichen Regelungen des Mitgliedsstaates bzgl. der Menschenrechte und
der Grundfreiheiten und mit den fur den Fall (die Beschwerde) relevanten Regelungen der EMRK sein
muss. Nach ihren 10 Jahren als Richterin im Bundesverfassungsgericht hat sie ja wohl die Grundzuge
einer Verfassung (eines Grundgesetzes) begreifen kdnnen. Die sonstigen Rechtsordnungen des jeweiligen
Landes kann sie sich schenken. Wenn sie darliber schwadroniert, das ,ihre Entscheidung in Europa
akzeptiert werden muss* dann meint sie vor allem, dass ihre Entscheidung von der Regierung der
Bundesrepublik Deutschland akzeptiert werden muss, denn sie fuhlt sich nicht als neutrale Instanz zur
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Sicherung von Menschenrechten und Grundfreiheiten von sich zu recht beschwerenden Blirgern, sondern
als politische Beamtin zur Interessenvertretung der Politiker, die sie nach Stral3burg ausgeschickt haben.

,»Aber der "Mund" des Rechts, so die deutsche Juristin, ist eben der nationale Richter. Jaeger gibt zu,
sie habe zu Beginn ihrer Amtszeit befiirchtet, ein nationaler Richter kdnnte bei Fallen aus seinem
Heimatland schnell befangen sein. Doch die Erfahrung hat sie gelehrt: Davor schitzt die
Zusammenarbeit mit den Kollegen in diesem internationalen Gremium und deren kritischer Blick.* ,,

Zur Zeit dieses Interviews (also nach 5 Jahren Stral3burg) weil3 sie doch nun, dass dieses ,Befangensein®
ihr Normalzustand ist, aber sie sich schnell damit abgefunden hat (wenn es nicht schon ohnehin ihre
Grundeinstellung war). Sonst wiirde sie ja nicht darauf pochen der ,Mund“ des Rechts zu sein bei
Beschwerden, die ihren Mitgliedstaat Bundesrepublik Deutschland betreffen. In der ab 2010 eingefuihrten
Einzelrichterentscheidung ist es sogar wegen der Befangenheit verboten, dass der Richter des
Mitgliedstaates den Einzelrichter abgibt und ,Mund” des Rechts spielt. Sie meint aber bei Entscheidungen
in ,internationalen Gremien*“ (Ausschuss oder Kammer) fallt es wegen der Kollegialitat nicht auf, wenn sie
ihr ,befangenes Recht" aus ihrem ,Mund" sprudeln l&asst.

Wohlgemerkt, Recht ist hier nichts weiter als die Entscheidung: Hat der Mitgliedstaat gegentber dem
Beschwerdefuhrer einen oder mehrere Artikel der EMGK gebrochen? JA oder NEIN

,.-Rund 95 Prozent der Falle werden schon aus formalen Griinden als unzuléssig zuriickgewiesen.
Dann hat der Beschwerdefiihrer womdglich Fristen verpasst oder ist im Heimatland nicht durch alle
Instanzen gegangen.

... oder dann (mit der Einzelrichterentscheidung ab 01.06.2010) sprudelt womd&glich aus dem ,Mund” des
Einzelrichters nicht mehr irgendein Recht, sondern es sprudeln nur noch Ligen.

,,Manche Staaten haben einen gewaltigen Riickstau an Fallen: Gegen Russland zum Beispiel liegen
noch etwa 30.000 Beschwerden vor. Doch da an jedem Verfahren der nationale Richter beteiligt sein
muss, dauert es bei russischen Fallen besonders lange, sie alle abzuarbeiten. Um die Arbeit des
Gerichtshofs zu beschleunigen, sollte das Verfahren reformiert werden. Doch Russland blockiert seit
Jahren diese Bestrebungen. So konnte bislang nur ein Teil der Reform in Kraft treten.* ,,

Die Richterin Renate Jaeger hétte ihren politischen Job nicht getan, wenn sie nicht die Gelegenheit genutzt
héatte darauf hinzuweisen, dass man die kriminelle Einzelrichterentscheidung / die
Einzelrichterentscheidung letztlich als Todesurteil des EGMR und des gesamten ,Menschenrechtstheaters*
einfuhren muss, weil die Russen ,an allem Schuld sind".

,»Wenn der Gerichtshof eine Menschenrechtsverletzung feststellt, verurteilt er den betreffenden Staat:
Er kann zum Beispiel Schadensersatz, eine Gesetzesanderung oder gar die Freilassung von
Gefangenen fordern. Die Umsetzung vollstreckt keine Behdrde, sondern ein politisches Gremium -
namlich das Ministerkomitee des Europarates, in dem die Staaten durch ihre AuBenminister vertreten
sind. Laut Europaischer Menschenrechtskonvention sind die Staaten verpflichtet die Urteile
umzusetzen.*

Aber was umsetzen heilt, ist eine Frage, die im Prinzip den Staaten berlassen ist, erklart der Jurist
Axel Muller-Elschner. Der politische Druck, wegen einer Menschenrechtsverletzung am Pranger zu
stehen, wiege oftmals schwerer als herkdmmliche VollstreckungsmalRnahmen - davon sind die Juristen
am Europdischen Gerichtshof fiir Menschenrechte Giberzeugt.*

Womit dem deutschen Juristen Axel Miiller-Elschner aus der Kanzlei des Gerichtshofs das entscheidende

Schlusswort Uberlassen wird und man die Verkiindigung der politischen Konsequenz und Intention der

anstehenden Einzelrichterentscheidung doch lieber einem Macher als der Richterin tiberlasst (bevor die

nochmal ihren ,beschréankten Einfluss* wiederkaut). Er lasst seine Uberzeugung durchblicken:
entscheidend fur den Mitgliedsstaat Deutschland ist es wegen des drohenden Prangers die Anzahl
der Menschenrechtsverletzungen, wegen derer man am Pranger stehen kdnnte, zu senken. Das tut
man doch wohl am besten indem man sie gar nicht erst zulasst.

Und weil die Zeit reif ist fir das Durchdriicken der ,Einzelrichtersentscheidung” im Ministerrat (siehe Kap.
4.2) erscheint nochmals am 03.01.2010 ein Artikel unter dem Titel ,Fall-Stau am Gerichtshof fur
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Menschenrechte” damit klar ist, wer die Einzelrichterentscheidung durch sein ignorantes Verhalten
erzwungen hat (https://www.ig-gmg-geschaedigte.de/Beweise-O/ Referenznr. [IG_O-MP_105]). Um das
missionarische der deutschen Vertreter zu untermauern, wird gleich erst einmal Unfug verkiindet.

,,Dieser Gerichtshof pruft, ob die 47 Staaten des Europarates die von ihnen ratifizierte
Menschenrechtskonvention einhalten. Die Mitgliedsstaaten haben sich verpflichtet, gemeinsame
europaische Grundséatze sowie den wirtschaftlichen und sozialen Fortschritt Europas zu férdern.*

Der EGMR Uberprift nicht die 47 Staaten auf Einhaltung, sondern er prift ausschlie3lich infolge einer
Beschwerde (Staatenbeschwerde Art. 33 oder Individualbeschwerde Art. 34), ob der beschwerte Staat
diese eingehalten hat. Wenn gegen Staaten keine Beschwerden vorliegen, werden sie auch nicht
Uberpruft. Die Verpflichtung auf ,europaische Grundséatze sowie den wirtschaftlichen und sozialen
Forstschritt” ist Hirngespinst und in der EMRK nicht zu finden.

,.Knapp 100.000 Menschenrechtsbeschwerden sind am Européischen Gerichtshof flr Menschenrechte
derzeit noch anhangig. Gegen manche Staaten Ost- und Stdost-Europas werden besonders haufig
Beschwerden vorgebracht. [...] Knapp 30.000 Falle, in denen Russland Menschenrechtsverletzungen
bezichtigt wird, warten am Gerichtshof in Stralburg auf ihre Bearbeitung. [...]

Etwa 11.000 Beschwerden gegen die Turkei, knapp 9000 gegen Ruméanien und gut 8000 gegen die
Ukraine - das sind die weiteren, traurigen Spitzenreiter der Statistik. [...] Insgesamt machen die Falle,
die diese Lander betreffen, schon Uber die Halfte aller unbearbeiteten Menschenrechtsbheschwerden
aus.“ [...] Auch andere Staaten wie Slowenien, Georgien, Moldawien oder Bosnien-Herzegowina
haben gemessen an ihrer Bevélkerungszahl besonders viele Beschwerden tber
Menschenrechtsverletzungen.“

,Ein Grund fur diese Haufung von Beschwerden ist ein gewisses Gefalle beziiglich des Wohlstandes,
aber auch Rechtstraditionen spielen eine Rolle, glaubt Axel Muller-Elschner, Jurist am Europaischen
Gerichtshof fiir Menschenrechte. Westeuropéische Staaten versuchten schon seit 40 Jahren, den
Standards der Europaischen Menschenrechtskonvention nachzukommen, erklart Maller-Elschner. Die
ost- und slidosteuropéischen Staaten hatten einfach Nachholbedarf.**

Damit ist deutlich gesagt, welche Mitgliedsstaaten die Schuldigen dafir sind, dass man nun leider ab
01.06.2010 per Einzelrichterentscheidung der Idee der unabhangigen europaischen Instanz zur
Uberprifung von Menschenrechtsverletzungen und von Briichen der Grundfreiheiten den TodesstoR
versetzen muss.

Und wieder féallt dem ,Politiker” in der Kanzlei des EGMR, Axel Muller-Elschner, und nicht der Richterin
Renate Jaeger die Rolle zu uns die Welt zu erklaren: Die ost- und siidosteuropaischen Staaten haben noch
keine ordentlichen ,Rechtstraditionen, sie miussen ,einfach“ den ,Nachholbedarf‘ abarbeiten, um das
2gewisse Gefalle* auszugleichen und auf unser deutsches (westeuropaisches) Niveau der vom
Staatsvolk unbemerkten staatlich organisierten Kriminalitat zu kommen. Bei denen lauft es einfach
immer noch alles so plump, gewalttatig und sichtbar ab.

,,Ein Richter fur 30.000 Falle

Ob die in StralBburg vorgebrachten Menschenrechtsverletzungen jemals aufgeklart und geahndet
werden, ist fraglich. So mancher Beschwerdeflhrer ist vielleicht schon tot, wenn sein Fall auf die
Gerichtsagenda kommt. Zudem muss an jedem Fall ein nationaler Richter beteiligt sein.

Da ware es wohl sinnvoll, die Zahl der nationalen Richter aus manchen Landern - wie
beispielsweise Russland - aufzustocken. Daflir bedirfe es aber eines neuen Abkommens, dem 47
Staaten zustimmen mussten, erlautert Renate Jaeger. Doch ob alle Staaten diese Einsicht haben, halt
die Deutsche fiir unwahrscheinlich.*

Der deutschen Richterin Jaeger fehlt einfach der Durchblick (ein gewisses Mal3 an nattrlicher
menschlicher Logik). Wenn die Einzelrichterentscheidung einen Abbau des Riickstaus an Entscheidungen
und eine Beschleunigung der Bearbeitung der Beschwerden bringen soll, dann kann es doch nur dadurch
passieren, dass diese Beschwerden unzulédssige und damit nicht abzuarbeitende sind (was angesichts des
rechtlich rickstandigen Russland gegentiber den Beschwerdefiihrern eine unverschamte Anmafung ist),
ansonsten mussten sie ja von dem die Tatsache der Zulassigkeit feststellenden Einzelrichter an einen
Ausschuss oder eine Kammer zur eigentlichen Bearbeitung tberwiesen werden und keinerlei
Arbeitsersparnis wére erreicht. Wenn dann die Anzahl der Richter des beschwerten Mitgliedsstaates
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Russland erhéht wiirde, ware das auch nicht allzu hilfreich, wenn nicht auch die restliche Richterbesetzung
des Ausschusses oder der Kammer durch mehr Richter der anderen Mitgliedsstaaten aufgestockt wiirde.
Wenn also die anderen Mitgliedsstaaten, die der gleichen ,Sektion" zugeteilt sind wie Russland
(https://de.wikipedia.org/wiki/Europ%C3%Adischer_Gerichtshof f%C3%BCr_Menschenrechte ), den sich
beschwerenden russischen Staatshirgern etwas Gutes tun wollten indem sie deren Beschwerden-
Ruckstau beschleunigt abarbeiten wollten, misste sie, statt sich tber das ,rechtsfreie”, uneinsichtige und
blockierende Russland zu ereifern, einfach selbst mehr arbeiten (die vor Tatendrang glihende deutsche
Richterin kdnnte sich freiwillig fir die Russland umfassende Sektion melden).

Mit anderen Worten: diese deutsche Begrindung fur die Notwendigkeit der Einzelrichterbewertung ist alles
andere als Uiberzeugend, sie ist eine aufgeblasene Liige.

,,Reform unerwiinscht?

Wie schwierig Reformen in einem internationalen Gremium wie dem Europaischen Gerichtshof fur
Menschenrechte sind, zeigt das so genannte 14. Protokoll. Es steht fiir eine wichtige Reform des
Européischen Gerichtshofs, durch die er effizienter arbeiten soll. Zum Beispiel sollen offensichtlich
unzulassige Beschwerden von einem Einzelrichter abgewiesen werden kénnen. Eindeutige Félle
sollen von drei statt von bisher sieben Richtern entschieden werden. Die Amtszeit der Richter soll auf
neun Jahre verlangert werden - ohne Mdoglichkeit der Wiederwahl. Doch bislang ist nur ein kleiner
Teil dieses 14. Protokolls umgesetzt worden - denn seit 2004 blockiert Russland diese Reform.*

Kein Wort dariiber, dass durch die Streichung des ,4 Augen-Prinzips" (besser: des 6-Augen-Prinzips, denn
eine Kammer des EGMR besteht aus mindestens 3 Richtern) der Manipulation Tir und Tor ge6ffnet
werden (sollen). Kein Wort naturlich zu den tber 6 Mio in ihren Grundfreiheiten (Recht auf Eigentum)
verletzten Burger/Justizopfer der Bundesrepublik Deutschland, die deren Regierung in den Jahren 2000
bis 2008 gerade geschaffen hat, und die natirlich aus Sicht des deutschen Tater-Staates dringend
Gegenmafinahmen erfordern, bevor da tiberhaupt etwas hochkommt. Denn das GMG-Gesetz mit Hilfe
dessen man den staatlich organisierten Betrug und die begleitende juristische Rechtsbeugung betreiben
will ist schlie3lich am 01.01.2004 in Kraft getreten und die ersten Justizopfer kénnten nach Durchlaufen der
nationalen Sozialgerichtsbarkeit und des Bundesverfassungsgerichts trotz aller kiinstlichen
Justizverzdgerungen der rechtsbeugenden Justiz in 2010 nun langsam beim EGMR aufschlagen.

5.4 GroRenwahn des Axel Miller-Elschner

Bei so viel Bedeutsamkeit (die deutsche Richterin kann ohne ihr deutsches ,Schattengewéchs" in der
Kanzlei ja nicht einmal eine 6ffentliche Meinung haben) muss man ja fast zwangslaufig groRenwahnsinnig
werden und davon traumen der eigentliche deutsche Richter am EGMR zu sein.

Nachfolgend wirklich nur wenige Beispiele
fur die rechtswidrigen Taten des Kanzlei-Mitarbeiters Miller-Elschner

1) Am 15.11.2014 veroffentlichte der ADG (Aktion Demokratische Gesellschaft e.V.) das folgende
Schreiben des EGMR vom 05.12.2013 an den Beschwerdefihrer Herrn ,U.” mit der EGMR-Beschwerde
Nr. 47505/10 (https://www.adg-ev.de/69-adg/publikationen/adg-foren/forum-januar-2014/830-schreiben-
des-eugh-fuer-menschenrechte):
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Schreiben des EuGH fiur Menschenrechte

Beschwerde-Mr. 47505/10
U /. Deutschland
5 Dezember 2013
Sehr geehrier Hearr U,
Ihre am 16. August 2010 eingelegte Beschwerde wurde hier unter der obigen Nummer registriert.

Hiermit teile ich lhnan mit, dass der Europaische Gerichtshof fur Menschenrechte zwischen dem 14. November
2013 und dem 28, Movembear 2013 in Einzelrichterbesetzung (H. Keller, unterstitzt von einem Berichterstatter
in Ubereinstimmung mit Artikel 24 Absatz 2 der Konvention) entschieden hat, die Beschwerde fiir unzulassig zu
erkldren. Die Entscheidung erging am zuletzt genannten Datum.

Soweit die Beschwerdepunkte in seine Zustandigkeit fallen, ist der Gerichtshof aufgrund aller zur Verfligung
stehenden Untarlagen zu der Auffassung gelangt, dass die in Artikel 34 und 35 der Kenvention niedergelegten
Voraussetzungen nicht erfillt waren.

Diese Entscheidung ist endgiiltig und unterliegt keiner Berufung an den Gerichtshof sowie an die Grolte
Kammer oder sine andere Stelle. Sie werden daher Verstandnis dafiir haben, dass die Kanzlei lhnen keine
weiteren Auskinfte Gber die Beschlussfassung des Einzelrichters geben und auch keinen weiteren
Schriftverkehr mit Ihnen in dieser Angelegenheit fihren kann. Sie werden in dieser Beschwerdesache keine
weiteren Zuschriften erhalten, und die Beschwerdeakie wird sin Jahr nach Datum dieser Entscheidung
vernichtet werden.

Dias vorliegende Schreiben ergeht nach Artikel 52 A der Verfahrensordnung des Gerichtshofes.
Mit freundlichen Grilten
Fir den Européischen Gerichtshof fir Menschenrechte

A Miller-Elschner
Rechtsreferant

2) Am 11.03.2016 erschien in der Ausgabe ,Familienarbeit heute* 2016/1 des ,Verband Familienarbeit
e.V." unter dem Titel ,,,Justitia, nicht nur blind, sondern auch taub und stumm?* (https://www.ig-gmg-
geschaedigte.de/Beweise-O/ Referenznr. [IG_O-MP_106]) ein Ausschnitt einer Beschwerde des
Rechtsanwaltes einer Frau Resch beim Prasidenten des EGMR. Es ging in dem Artikel um die
Behandlung einer EGMR-Individualrechtsbeschwerde vom 31.07.2014 gegen die Bundesrepublik
wegen Verletzungen Art. 6. Art. 8 und Art. 14 und 12. Zusatzprotokoll Art. 1 Abs. 1 infolge einer
mindlichen Verhandlung vor einem deutschen Landessozialgericht wegen des Elterngeldgesetzes.
Die Beschwerdefihrerin erhielt datiert auf den 18.06.2015 ein vom ,Rechtsreferenten A. Muller-
Elschner unterschriebenes Schreiben mit u.a. folgender Aussage (Zitat):

,Hiermit teile ich Ihnen mit, dass der Europ&ische Gerichtshof fir Menschenrechte zwischen dem 28.
Mai 2015 und dem 11. Juni 2015 in Einzelrichterbesetzung (H. Keller, unterstitzt von einem
Berichterstatter in Ubereinstimmung mit Art. 24 Abs. 2 der Konvention) entschieden hat, die
Beschwerde fur unzulassig zu erklaren. Diese Entscheidung erging am zuletzt genannten Datum.
Soweit die Beschwerdepunkte in seine Zustandigkeit fallen, ist der Gerichtshof aufgrund aller zur
Verfligung stehenden Unterlagen zu der Auffassung gelangt, dass die in Art. 34 und 35 der
Konvention niedergelegten Voraussetzungen nicht erfullt waren. Diese Entscheidung ist endgultig
und unterliegt keiner Berufung an den Gerichtshof sowie an die Grof3e Kammer oder eine andere
Stelle.”

Der Rechtsanwalt stellt gegeniiber dem EGMR-Prasidenten (damals war dies Dean Spielmann aus
Luxemburg, Amtszeit 01.11.2012 — 31.10.2015) u.a. fest:
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.pDurch die offensichtlich rein formularmaRige Mitteilung des Rechtsreferenten vom 18.07.2015
durften die Organe des Europaischen Gerichtshofs fir Menschenrechte selbst gegen das auch fir sie
geltende Menschenrecht auf ein faires Verfahren gem. Art. 6 Abs. 1 EMRK verstolien haben.

Die Hinweise in dem Formularschreiben des EGMR vom 18.06.2015 auf Art. 34 und 35 der EMRK
sind zudem in keiner Weise nachvollziehbar.*

In diesen Beispielen hat nicht die schweizerische Richterin Helen Keller (Amtszeit 04.19.2011 —
03.10.2020) die ,Entscheidung” unterschrieben und es ist nicht einmal sicher, ob sie angesichts der
gedeihlichen Zusammenarbeit zwischen Schweiz und Bundesrepublik Deutschland in der
»Bearbeitung” von Beschwerden (Kap. 5.2) Uberhaupt tber ihre ,Entscheidung” informiert wurde.

Es wurde also vom EGMR nicht nur Art. 6 (1) der EMRK gebrochen, sondern auch Art. 27 (1), denn nur ein
Richter kann die Entscheidung der ,Unzulassigkeit” fallen. Des weiteren verlangt Art. 45 (1) ,Urteile sowie
Entscheidungen, mit denen Beschwerden flr zulassig oder fir unzuléassig erklart werden, werden
begriindet.” Aber was interessiert es einen Verbrecher was in den Artikeln der EMRK steht; nach
deutschem Recht hat der deutsche Kanzlei Mitarbeiter Miiller-Elschner mit seinen ,formularmafigen
Unzulassigkeitsentscheidungen* Amtsanmaflung (§ 132 StGB) mit dem Vorsatz der Rechtsbeugung (8
339 StGB, i.V.m. § 12 StGB VERBRECHEN) begangen.

Die Zusammenarbeit zwischen deutschem ,Wihlarbeiter* in der EGMR-Kanzlei und internationalen
Richtern ist nicht nur zur Richterin der Schweiz ausgezeichnet:

3) Am 15.12.2016 wird die Beschwerdefiihrerin Frau Moser in der Beschwerde Nr. 52000/16 vom Kanzlei-
Mitarbeiter Mller-Elschner unter Bruch der diversen EMRK Artikel abgefertigt. In diesem Beispiel lasst
sich der franzdsische Richter André Potocki (Amtszeit 04.11.2011 - 21.06.2020) auf das kriminelle
Spiel ein.

Man muss sich wirklich nicht mit dem auslésenden Rechtsstreit vor deutschen Gerichten befassen
(http://www.gerichtlichesbetreuungsverfahren.de/2016/2016-12/2016-12-15-von-euop-gerichtshof.htm),
um zu ahnen, dass es sich auch dabei um einen gar nicht so seltenen deutschen Justizskandal handeln
durfte. Die Klassifizierung des Justizopfers als ,psychisch Kranke" hat Methode (es ist die GUSTL
MOLLATH Methode der staatlichen Willkir-Justiz; https://de.wikipedia.org/wiki/Gustl Mollath;
https://de.wikipedia.org/wiki/Strafsache Gustl Mollath ). Allein die hier mit beweiskraftigem Dokument
gezeigten Gesetzesbriiche des EGMR reichen véllig aus.
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Eingang: 22.12.2016

T:+33(0)3 88 412018

EUROPEAN COURT OF HUMAN RIGHTS F:+33 (0)3 88 41 27 30
COUR EUROPEENNE DES DROITS DE LHOMME www.echr.coe.int

Frau

Gertrud Ida MOSER
Johann-Peter-Hebel-StralRe 9
D-79589 BINZEN

ECHR-LGer11.00R 15. Dezember 2016
AMU/DAB/tku

Beschwerde Nr. 52000/16
Moser ./. Deutschland

Sehr geehrte Frau Moser,

lhre am 21. Oktober 2016 eingelegte Beschwerde wurde hier unter der obigen Nummer
registriert.

Hiermit teile ich lhnen mit, dass der Europiische Gerichtshof fiir Menschenrechte zwischen
dem 24. November 2016 und dem 8. Dezember 2016 in Einzelrichterbesetzung (A. Potocki,
unterstiitzt von einem Berichterstatter in Ubereinstimmung mit Artikel 24 Absatz 2 der Konvention)
entschieden hat, die Beschwerde fiir unzulissig zu erkldren. Diese Entscheidung erging am zuletzt
genannten Datum.

Soweit die Beschwerdepunkte in seine Zustandigkeit fallen, ist der Gerichtshof aufgrund aller
zur Verfilgung stehenden Unterlagen zu der Auffassung gelangt, dass die in Artikel 34 und 35 der
Konvention niedergelegten Voraussetzungen nicht erfiillt waren.

Diese Entscheidung ist endgiiltig und unterliegt keiner Berufung an einen Dreierausschuss,
eine Kammer oder an die GroBe Kammer. Sie werden daher Verstiandnis dafiir haben, dass der
Gerichtshof Ihnen keine weiteren Auskiinfte {iber die Beschlussfassung des Einzelrichters geben und
auch keinen weiteren Schriftverkehr mit lhnen in dieser Angelegenheit fiihren kann. Sie werden in
dieser Beschwerdesache keine weiteren Zuschriften erhalten, und die Beschwerdeakte wird ein Jahr
nach Datum dieser Entscheidung vernichtet werden.

Das vorliegende Schreiben ergeht nach Artikel 52 A der Verfahrensordnung des Gerichtshofes.

Mit freundlichen GriiRen
Fiir den Europidischen Gerichtshof fiir Menschenrechte

EUROPEAN COURT OF HUMAN RIGHTS
COUNCIL OF EUROPE
67075 STRASBOURG CEDEX

FRANCE

COUNCIL OF EUR ,
COUR EUROPEENMNE DES DROITS DE L'HOMME
CONSEIL DE L'EUROPE

67075 STRASBOURG CEDEX

| e LD,
CONSEIL DE [EURGP FRANCE
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5.5 Auch die Schweiz hat ihre Wihlarbeiter in der Kanzlei platziert

Am 11.11.2018 wurde ein Bericht Gber den schweizerischen Kanzlei-Mitarbeiter Daniel Rietiker im
Schweizer ,Landboten (Winterthur)“ veréffentlicht (,Der Mann hinter den Straburger-Urteilen®,
https://www.ig-amg-geschaedigte.de/Beweise-O/ Referenznr. [IG_O-MP_100]). Ursprunglich wurde die
schweizerische Richterin Helen Keller darum gebeten, die aber ablehnte und aufforderte lieber den
schweizerischen Kanzlei-Mitarbeiter Daniel Rietiker zu ,portrétieren”, denn:

,.Sie selbst ist gerade zu ausgelastet. Neben dem Lehrstuhl, den die Professorin fur Europa- und
Volkerrecht an der Universitat Zirich innehat, absorbiert sie derzeit auch der Abstimmungskampf um
die Selbstbestimmungsinitiative, tiber die in knapp zwei Wochen abgestimmt wird.*

Die schweizerische Richterin Helen Keller (Amtszeit 04.19.2011 — 03.10.2020) hat also im Jahr 2018 keine
Zeit, weil sie sich am Lehrstuhl an der Universitat Zirich mit ,Europa- und Volkerrecht vergniigt und sich
vehement in einen ,Abstimmungskampf“ zur ,Selbstbestimmungsinitiative“ (offensichtlich in der Schweiz)
wirft.

Artikel 4 — Unvereinbarkeit (VerfO)

(1) Nach Artikel 21 Absatz 3 der Konvention diirfen die Richter wahrend ihrer Amtszeit keine
politische, administrative oder berufliche Tatigkeit ausiiben, die mit ihrer Unabhangigkeit und
Unparteilichkeit oder mit den Erfordernissen der Vollzeitbeschéftigung in diesem Amt unvereinbar
ist. Jeder Richter hat dem Prasidenten des Gerichtshofs jede Nebentatigkeit anzuzeigen. [...]

In 2010 war man also noch dringendst der Meinung die Einzelrichterentscheidung einfihren zu missen,
damit die Uberlastung der Richter tiberhaupt in den Griff zu bekommen ist und anschlieRend hat die
schweizerische Richterin Helen Keller neben ihrer Vollzeitbeschaftigung als EGMR-Richterin Zeit fur eine
Professur und sonstige Engagements in ihrem Heimatland? Oder ist es gerade so, weil die Kanzlei-
Mitarbeiter der Bundesrepublik Deutschland, der Schweiz und welcher weiterer Saubermann-Staaten auch
immer die Manipulationsmoglichkeiten der ,Einzelrichterentscheidung“ nutzen um Richter zu spielen, und
somit die eigentlichen Richter Zeit haben fir ihre Vergniugungen ?

Wird deshalb von der Richterin Helen Keller der Herr Rietiker als ,Der Mann hinter den Strassburger
Urteilen bezeichnet und ihm ,als Jurist eine wichtige Funktion* bescheinigt ? Dass etwa 95 Prozent der
Beschwerden ,im Filter des Gerichtshofs, der Kanzlei, oder eben bei Daniel Rietiker® ,hangen bleiben®.
Dass er sich infolge dieses ,Herausfilterns” von Beschwerden
,,sich eher beschreiben wiirde ,,als «der derzeit bei Anwélten in Deutschland, Osterreich und der
Schweiz vielleicht unbeliebteste Jurist»“
liegt sicherlich nicht daran, dass er die in Kap. 4.3 aufgelisteten 8 Fragen zur JA / NEIN-Entscheidung der
Zulassigkeit einer Beschwerde als Dr. jur. mit Spezialgebiet ,Volkerrecht* und ,internationales
Abrustungsrecht* nicht richtig beantworten kann, sondern daran, dass er diese Fragen allzu oft im Auftrag
von X falsch beantworten will.

Dass er sich als unbeliebten Juristen fiir Anwélte in Deutschland, Osterreich und die Schweiz bezeichnet
deutet auf eine spater genauer zu betrachtende Zusammenarbeit zumindest der beiden
deutschsprachigen Lander Deutschland und Schweiz.

Er will sie genauso falsch beantworten, wie sein deutscher Kollege Axel Muller-Elschner, sodass das
Ergebnis eine ,Unzulassigkeit der Beschwerde* ist und da die Mdglichkeiten zu diesem rechtsbeugenden
Fehlschluss sehr begrenzt sind (siehe wiederum Kap. 4.3) muss er die gleiche Liige anwenden wie sein
deutscher ,Kollege“/Gleichgesinnter:

,»Er und sein Team prifen unter anderem, ob eingehende Beschwerden aus dem deutschsprachigen
Raum den formal-juristischen Kriterien genugen, zum Beispiel, ob auf nationaler Ebene samtliche
Instanzen durchlaufen wurden. Wenn nicht, kommt aus Strassburg ein Finfzeiler zuriick, unterzeichnet
von einem Einzelrichter, rasch und niichtern gehalten: Beschwerde ungltig. «Eigentlich ziemlich
unspektakular», erklart Rietiker*

Rietiker hat in 2018 zumindest begriffen was Miiller-Elschner bis 2016 noch nicht begriffen hatte, dass das
Schreiben vom Richter unterzeichnet werden muss, damit nicht auch Artikel 27 (1) EMRK gebrochen wird.
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Ansonsten hat Rietiker recht, so eine Rechtsbeugung ist tatsachlich eine ziemlich unspektakuléare
Angelegenheit. Man lugt einfach, begeht ein Verbrechen ohne sonderliche Anstrengung (es flief3t ja kein
Blut, es ist kein Mensch physisch zu ermorden) und wenn man sich mit der eigenen moralischen
Verkommenbheit erst einmal angefreundet hat, geht alles wie von selbst.

Und wahrend wir ratseln, wer ist X, also wer beauftragt den Herrn Rietiker fortlaufend das Recht zu
beugen, kann es Rietiker nicht unterlassen uns darauf zu stoRen, dass auch die schweizerische Richterin
Keller am gleichen nationalen schweizerischen Strang zieht:

,,Der Bezug zur Schweiz ist also geblieben, [...].» Das spiire er vor allem dann, wenn er die Schweizer
Falle mit Kollegen aus anderen Landern diskutiere. Natiirlich ist dann auch die
Selbstbestimmungsinitiative ein Thema, deren Verfechter von «fremden Richtern» in Strassburg reden.
«Das ist Quatsch. Auch bei einem Urteil gegen die Schweiz sitzt immer auch Frau Richterin Keller im
Gremiumy, sagt er [Rietiker] Der EGMR konne einzig auf der Grundlage der
Menschenrechtskonvention entscheiden. «Die aktuelle politische Stimmung in einem Mitgliedstaat
darf daran nichts &ndern.» ,,

Wir horten eingangs, dass es der ,Abstimmungskampf‘ der Richterin Keller gegen die
»Selbstbestimmungsinitiative* war, weshalb sie ihren Einsatz in ihrer Vollzeitrichtertatigkeit am EGMR
zurlickfahren musste. Wenn also ein schweizerischer Kanzlei-Mitarbeiter Rietiker Beschwerden gegen die
Schweiz im Vorfeld kréftig verbiegt und dann eine solche ,neutrale” Richterin bei Beschwerden gegen die
Schweiz immer mit am Tisch sitzt, dann ist das ja fast schon die ganze Wahrheit.

Rietiker beschreibt einige Beschwerden gegen die Schweiz, z.B.: Da gibt sich das oberste Gericht der
Schweiz einen Ruck und verurteilt einen turkischen Leugner ,des Genozids an den Armeniern* wegen
.Rassendiskriminierung“ und dann kommen die Schlaumeier vom EGMR daher und gewichten seine
.MeinungsauBerungsfreiheit* ,starker.

,»Auch in Fallen, die in der Schweiz ein grosses Echo auslésen und Signalwirkung haben, wie im Fall
«Peringek vs. Switzerland». Dort war Schweiz unterlegen. Das Bundesgericht hatte den tirkischen
Polit-Aktivisten wegen Rassendiskriminierung verurteilt, weil er 6ffentlich den Genozid an den
Armeniern leugnete. Der EGMR hingegen gewichtete die Meinungsausserungsfreiheit stérker.

Da wird langsam klarer, was die Gegner des EGMR bzw. die Initiatoren der (dank so feuriger Bekampfer
wie der Richterin Keller verlorenen) ,Selbstbestimmungsinitiative“ in der Schweiz meinen, wenn es z.B.
durch die SVP heif3t
.Die SVP*[...] ,stellte ihn [den EGMR]" ,als Ubergriffiges Gremium dar, dessen ,fremde Richter” sich
laufend in interne Angelegenheiten einmischen, die sie nichts angehen.” (https://www.ig-amg-
geschaedigte.de/Beweise-O/ Referenznr. [IG_O-MP_103]).

Zurlick zum heraus gegriffenen Fall: Jeder hat ein Recht auf seine eigene Meinung, aber nicht jeder hat ein
Recht auf seine eigene Wabhrheit. Die Juristen des EGMR sind offensichtlich nicht in der Lage zwischen
den Begriffen ,Meinungen*” und ,Tatsachen” zu unterscheiden. Es wird unversténdlich, wie man Richtern
mit einem derartigen Unvermégen einer sprachlich-begrifflichen, fir jede Rechtsprechung tber
Sachverhalte relevanten Unterscheidung dieser Begriffe, iberhaupt zugesteht, dass sie ,die fir die
Ausiibung hoher richterlicher Amter erforderlichen Voraussetzungen erfiillen” (Artikel 21 (1) EMRK); sie
beherrschen ja nicht einmal ihre Sprache.

Weshalb der Daniel Rietiker irgendwann zwischen dem Nov. 2018 und Nov. 2019 dem ,Career Services"
der Universitat Zirich (einem ,Karriere Portal“) ein Interview gibt und wer dafur der Treibende war, ist offen
(https://www.ig-gmg-geschaedigte.de/Beweise-O/ Referenznr. [IG_O-MP_101]). Dieses Pamphlet soll wohl
zeigen, zu was fir einem tollen Hecht ein Absolvent dieser Uni werden kann; es zeigt aber eher das
Gegenteil. Die Ratschlage des Herrn Rietiker fur einen ,erfolgreichen Bildungsweg" zeigen unverbliimt,
wes Geistes Kind er ist, er ist ein Vertreter des ,mehr Schein als Sein“, seine Ratschlage férdern nicht
Wissen und Kénnen, sondern die Fahigkeit zu bléffen, zum groRen Aufgeblasen-Sein. Auch Herr Rietiker
ist mit seiner 2003 begonnenen Vollzeittatigkeit als ,juristischer Mitarbeiter nicht ausgelastet, sondern
findet vor 2009 Zeit nebenbei zu promovieren; sinnigerweise lber ,internationale Konventionen im Bereich
der Rustungskontrolle” (hat mit dem Arbeitsleben und der EMRK also nichts zu tun). Konsequent empfiehlt
er den Karrieristen ,allenfalls parallel zur [spateren] Arbeit* zu promovieren, also ohne persdnlichen Einsatz
und ohne wissenschaftliches Ziel. (Riter: Ein gekaufter Titel ware ggf. effektiver). Dass Rietiker bei Jura-
Studium und —Promotion nichts gelernt hat, zeigt er selbst:
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,.Die Kritik der Kompetenziberschreitung hat schliesslich auch mit einer der Haupterrungenschaften
des Gerichtshofs, namlich der ,,dynamischen** oder ,,evolutiven* Auslegung der in der EMRK
geschutzten Rechte, zu tun. Die Konvention soll zeitgeméass ausgelegt werden, gemass den
herrschenden Umstanden. Nur so kdnnen Probleme der modernen Gesellschaft, wie [...] durch den
Gerichtshof Uberhaupt Uberprift und einer verninftigen Losung zugefiihrt werden.“

,,.Die Vielfalt und die Toleranz gegentber dieser Vielfalt sind die Errungenschaften und
Aushangeschilder einer demokratischen Gesellschaft, deren ,,Watchdog* der Gerichtshof hoffentlich
auch in Zukunft sein kann.*

Es geht nicht um vielfaltiges und tolerantes Geschwatz (iberhaupt: Toleranz gegeniber wem? Dem die
EMRK brechenden Staat?), sondern um Einhaltung der EMRK durch die Mitgliedsstaaten.

In der Schweiz gibt es zwar keine ,Rechtsbeugung” genannte strafgesetzliche Regelung, aber den
Schweizer Juristen ist es auch nicht erlaubt die Gesetze bis zur Unkenntlichkeit ,dynamisch* und
»evolutionar zu verdrehen oder ins Gegenteil zu verkehren:

Bundesverfassung der Schweizerischen Eidgenossenschaft
Artikel 5 Grundséatze rechtsstaatlichen Handelns
(1) Grundlage und Schranke staatlichen Handelns ist das Recht.”

@ [..]
Die Festlegung was ,Recht” ist, haben sie allerdings etwas versteckt.

Art. 46 Umsetzung des Bundesrechts
(1) Die Kantone setzen das Bundesrecht nach Massgabe von Verfassung und Gesetz um.

Das Bundesrecht ist also das, was in der Verfassung und in den Gesetzen steht, es gilt auch in der
Schweiz das Gesetz und nicht die ,dynamisch-evolutionare" und rechtsbeugende Sprach- und
Gesetzverdrehung der Juristen, daraus werden dann nach Schweizerischem Strafgesetzbuch:
Siebzehnter Titel: Verbrechen und Vergehen gegen die Rechtspflege, Artikel 303 bis 309.

Dass die Schweiz grundsatzlich schlechte Karten hat die in der EMRK zugesicherte Religionsfreiheit
einzuhalten, zeigt sich schon an den ersten Worten ihrer Verfassung.
,Im Namen Gottes des Allméachtigen!”

Da kann man fast nur reagieren mit ,Allahu Akbar“. In der Schweiz scheint es fur jeden Juristen ein
unbedingtes Muss zu sein, sich mit dem Minarettverbot zu vergniigen (Artikel 72 Kirche und Staat (3) ,Der
Bau von Minaretten ist verboten.").

Rietiker: ,,Ich bin Mitarbeiter eines unabhéngigen und unparteiischen internationalen Gerichtshofs und
bin als solcher auch in politisch sehr sensible — es gentigt, das Stichwort ,,Minarett-Initiative*
aufzugreifen — [...] Falle involviert.

Die Frage ist doch, warum ein Staat mit eingebauter Missachtung der Menschenrechte in solch einer
Verfassung Uiberhaupt im Europarat ein Garant fiir Rechtsstaatlichkeit in Europa sein kann. Friiher haben
sie auf der Alm den Rutlischwur geschworen, heute bohren sie verbale Sprengstofflocher in die Minarette,
das ist die ganze Modernisierung und Rechtsstaatlichkeit der Schweiz. Der Absatz 3 wurde nach einer
Volksabstimmung vom 29.11.2009 in die Verfassung eingebracht und man erkennt wiederum, wie
hilfreich die Manipulationsméglichkeiten nach Einfiihrung der Einzelrichterentscheidung fir die
Schweiz waren.
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5.6

,,Die unheilvollen Machenschaften der deutschen und schweizerischen Justiz im EGMR*

Der schweizerische Anwalt fir u.a. Strafrecht und Menschenrechtsschutz Oliver Liicke berichtete am 15.
Juli 2020 Uber seine Erkenntnisse Uber den Européischen Gerichtshof fur Menschenrechte in Stral3burg.
(https://www.ig-gmg-geschaedigte.de/Beweise-O/ Referenznr. [IG_0-JU_311]). Da einerseits seine

Mitteilungen sehr gehaltvoll und aufschlussreich sind und andererseits unsere hier gemachten Erfahrungen
in Einzelpunkten abweichen,

a) zitieren wir seine Mitteilungen vollstéandig und ohne Auslassungen (eingerdickt, kursiv), damit
durch uns kein ungewolltes Missverstandnis entstehen und sich der Leser selbst eine Meinung
bilden kann,

b) kommentieren wir an relevanten Stellen, um unsere abweichenden Erfahrungen und Bewertungen
einzubringen.

Rechtsanwaltskanzlei
Oliver Lucke
Effingerstrasse 14

3011 Bern
kontakt@ra-luecke.ch
http://www.ra-luecke.ch/

15. Juli 2020

Die unheilvollen Machenschaften der deutschen und schweizerischen Justiz im Europaischen
Gerichtshof fur Menschenrechte

Der Europdische Gerichtshof fiir Menschenrechte (nachfolgend: EGMR) in Strassburg ist fur
viele Rechtssuchende die letzte Instanz, welche ausserhalb eines nationalen Justizsystems
unabh&ngig und unparteiisch tber die Wahrung der Rechte und Freiheiten der
Menschenrechtskonvention wacht. Der Gerichtshof wiirde 1959 gegriindet, allerdings erst im
Jahre 1998 als standiger Gerichtshof eingefihrt.

Vorher war eine Individualbeschwerde eines Betroffenen nur unter sehr eingeschréankten
Vorgaben mdglich. Bis dahin konnte allerdings immerhin eine Beschwerde an die
Menschenrechtskommission eingereicht werden. Nicht zu verwechseln ist der EGMR mit dem
Europdischen Gerichtshof der Européischen Union in Luxemburg. Die beiden Gerichte haben
jeweils getrennte Aufgabenfelder und stehen in keinem direkten Bezug zueinander.

Mit der Errichtung des EGMR als standiger Gerichtshof ware also ein supranationaler
Gerichtshof geschaffen worden, der die Einhaltung der Menschenrechte durch die derzeit 47
Mitgliedstaaten iberwacht, was man annehmen konnte. Dies ist jedoch in Bezug auf zumindest
zwei Mitgliedstaaten fraglich, da die beiden Staaten so wie es aussieht einen Weg gefunden
haben, die Beurteilung durch den EGMR von mdglichen Verstéssen gegen die Konvention bereits
von Anfang an zu vereiteln.

Erganzung: ,von Anfang an“ meint gleich zu Beginn einer Beschwerde-Bearbeitung mit der Entscheidung
Uber Zulassigkeit/Unzulassigkeit

Um an den EGMR zu gelangen, muss ein Beschwerdefiihrer zundchst innerstaatlich alle
Instanzen durchlaufen haben und tunlichst den Verstoss so friih wie méglich unter Bezugnahme
auf den jeweiligen Artikel der Konvention geltend machen. Halt der Beschwerdefiihrer diese
Vorgaben nicht ein, sei es weil er ein Rechtsmittel zu spét erhebt, oder ganzlich tbersieht, sei es
weil die gesetzlichen Vorgaben zur Begrindung eines Rechtsmittels nicht eingehalten, dann ist
auch eine anschliessende Beschwerde an den EGMR mangels nationaler Rechtswegerschépfung
grundsatzlich unzulassig. Die Ausnahmen sind fur diesen Artikel nicht weiter von Relevanz.
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Erganzung: unsere Erfahrung besagt, dass streng zu unterscheiden ist zwischen gesetzlichen Vorgaben
zur Begrindung eines Rechtsmittels und richterlichen Vorgaben zur Begriindung eines Rechtsmittels,
denn genau letztere kdnnen in einem Mitgliedsstaat, der die EMRK bricht, ja ungesetzliche Vorgaben und
Ausloser fiir die Beschwerde beim EGMR sein (siehe Kap. 5.10).

Wenn der nationale Rechtsweg nicht erschopft wurde, mithin die Beschwerde aus formellen
Grinden unzul@ssig ist, dann wird eine solche Beschwerde in einem schnellen und einfachen
Verfahren durch einen Einzelrichter beim EGMR fiir unzuléssig erklart und der
Beschwerdeftihrer erhalt einen kurzen Brief, in welchem mit einer Kurzbegriindung
standardisiert dies dem Beschwerdefiihrer mitgeteilt wird.

Erganzung: zur nationalen Rechtswegerschépfung: Im EGMR , Admissibility_guide_ DEU“ (1. A.
.Nichterschdpfung innerstaatlicher Rechtsbehelfe”) ist zu lernen, dass die Richter die ,Nichterschdpfung
nicht dogmatisch zu handhaben beabsichtigen (,64. Der Grundsatz der Rechtswegerschépfung ist eine
goldene Regel und nicht in Stein gemeif3elt”), d.h. es gibt Ausnahmen (siehe Kap. 5.11 Nr. 1), siehe
https://www.ig-amg-geschaedigte.de/Beweise-K/ Referenznr. [IG_K-JU 305])

Diese Einzelrichterentscheidungen wurden insbesondere auf Initiative von Deutschland und
Schweiz erst im Juni 2010 eingefiihrt, nachdem der EGMR aufgrund der Aufnahme der neuen
postsowjetischen Staaten eine Flut an Beschwerden pendent hatte, deren Bearbeitung nach der
friheren Regelung nicht mehr zu bewaltigen war. So waren damals 100000 Beschwerden bei
Gerichtshof hangig.

Wiederholung der Aussage wegen Bedeutung, der schweizerische Menschenrechts-RA O.Llcke teilt mit:
Die ,Einzelrichterentscheidungen wurden insbesondere auf Initiative von Deutschland und Schweiz
erst im Juni 2010 eingefuhrt”

Anmerkung: Der RA Liicke Gbernimmt unkritisch die Behauptung des Europarats, dass die Bearbeitung der
Beschwerdeflut ,nach der friiheren Regelung nicht mehr zu bewaltigen war“ (siehe z.B. https://www.ig-
amg-geschaedigte.de/Beweise-O/ Referenznr. [IG_O-MP_306]). Das teilt der Europarat in einem Protokoll
mit, welches wiederum durch Deutschland und die Schweiz gesteuert sein dirfte. Vielleicht wére es ja eine
einfache Mdglichkeit gewesen, dass die Mitarbeiter der Kanzlei ihre Arbeit zur Entscheidung der
Zulassigkeit/Unzuléssigkeit einfach mal zielgerichteter gemacht hatten (Kap. 4.3), anstatt dauernd Politik
betreiben zu wollen (siehe Kap. 5.2 — 5.5), Vielleicht hatte es ja auch genlgt, diese von ihren
Mitgliedsstaaten Gesteuerten durch echte Arbeitskréfte (Sekretérinnen) zu ersetzen.

Eine Unzulassigkeitsentscheidung musste damals noch durch ein Komitee von drei Richtern
gefallt werden. Eine solche Entscheidung eines Einzelrichters brachte also eine gewisse
Entlastung und Beschleunigung der Verfahren in Bezug auf unzuléssige Beschwerden, jedoch
darf nach den Regelungen eine Einzelrichterentscheidung allerdings niemals durch den Richter
erfolgen, gegen den sich die Beschwerde richtet, also beispielsweise darf niemals die Richterin
fir die Schweiz Beschwerden gegen die Schweiz als Einzelrichterin fur unzulassig erklaren.

Anmerkung: Korrekterweise muss der Halbsatz lauten: ,...., jedoch darf nach den Regelungen eine
Einzelrichterentscheidung allerdings niemals durch den Richter des Mitgliedsstaates erfolgen, ...“ (wobei
sich ,den" dann auf den ,Mitgliedsstaat“ und nicht auf den ,Richter* bezieht),

Nun kann man denken, dass durch diese Optimierung die Funktionsféhigkeit des EGMR
verbessert wurde und den Rechtssuchenden ein effektiverer und schnellerer Rechtsschutz gegen
die Mitgliedstaaten gewahrleistet ist. Weit gefehlt, wie Recherchen in Bezug auf die Schweiz und
die Bundesrepublik Deutschland ergeben haben. Beide Staaten haben offensichtlich einen Weg
gefunden, das System der Einzelrichterentscheidungen zu ihren Gunsten auszunutzen und durch
Manipulationen und Korruption auf den Ausgang der Beschwerdeverfahren in unlauterer Weise
einzuwirken.

Wiederholung der Aussage wegen Bedeutung, der schweizerische Menschenrechts-RA O.Llcke teilt mit:
»---wie Recherchen in Bezug auf die Schweiz und die Bundesrepublik Deutschland ergeben haben.
Beide Staaten haben offensichtlich einen Weg gefunden, das System der
Einzelrichterentscheidungen zu ihren Gunsten auszunutzen und durch Manipulationen und
Korruption auf den Ausgang der Beschwerdeverfahren in unlauterer Weise einzuwirken.”
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Wie bereits vorgestellt, darf ein Einzelrichter niemals Uber Beschwerden entscheiden, die sich
gegen den Mitgliedstaat richten, welcher den Einzelrichter entsendet hat. Dies flhrt allerdings
dazu, dass im schlimmsten Fall der jeweilige zugeteilte Einzelrichter flr einen bestimmten
Mitgliedstaat nicht einmal die Schrift lesen, geschweige denn die Sprache spricht. In solch einem
Fall ist der Einzelrichter offensichtlich gar nicht in der Lage, den Inhalt einer Beschwerde zu
verstehen und zu den in der Beschwerde aufgeworfenen Fragen eine Entscheidung zu treffen.

Hinzu kommt, dass ein Einzelrichter in der Regel neben den fehlenden Sprachkenntnissen des
jeweiligen Landes auch keine Kenntnis tber das betreffende nationale Justizsystem hat, was eine
objektive Beurteilung durch einen Einzelrichter ebenfalls erschwert. Im Gesamtbild kann also ein
Einzelrichter in solch einer Konstellation mangels Sprachkenntnisse und mangels Erfahrung mit
dem Rechtssystem des betreffenden Mitgliedstaates gar nicht in der Sache aus eigener
Wahrnehmung entscheiden. Im EGMR wurde dieses Problem mit der Einflihrung einer «legal
division» fir die jeweiligen Mitgliedstaaten zur Unterstiitzung der Einzelrichter eingefuhrt.

Widerspruch: Es werden zwei sogenannte Probleme identifiziert, das ,Problem Unkenntnis der
Sprache” und das ,Problem fehlender Erfahrungen mit dem Rechtssystem®.

Das sogenannte ,Problem Unkenntnis der Sprache*:

Die offiziellen Sprachen des EGMR sind Englisch und Franzdsisch; es dirfte also zu erwarten sein,
dass alle Richter diese beiden offiziellen Sprachen beherrschen. Da es fiir eine Individualbeschwerde
erlaubt ist, eine Beschwerde zunachst in einer davon abweichenden Muttersprache einzureichen, gilt
dies fiir jede Individualbeschwerde, also nicht nur fur solche, die aufgrund der
Zulassigkeitsvoraussetzungen in Artikel 35 der EMRK im ersten Schritt als unzulassig erklart werden
kénnen. Wie aus Kap. 4.3 zu schlussfolgern sind es nur wenige Seiten der unbedingt auszufullenden
+Application Form* (des EGMR, deren Angaben schlussfolgern lassen, ob die
Zulassigkeitsvoraussetzungen erfillt sind oder nicht. Es wird sogar gefordert, dass dies allein aus den
Informationen des ausgefiillten Beschwerdeformulars zwingend hervorgehen muss und der
Beschwerdefuhrer nicht erwarten kann, dass fur die Zulassigkeitsentscheidung vom Gericht auch
beigefligte Unterlagen herangezogen werden muissen.

Es ist also vom Gericht zunachst fir die Zulassigkeitsentscheidung - aber dartiber hinaus fir jede
eingereichte Beschwerde - der Inhalt des Beschwerdeformulars aus der Muttersprache des
Beschwerdefiihrers in eine der beiden offiziellen Sprachen des EGMR zu Ubersetzen. Dabei handelt es
sich um einen Textumfang von maximal etwa 7 Seiten (https://www.ig-gmg-geschaedigte.de/Beweise-
K/ Referenznr. [IG_K-JU 300]), in den meisten Fallen durfte es aber mit einem Text von 3 bis 5 Seiten
getan sein.

Wenn die Ubersetzung dieser muttersprachlichen Texte in eine der Amtssprachen des EGMR ein
~Problem* darstellt, dann ist es unzweifelhaft ein ,Problem* der Organisation der Kanzlei des EGMR und
somit auch des dafirr verantwortlichen jeweiligen Prasidenten des Gerichtshofs. Entweder sind
Kanzler und oberverantwortlicher Prasident des EGMR nicht fahig eine Kanzlei eines
internationalen Gerichtshofs entsprechend zu organisieren und zu fiihren oder sie sind nicht
willens.

Das sogenannte ,Sprachproblem” ist also keinerlei stichhaltiges Argument dafiir, dass sich in der
Kanzlei ,zweifelhafte Personen” des beschwerten Mitgliedsstaates herumtreiben, um das
~Sprachproblem” bei der Zulassigkeitsentscheidung zu beseitigen.

Das sogenannte ,Problem fehlender Erfahrungen mit dem Rechtssystem*:

Bei den durch die EMRK zugesicherten Rechten geht es um Menschenrechte und Grundfreiheiten.
Welche davon als verletzt angesehen werden, hat der Beschwerdefiihrer in das Beschwerdeformular
geschrieben, man muss also nicht suchen.

Wo, wenn nicht in der Verfassung des beschwerten Staates sollen den diese Menschenrechte und
Grundfreiheiten zugesichert sein? Wenn es einen Mitgliedstaat gabe, in dessen Verfassung diese
Menschenrechte und Grundfreiheiten nicht vollstandig zugesichert werden, wie kénnte dann ein solcher
Staat Uberhaupt Mitgliedsstaat geworden sein? Die Richter diirfen also davon ausgehen, dass die in der
Beschwerde beklagten Verletzungen der Menschenrechte und Grundfreiheiten durch die Verfassung
des beschwerten Staates zugesichert sind. Dazu mussen die bearbeitenden Richter also nicht das
Rechtssystem des beschwerten Staates kennen, sie missen nicht einmal die Verfassung des
beschwerten Staates in dessen Landessprache herunterbeten kénnen, denn eine Ubersetzung in
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Englisch und Franzdésisch wird ja wohl nach den langen Jahren der Mitgliedschaft nun langsam mal in
der Kanzlei angefertigt worden sein.

Fur die Zulassigkeitsentscheidung ist zu klaren, ob der nationale Rechtsweg durchlaufen wurde. Das ist
fur die Bundesrepublik Deutschland bereits in Kap. 4.3 diskutiert. In der Schweiz kann man anhand der

nachfolgenden Organisationsstruktur sogar sagen: ,immer den Feilen folgen“; kann doch nicht so
schwer sein. Der Rechtsweg muss bis zum obersten Gericht des Landes ausgeschdpft sein: in
Deutschland heif3t es ,Bundesverfassungsgericht”, in der Schweiz ,Bundesgericht. Die Namen der
Gerichte sind wiederum auch dem ausgefullten Beschwerdeformular zu entnehmen, denn es ist ja fur
die Zulassigkeit der Beschwerde gefordert, dass die Gerichtsurteile des nationalen Rechtswegs dort

anzugeben sind.
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Mit ,Erfahrungen mit dem nationalen Rechtssystem* hat das allerdings herzlich wenig zu tun. Wenn
Uberhaupt von Erfahrungen der Richter des EGMR mit dem nationalen Rechtssystem des beschwerten
Mitgliedsstaates die Rede sein soll, dann doch wohl eher bei Staaten mit grundlegenden strukturellen
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Problemen in ihrem Rechtssystem. Das erfahren die Richter aber aus der Datenbank des EGMR; es
handelt sich um Erfahrungen wie dieser Mitgliedsstaat die Menschenrechte und Grundfreiheiten immer
wieder mit FuRen tritt. Zur Einstufung einer Beschwerde als ,unzulassig” sind solcherlei Erfahrungen nun
aber gerade gar nicht geeignet.

Zusammenfassend ist also festzustellen: Dieses ,Problem fehlender Erfahrungen mit dem
Rechtssystem® ist nichts weiter als ein Juristen-Marchen und liefert keinerlei stichhaltiges Argument dafur,
dass sich in der Kanzlei ,zweifelhafte Personen“ des beschwerten Mitgliedsstaates herumtreiben, um das
.Problem fehlender Erfahrungen mit dem Rechtssystem” bei der Zulassigkeitsentscheidung zu
beseitigen.

Bei diesen «legal division» handelt es sich um ein Team von Juristen aus den jeweiligen Staaten,
welche ahnlich eines Berichterstatters die Prifung der Formalien der Beschwerden vornehmen
und entsprechend der Bearbeitung dem Einzelrichter eine Empfehlung in Bezug auf die
Unzul@ssigkeit der Beschwerde erstellen. Wenn der Einzelrichter diesem Vorschlag folgt, dann
wird die Beschwerde fiir unzul@ssig erklart, obschon der Einzelrichter die Beschwerde gar nicht
hat priifen kénnen. An dieser Stelle wird bereits offensichtlich, wo das durchaus grundsatzlich
begrussenswerte System der Einzelrichterentscheidungen fur Manipulationen angreifbar ist.

Widerspruch: Fur dieses ,legal division“ genannte Team von Juristen zur Priifung der Formalien der
Beschwerden zur Unterstitzung der Entscheidung von Richtern Uber die Zulassigkeit/Unzulassigkeit gibt
es keinerlei Rechtfertigung. Diese Juristen werden von einzelnen beschwerten Mitgliedstaaten
missbraucht, um die Einzelrichterentscheidungen tber die Zulassigkeit/Unzuléssigkeit zu manipulieren.

Widerspruch: Die Einzelrichterentscheidung ist grundsatzlich KEINE begriiRenswerte Losung. Sie
beseitigt das ,4-Augen-Prinzp“ (in Wirklichkeit 6-Augen-Prinzip, denn eine Kammer des EGMR besteht aus
mindestens 3 Richtern) und fordert geradezu zum Missbrauch heraus (,wenn der Einzelrichter diesem
Vorschlag folgt*), zumal aus den Regelungen der EMRK als auch der VerfO beim besten Willen nicht
abgeleitet werden kann, wer den Einzelrichter auswahlt oder wer sich den Einzelrichter auswahlt. Man darf
sogar vermuten, dass sie genau deswegen durch die Mitgliedsstaaten Bundesrepublik Deutschland und
Schweiz im Ministerrat durchgedriickt wurden. Die gelieferte Begriindung fir die Notwendigkeit der
Einflhrung der Einzelrichterentscheidung ist fadenscheinig und falsch.

In Bezug auf die Schweiz und die Bundesrepublik Deutschland hat der in Bern ansassige
Rechtsanwalt Oliver Liicke aufgrund eigener Wahrnehmungen von Unstimmigkeiten und
Internetrecherchen herausgefunden, wie die beiden Staaten die Einzelrichterentscheidungen
missbrauchen, um sich der richterlichen Beurteilung von mutmasslichen wissentlichen Verstdssen
gegen die Menschenrechtskonvention zu entziehen.

Wiederholung der Aussage wegen Bedeutung, der schweizerische Menschenrechts-RA O.Llicke teilt mit:
Er habe ,, aufgrund eigener Wahrnehmungen von Unstimmigkeiten und Internetrecherchen
herausgefunden, wie die beiden Staaten die Einzelrichterentscheidungen missbrauchen, um sich
der richterlichen Beurteilung von mutmasslichen wissentlichen Verstdssen gegen die
Menschenrechtskonvention zu entziehen.”

VW W WV VUV VUV V V V V V V V V V V V V V V V V V V V V V V V V VvV V vV V V VvV VvV VvV vV vV vV v v VvyYw
Die Schlussfolgerung basiert auf mehreren fremden und eigenen Féllen, in denen die Nichterschépfung
des nationalen Rechtsweges vorgetauscht oder behauptet wird

Wie bereits vorstehend erklért, muss fir die Zuléssigkeit von Beschwerden an den EGMR der
innerstaatliche Instanzenzug durchlaufen worden sein, wobei Versaumnisse und Fehler in der
Begriindung dazu flihren, dass der Beschwerdefiihrer aufgrund Nichterschépfung des nationalen
Rechtsweges keine Beschwerde an den EGMR erheben kann; ein klassischer Fall fir eine
Einzelrichterentscheidung.

Sowohl aus der eigenen Wahrnehmung, als auch gestutzt auf verdffentlichte frithere Urteile ohne
Beteiligung von Rechtsanwalt Liicke seitens des EGMR gegen die Schweiz ist aufgefallen, dass
einerseits immer versucht wird, die Nichterschopfung des Rechtsweges dadurch vorzutauschen,
dass der Beschwerdeflihrer seinen Begrindungspflichten nicht nachgekommen sei. Dies hat der
EGMR gleich in mehreren Urteilen thematisiert, so wie in dem Urteil Ankerl v. Switzerland, no.
17748/91 vom 23.10.1996, § 34; in dem Urteil Mutu and Pechstein v. Switzerland, no. 40575/10
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und 67474/10 vom 02.10.2018, 8§ 74, oder das Urteil Uche c. Suisse, no. 12211/09 vom
17.04.2018, in welchem sowohl das Obergericht des Kantons Bern, als auch das Schweizerische
Bundesgericht gleich tber beide Instanzen eine ganze Riige von einem Verstoss gegen die
Konvention «ubersehen» hatten.

Diese drei Urteile ergingen ohne Beteiligung von Rechtsanwalt Liicke und Herr Liicke kann
bestatigen, dass auch seine Beobachtungen dahin gehen, dass ordnungsgemass erhobene Riigen
von Verstdssen gegen die Konvention entweder ganzlich ignoriert werden, oder bestenfalls nur
sinnentstellt erwogen werden. Ein besonders krasses Beispiel hierfr ist das bundesgerichtliche
Urteil 2C_76/2017 vom 01.05.2017, in welchem in E. 2.2.2 und 4.2.1 gleich zweimal das mit der
Rechtsprechung des EGMR belegte Beschwerdevorbringen eines Familienlebens zwischen Vater
und Kind im Sinne von Art. 8 EMRK «ipso iure» zu ein Familienleben «eo ipso» unter
Ignorierung der zitierten Rechtsprechung des EGMR verfélscht wurde.

Dieses Vorgehen deckt sich also mit dem im Urteil Uche c. Suisse, no. 12211/09, wobei anhand
des Aktenzeichens ersichtlich wird, dass der Fall aus dem Jahre 2009 stammt, als es eben noch
keine Einzelrichterentscheidung gab. Ob ein solcher Fall heute immer noch durch die
Vorprifung fur einen Einzelrichter kommt, kann nicht beurteilt werden, da
Einzelrichterentscheidungen nicht veréffentlich werden und die Beschwerdeakten durch den
EGMR nach einem Jahr vernichtet werden. Ein idealer N&ahrboden flr nahezu spurenlose
Manipulationen.

In Bezug auf die Bundesrepublik Deutschland findet sich im Internet ebenfalls eine Person,
welche Anfang des Jahrtausends zwei Beschwerden an den Gerichtshof einreichte, wovon eine
erfolgreich war, aber die deutsche Regierung gegeniiber dem Gerichtshof versucht hatte, die
angebliche Nichterschdpfung des Rechtsweges mittels vorgetauschten Rechtsmittels zu erwirken.
Auch im zitierten Fall Uche c. Suisse, no. 12211/09 versuchte die Schweizer Regierung die
Nichterschopfung des Rechtsweges geltend zu machen, da der Beschwerdefiihrer eine Revision
hinsichtlich der «iibersehenden» Riige hatte erheben kénnen.

Ungeachtet der Tatsache, dass der EGMR nicht verlangt ausserordentliche Rechtsmittel wie eine
Revision zur Erschopfung des nationalen Rechtsweges zu erheben, ware allerdings nach der
eigenen Rechtsprechung des Bundesgerichts eine Revision bei einer «iibersehenenx» Rige
unzulassig. Das Vorgehen gleicht sich und zielt immer darauf ab, dass der nationale
Instanzenzug nicht erschopft ist.

Gerichte eingelegte Rechtsmittel
geriigte Rechtsverletzung
Beisp. D Beisp. D
oberstes Bundes- Verletzung des Eigentumsrecht
= nationales |verfassungs- nationalen Rechts Artikel 14 (1) "Das Eigentum und das Erbrecht
- Gericht gericht in der Verfassung werden gewahrleistet. Inhalt und Schranken
= garantierte werden durch die Gesetze bestimmt.
= Menschenrachte /
Grundfreiheiten
Verletzung des Protection of Property
_ internationalen Rechts Protocol Article 1
E Bruch der in der EMRK. | Every natural or legal person is entitled to the
= garantierten peaceful enjoyment of his possessions. Mo one
E EGMR EGMR Menschenrechte / shall be deprived of his possessions except in
g Grundfreiheiten the public interest and subject to the conditions

provided for by law and by the general principles
of international law.
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Der RA Lucke ist hier bei der ,Nichterschépfung des nationalen Rechtsweges" den Lugen der
Verantwortlichen, inshesondere den als Einzelrichter tatigen Richtern des EGMR aufgesessen, wonach
eine Rige der Verstdl3e gegen die EMRK zum nationalen Rechtsweg dazu gehore.

Mit der Klage/Beschwerde bei einem obersten nationalen Gericht hat der Beschwerdefiihrer die
Rechtsverstd3e der darunterliegenden nationalen Instanzen zu riigen, denn die sind ja gerade der Grund,
warum der Beschwerdefiihrer auf nationaler Ebene kein Recht bekommt, obwohl er (vorausgesetzt seine
Beschwerde folgt den nationalen Gesetzen) ja nach ,Gesetz und Recht* Recht bekommen musste.

Diese Beschwerde verweist darauf, wie dadurch innerhalb des nationalen Rechtswegs die Verfassung des
Mitgliedsstaates gebrochen wurde; sie richtet sich unterhalb des obersten nationalen Gerichts liegenden
nationalen Gerichte nicht etwa gegen die Verletzungen der EKMR. Sie richtet sich auch nicht gegen eine
maogliche Verletzung des obersten nationalen Gerichts gegen die in der nationalen Verfassung festgelegten
Rechte, denn das Gericht hatte ja zum Zeitpunkt der Klageerhebung noch gar nicht die Gelegenheit dazu.

Verdeutlichen wir es an einer Rechtssituation (,Schutz des Eigentums*) mit den ,rechtsrelevanten
Bezeichnungen® in der Bundesrepublik Deutschland. Gegen die Verletzung des in Artikel 14 des
Grundgesetzes der Bundesrepublik Deutschland zugesicherte ,Recht auf Eigentum*® kann beim
~Bundesverfassungsgericht” eine ,Verfassungsbeschwerde” eingereicht werden, Sich dabei beim
Bundesverfassungsgericht auch tber eine Verletzung des ,Protocol Article 1 Protection of Property” durch
die Bundesrepublik Deutschland zu beschweren macht absolut keinen Sinn, denn noch hat ja das
Bundesverfassungsgericht die Mdglichkeit die fehlgelaufene Rechtsprechung gerade zu ziehen und den
Bruch des Protokoll Article 1 des EMRK durch die Bundesrepublik erst gar nicht entstehen zu lassen. Nicht
zum Spal heil3t die Beschwerde ,Bundesverfassungsgerichtsbeschwerde” und nicht ,“Bundesverfassungs-
und Europaische Konventionsbeschwerde".

Das ist in der Schweiz analog. Eine Rige an das ,,Schweizerische Bundesgericht* ist absoluter Unfug.
Wenn die Rechtsverweigerung dieses ,,Bundesgerichts* eine Rige nach EMRK erforderlich macht, dann
hat das ,Bundesgericht* das Recht im Namen des Schweizer Bundesstaates gebrochen und die Rige
muss an den EGMR gehen.

Naturlich gibt es ein kleines schweizerisches Handicap bzw. ein schweizerisches Verwirrspiel. Will sich
ein Islam glaubiger schweizerischer Biirger (um in unseren Beispielen zu bleiben) bis zum schweizerischen
Bundesgericht hinauf dagegen zur Wehr setzen, dass er und seine Mitglaubigen sich kein Minarett an ihre
Scheune bauen durfen, dann bekommt er in der Schweiz mit Hinweis auf Artikel 72 (3) der
Bundesverfassung kein Recht. Wenn er sich dann beim EGMR gegen den Bruch der Religionsfreiheit
durch den Schweizer Bundesstaat wehren will, misste die Schweiz seit 11/2009 ja unzweifelhaft verlieren.

Da braucht man in der Bundesrepublik Deutschland keinerlei Schadenfreude zu entwickeln .... Wenn sich
jemand beim EGMR gegen den Bruch der Eigentumsgarantie (Protokoll Artikel 1), des Rechts auf faire
Verfahren (Artikel 6 (1) 1) und des Rechts auf wirksame Beschwerde (Artikel 13) im Rahmen des
spatestens seit 2006 durch die Bundesrepublik Deutschland durchgefiuihrten (weil etablierten) staatlich
organisierten Betrugs wehren wiirde, misste die Bundesrepublik Deutschland unzweifelhaft verlieren.

Nicht , Versdumnisse und Fehler in der Begrundung“ der Beschwerde fiihren zu deren
»Unzulassigkeit", sondern die Ligereien und Betriigereien der Kanzlei-Mitarbeiter des beschwerten
Staates und der Richter von ,befreundeten Staaten“, denen nach nicht bekannt gemachten (aber
sehr durchschaubaren) Regeln die Beschwerde zur Unterschrift der Ablehnung zugeschoben wird.

WV W VWV VUV V V V V V V V V V V V V V V V V V V V V V V V V V V vV V V V VvV VvV vV vV vV vV v vVvyYwYw

Die schweizerischen ,Wuhlarbeiter" Daniel Rietiker (DAR) und Alexander Misic (AMC)

Im EGMR arbeiten zwei Personen, welche fir die Vorprifung fur eine Einzelrichterentscheidung
zustandig sind. Rechtsanwalt Liicke ist aufgefallen, dass wenn diese beiden Personen zusammen
einen Fall bearbeiten, auch in solchen beschriebenen Fallen von ignorierten Riigen eine
Beschwerde unzul&ssig sein soll. Bei den beiden Personen handelt es sich um Daniel Rietiker und
Alexander Misic, beide Schweizer Burger.

Daniel Rietiker ist seit 2003 im EGMR als zuletzt «senior lawyer» Leiter der schweizerischen
«legal division» und ist nach eigenen im Internet einsehbaren Angaben unter anderem fiir die
Beurteilung der Formalien zustandig. Alexander Misic ist seit 01.01.2018 als «lawyer» ebenfalls
im EGMR tétig. Bis zu seinem Wechsel an den EGMR war Alexander Misic Gerichtsschreiber in
der I. 6ffentlich-rechtlichen Abteilung des Schweizerischen Bundesgerichts. Die 1. 6ffentlich-
rechtliche Abteilung wiederum ist die Abteilung im Bundesgericht, welche besonders tbel durch
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das Ignorieren, oder bestenfalls nur sinnentstellte Erwégen von Beschwerdevorbringen
aufgefallen ist.

Sobald die beiden Personen einen Fall in Strassburg bearbeiten, stellte Rechtsanwalt Liicke fest,
dass auch in krassen Fallen von ignorierten Vorbringen die Beschwerden unzuléssig sein sollten,
obschon ein @hnlicher Fall wie Uche c. Suisse, no. 12211/09 zu einer Verurteilung der Schweiz
eben gerade wegen der «ibersehenen» Riige zu einer Verurteilung fihrten.

Dies machte Rechtsanwalt Luicke stutzig und Nachforschungen fiihrten zu folgenden Ergebnis.
Daniel Rietiker ist im Gerichtshof mit dem Kiirzel DAR und Alexander Misic mit dem Kiirzel
AMC immer oben links in Mitteilungsschreiben (iber die Unzulassigkeitsentscheidung eines
Einzelrichters ersichtlich. Dem standen dann Schreiben gegenlber, mit welchem der EGMR
Rechtsanwalt Licke mitteilte, dass sich der EGMR mit der betreffenden Beschwerde zu einem
spateren noch unbestimmten Zeitpunkt befassen wird.

So wurde die Beschwerde an den EGMR mit den manipulierten Beschwerdevorbringen zu einem
Familienleben Vater und Kind «ipso iure» durch DAR, also Daniel Rietiker, und einer
Rechtsanwalt Liicke unbekannten Person RAR im Jahre 2017 bearbeitet und mitgeteilt, dass sich
der Gerichtshof zu einem spateren Zeitpunkt mit der Beschwerde befassen wird. Im Jahre 2017
war Alexander Misic auch noch Gerichtsschreiber im Bundesgericht.

WV W OV VvV VvV V V VV V VV V V VV V VvV V VV V V VvV V V V V vV V V V vV VvV VvV vV vV vV vVvVvYVYyY

Die Korruptionsmeldestelle ,Fraud Alert* des EGMR

Rechtsanwalt Liicke wandte sich mit seinen Feststellungen an die im EGMR eigens dafiir
eingerichtete Korruptionsmeldestelle «Fraud Alert» und informierte den EGMR Uber die
Ungereimtheiten in Bezug auf die Bearbeitung von Beschwerden durch Rietiker und Misic. Als
Reaktion auf diese Meldung, Eingaben an «Fraud Alert» sollen deutlich mit dem gut sichtbaren
Vermerk «PRIVATE» nur auf dem Postweg an diese Stelle gesandt werden, wurde Rechtsanwalt
Liicke lapidar durch den Gerichtshof mitgeteilt, dass keine Rechtsmittel gegen
Einzelrichterentscheidungen vorgesehen seien.

Inhaltlich wurde auf die Meldung nicht eingegangen. Dieses Schreiben wurde von dem
damaligen Registrar der 3. Sektion, wo auch die Schweiz zugeordnet ist, verfasst. Im Anschluss
hieran stellte Rechtsanwalt Liicke fest, dass nach dieser Meldung an «Fraud Alert» keinerlei
Reaktion seitens des EGMR erfolgte, aber in den danach erhaltenen Mitteilungsschreiben auf
einmal gar keine Kirzel mehr ersichtlich waren. Rechtsanwalt Liicke wandte sich mit Schreiben
vom 06. August 2019 diesbezuglich nochmals an «Fraud Alert» und fragte an, wieso nunmehr
keine Kirzel mehr ersichtlich sind und warum ausgerechnet Registrar Phillips von der 3. Sektion
auf die Meldung reagierte, da nunmehr genau die Personen Kenntnis tiber die Eingabe von
Rechtsanwalt Liicke haben, gegen die sich die Eingabe letztendlich richtet.

Anmerkung: Die Bundesrepublik Deutschland und der Schweizer Bundesstaat sind Anfang 2022 der
Sektion 3 zugeteilt. Der Schweizer Bundesstaat war auch im August 2019 der Sektion 3 zugeteilt.

Eine Beibehaltung der Zuteilung der Mitgliedsstaaten zu Sektionen ist einer Etablierung und Verfestigung
von Korruption ungemein forderlich (man arbeitet ,organisatorisch gewollt* an gleichen Beschwerden).

Dies verstosse zudem auch gegen Rule No. 1327 des Europarates, welche einem Melder von
Verdachtsmomenten fir Korruption Anonymitat zusichert. Auch dieses Schreiben wurde von
Registrar Phillips beantwortet, allerdings nur dahingehend, dass die mit «PRIVATE» und an
«Fraud Alert» adressierte Eingabe ohne jeden Kommentar, oder Erkl&arung zu den entfernten
Kirzeln in den Mitteilungsschreiben einer Beschwerde von Rechtsanwalt Liicke angefiigt wurde.
Diese Beschwerde hatte Rechtsanwalt Liicke allerdings in dem Schreiben vom 06. August 2019
nicht einmal erwahnt.

Schlussfolgerung des schweizerischen Menschenrechts-RA O.Licke:
Die Korruptionsmeldestelle , Fraud Alert* des EGMR ist Teil der Korruption.
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In der Folge waren weiterhin keine Kiirzel mehr in den Schreiben des EGMR ersichtlich.
Rechtsanwalt Liicke konnte zusammen mit der ausléandischen Presse diese Vorgéange der
Offentlichkeit ab Oktober 2019 vorstellen, wobei weder die Presse in der Schweiz, noch in
Deutschland auf entsprechende Anfragen auf Veroffentlichung reagierten. Nach Veroffentlichung
der Interviews meldete sich eine Person bei Rechtsanwalt Lucke und informierte darlber, dass
die Person ein Mitteilungsschreiben des EGMR zu seiner Beschwerde gegen die Schweiz tiber
eine Unzulassigkeitsentscheidung durch einen Einzelrichter mit Datum 12.09.2019 erhalten hatte.

Dieses Schreiben stellte die Person — die Person hat den Vornamen Gabriel — Rechtsanwalt
Liicke zur Verfligung. Zufélligerweise hatte Rechtsanwalt Liicke unter dem gleichen Datum
12.09.2019 drei solche Mitteilungsschreiben erhalten, in denen indes keine Kiirzel ersichtlich
waren. Somit war auch der Beweis erbracht, dass Rechtsanwalt Liicke zumindest in Bezug auf die
3. Sektion im EGMR eine Spezialbehandlung erhielt.

Diese neuen Erkenntnisse konnten sodann in der auslandischen Presse der Offentlichkeit
vorgestellt werden. Noch im Februar 2020 erhielt Rechtsanwalt Liicke ein Schreiben, dass sich
der Gerichtshof mit der Beschwerde zu einem spateren Zeitpunkt befassen wird. Kiirzel der
Bearbeiter waren keine ersichtlich. Mit dem zuletzt erhaltenen Mitteilungsschreiben tber eine
Unzulassigkeitsentscheidung durch einen Einzelrichter waren sodann plétzlich Kirzel wieder
ersichtlich. Rechtsanwalt Liicke fiel allerdings auf, dass weder Daniel Rietiker (DAR), noch
Alexander Misic (AMC) in dem Brief angefuhrt sind, sondern die Kiirzel AMU und MMH. Das
Kurzel AMU ist Rechtsanwalt Licke ebenfalls bekannt und steht fiir den deutschen Staatsbiirger
Axel Muller-Elschner, der ebenfalls seit 2000 im EGMR in der «legal division» tatig ist.

Das zweite Kiirzel MMH ist Rechtsanwalt Licke unbekannt und scheint ein(e) neue(r)
Mitarbeiter(in) zu sein. Rechtsanwalt Liicke forschte sodann im Internet nach und stellte fest,
dass Daniel Rietiker nunmehr als «legal advisor» direkt fiir den Europarat tétig ist. Alexander
Misic ist ganzlich unauffindbar und selbst das LinkedIn Profil ist nicht mehr aufrufbar.
Schliesslich ist auch in Bezug auf den damaligen Registrar Stephen Phillips von der 3. Sektion im
Internet einsehbar, dass Phillips nicht mehr Registrar ist und nunmehr ein Milan Blasko flir
diesen Posten genannt wird. Der Weggang von Stephen Phillips erfolgte ohne Pressemitteilung,
oder dergleichen, was sonst bei einem Wechsel von Registrars durchaus mit einer
Pressemitteilung bekannt gemacht wird. Dies kann man als Schuldeingesténdnis verstehen.

Feststellung des schweizerischen Menschenrechts-RA O.Licke:

Nachdem er die rechtswidrigen Taten der schweizerischen ,Wuhlarbeiter* Daniel Rietiker und
Alexander Misic und des Registrars der 3. Sektion des EGMR aufgedeckt und 6ffentlich gemacht
hat, erfolgt in der Kanzlei (zumindest bei ihn betreffenden Beschwerden) nach 02/2022 die
,hahtlose Ubergabe der Kanzlei-Korrespondenz mit ihm an den deutschen Wiihlarbeiter Axel
Miller-Elschner (und MMH). Der schweizerische , Wilhlarbeiter” Daniel Rietiker wird nunmehr direkt
beim Europarat eingesetzt, was man durchaus als Beférderung verstehen darf (Die beiden anderen
verschwinden mit unbekanntem Ziel).

WV W VWV VvV VvV V V V V V V V V V V V V V V VvV V vV V V vV VvV V vV V vV V V vV vV vV vV vV v v v YeVyvyYy

Staffelibergabe an die deutschen ,Wihlarbeiter®, u.a. Axel Miller-Elschner (AMU)

Hinsichtlich des letzten Mitteilungsschreibens liber die Unzuléssigkeitsentscheidung durch einen
Einzelrichter mit den Kirzeln von Axel Miller-Elscher bzw. MMH ist anzumerken, dass es sich
um eine Beschwerde handelt, die bereits im Juli 2017 beim EGMR eingereicht wurde und im
Februar 2018 mit einem Schreiben mit den Kiirzeln DAR/RAR mitgeteilt wurde, dass sich der
EGMR zu einem spéateren Zeitpunkt mit der Beschwerde befassen wiirde.

Nach nunmehr mehr als zwei weiteren Jahren will der EGMR plétzlich in einer neuen Besetzung
durch AMU und MMH die Beschwerde fiir offensichtlich unzul&ssig in einer Einzelrichter-
besetzung erklaren. Der Einzelrichter war diesmal der Richter fiir San Marino, welcher mit
Sicherheit kein deutsch spricht; die Sprache des Beschwerdeformulars an den EGMR.
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Schlussfolgerung: dass die Beschwerde nach 3,5 Jahren mit der Feststellung der ,Unzuléassigkeit*
abgelehnt wurde, unterstreicht, dass die Begriindung der Beschleunigung der Zulassigkeitsentscheidung
fur die Einfihrung der Einzelrichterentscheidung eine vorsatzliche Liige war; es ging ausschlie3lich um die
drastische Erhéhung der Manipulierbarkeit der ,Abarbeitung” von unerwiinschten Beschwerden.

Anmerkung: Die fehlenden Deutschkenntnisse des Richters aus San Marino sind (wie oben gezeigt) kein
Argument fur seinen Bruch der EMRK. Es geht ausschlief3lich um seine Entscheidung die Rechtsbriiche
mitzumachen oder nicht und seine ausschlief3liche juristische Eigenverantwortung fur sein Handeln.

Was hat es sich nun mit Axel Muller-Elschner auf sich? Axel Muller-Elschner ist gleich wie
Daniel Rietiker seit mindestens 2002 im EGMR als «lawyer» tatig. Das neuerliche
Mitteilungsschreiben einer Einzelrichterentscheidung, nachdem vor tber 2 Jahren und nach
einer Prifungszeit von fast 7 Monaten im Februar 2018 mitgeteilt wurde, dass sich der EGMR
mit der Beschwerde befassen wiirde, wirft weitere Fragen auf.

Auch dieser Frage ist Rechtsanwalt Liicke nachgegangen und hat folgendes festgestellt. Die
personellen Verstrickungen zwischen Deutschland und der Schweiz sind auffallend engmaschig.
Daniel Rietiker erklart in einem Zeitungsartikel im Internet, dass er der unbeliebteste Jurist in D,
AUT und CH sei, was bei seiner Arbeitsweise Rechtsanwalt Liicke auch nicht weiter verwundert.
Daniel Rietiker war auch fiir die Republik Osterreich in der «legal division» tatig. Axel Miiller-
Elschner tauchte in einigen Schreiben in Verfahren gegen die Schweiz auf.

So war es Axel Muller-Elschner, der in den nunmehr in Einzelrichterbesetzung fur unzulassig
erklarten Beschwerdeverfahren im September 2019 ein Ausstandgesuch gegen Daniel Rietiker
und Alexander Misic brieflich dahingehend beantwortete, dass das Schreiben der Beschwerde
angeflgt wird. Im Internet findet sich zudem ein Bericht eines deutschen Anwalts, der sich tber
eine Unzulassigkeitsentscheidung wegen angeblich nicht erfiillten Beschwerdevoraussetzungen
gemass Art. 34 und 35 der Konvention beim Prasidenten des EGMR beschwert. Da es sich in
diesem Bericht um einen Rechtsanwalt handelt, der diesen Entscheid ebenfalls nicht
nachvollziehen kann, bestétigt dies die gleichen Beobachtungen von Rechtsanwalt Liicke.

Wiederholung der Aussage wegen Bedeutung, der schweizerische Menschenrechts-RA O.Llcke teilt mit:
»Die personellen Verstrickungen zwischen Deutschland und der Schweiz sind auffallend
engmaschig. [...] Daniel Rietiker war auch fir die Republik Osterreich in der «legal division» tétig.
Axel Muller-Elschner tauchte in einigen Schreiben in Verfahren gegen die Schweiz auf.”

Die deutschsprachigen Lander Bundesrepublik Deutschland, Schweiz und Osterreich bilden
offensichtlich eine Art Dreierbund zur Verhinderung von Beschwerden gegen sich vor dem EGMR.

Dies ist Ubrigens die gleiche Standardbegrindung, die auch bei Unzul@ssigkeitsentscheidungen
durch einen Einzelrichter bei Beschwerden gegen die Schweiz und unter Beteiligung von Rietiker
und Misic regelmassig angefihrt wird.

Anmerkung: Bei ,gleiche Standardbegriindung"” sollte das Wort ,gleiche” nicht iberbewertet werden; bei
Ablehnung wegen ,Unzuldssigkeit* kann einem nicht viel Anderes einfallen, als sich auf Art. 35 zu
beziehen. Es ist allerdings zu fordern, dass mindestens einer der 8 mdglichen Grinde (siehe Kap. 4.3)
angegeben wird, denn das EGMR hat ja seine ,,Unzuléssigkeitsentscheidung” zu begriinden (Art. 45 (1)
EMRK). Allerdings macht es sehr viel Sinn die Wortwahl der Begriindung sehr genau zu betrachten (siehe
oben Nichterschdépfung des nationalen Rechtsweges)

Auch ein anderer Rechtsanwalt aus der Schweiz kommentierte in einem Blog im Internet, dass
auch er zahlreiche willktrliche Entscheidungen des EGMR zur Kenntnis nehmen musste und
inzwischen sogar vor einer Beschwerde dorthin abrét. Auch hier sieht man wieder das Vorgehen,
wie wohl mit der Nichterschdpfung des Rechtsweges bzw. Nichtwahrung der
Beschwerdevoraussetzungen Beschwerden abgewiegelt werden.

Mit anderen Worten scheint Axel Miiller-Elschner genau dort weiterzumachen, wo Daniel
Rietiker und Alexander Misic augenscheinlich aufhéren mussten.
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Widerspruch: Der deutsche ,Wuhlarbeiter* Axel Muller-Elschner hat nicht da weitergemacht, wo die
beiden schweizerischen ,Wiihlarbeiter* aufgehért haben (im Sinne einer Ubernahme dieser Art von
Bearbeitung), sondern der Herr Miiller-Elschner ist schon langer dabei und hat schon vor seinen
schweizerischen Kollegen im Jahre 2000 seine Wiihltatigkeit begonnen. Der ,Nationalstolz* gebietet die
Feststellung, wir Deutschen hatten die erste Wihl....

In Bezug auf Deutschland gibt es im Internet ebenfalls einen krassen Fall, der hier vorgestellt
werden muss. Ich erwahnte schon die Person, die Anfang des Jahrtausends zwei Beschwerden an
den EGMR einreichte, wovon eine erfolgreich war. Die zweite Beschwerde richtete sich gegen ein
letztinstanzlich gefalltes Urteil aus dem Jahre 2003 des deutschen Bundesverfassungsgerichts.
An diesem Urteil war seinerzeit Verfassungsrichterin Jaeger beteiligt. Im Jahre 2005 wurde die
Beschwerde durch den EGMR in dem damals Ublichen Komitee in 3-er Besetzung fuir unzul&ssig
erklart. Problematisch wird bei dieser Unzul&ssigkeitsentscheidung durch den EGMR, dass die
Verfassungsrichterin Jaeger nunmehr als Richterin fir Deutschland im EGMR amtierte, und in
der 3-er Besetzung Uber ein Urteil des Bundesverfassungsgerichts miturteilte, an dem sie beim
Bundesverfassungsgericht selbst auch beteiligt war. Frau Jaeger war also im wahrsten Sinne
Richterin in eigener Sache und die beiden anderen beteiligten Richter waren aus Italien und
Lettland, also nicht deutschsprachig.

Feststellung: Das nennt man Befangenheit der deutschen Richterin Jaeger.

Artikel 28 — Behinderung, Ablehnung, Freistellung (VerfO)
(2) Ein Richter darf an der Prifung einer Rechtssache nicht teilnehmen
b) wenn er an der Rechtssache vorher mitgewirkt hat, sei es als Prozessbevollmachtigter,
Rechtsbeistand oder Berater einer Partei oder einer an der Sache interessierten Person, sei es
als Mitglied eines anderen Gerichts oder einer Untersuchungskommission auf nationaler oder
internationaler Ebene oder in andere Eigenschaft;

Die beiden Kollegen aus dem 3-er Komitee (dem 3-er Ausschuss) wissen es auch, dass das ein Bruch
von Art. 28 der VerfO des EGMR ist. Vielleicht haben sie sich ja auf ihrer jeweiligen nationalen
Karriereleiter &hnlich immunisiert (abgestumpft) gegen das Brechen von Gesetzen, wie die ehemalige
Bundesverfassungsrichterin Renate Jaeger. Die hat ausfiuihrlich gelernt, dass man z.B. als
Verfassungsrichter keinesfalls auch noch eine popelige Verfahrensordnung (BVerfGGO, Geschéftsordnung
des BVerfG) ernst nehmen kann, wenn man schon seinen Ehrgeiz auf das Brechen des
Bundesverfassungsgerichtsgesetzes (BVerfGG) und der Verfassung selbst (das deutsche Grundgesetz)
legt (https://www.ig-gmg-geschaedigte.de/Schluesse/ [IG_S10] 20200301 Die mit dem GMG
einhergehende Kriminalisierung der Justiz — Teil lll Das Bundesverfassungsgericht, insbes. ,WO SIND
WIR DA NUR GELANDET, Kap.11 bis 16). Méglicherweise ist sie ja wegen dieser durch Immunisierung
erlangten Widerstandskraft gegen jegliches Gesetz pradestiniert gewesen, die bundesdeutsche Richterin in
Stral3burg vom 01.01.2004 bis 30.12.2010 zu werden, schlieflich sollte ja ab 01.01.2004 auch der
staatlich organisierte Betrug im Zusammenhang mit dem GMG auf Basis von Rechtsbeugung und
Verfassungsbruch starten (https://www.ig-amg-geschaedigte.de/), wobei die Klagewelle auf héherer
Gerichtsebene ja durch die ,Tragheit des nationalen Systems Judikative* erst ab 2006 zum Tragen kam.

Wichtig ist zu erwédhnen, dass sich dies bereits 2005 und vor der Einfiihrung der
Einzelrichterentscheidungen abgespielt hat. Man kann da schon auf Ideen kommen, wie sich das
heute abspielt, wenn der Einzelrichter nicht einmal die Sprache des betreffenden Mitgliedstaates
spricht. Auch die sonstigen Verstrickungen sind augenféllig. Mit der Einflihrung der
Einzelrichterentscheidungen waren sogleich die Schweizer Richter (Villiger und danach Helen
Keller) fiir Einzelrichterentscheidungen gegen Deutschland zustandig. In Zusammenarbeit mit
Axel Muller-Elschner und/oder Daniel Rietiker drfte dies auch sehr produktiv gewesen sein, wie
die inzwischen auf ein (berschaubares Mass gesenkten hédngigen Beschwerdezahlen belegen.
Schliesslich ist die seitens der Schweiz nominierte ad hoc-Richterin, also die Richterin, die
ersatzweise fur die schweizerische Richterin Helen Keller bestimmt wurde, die deutsche Richterin
Angelika Nussberger, wobei Frau Nussberger ihre Amtszeit vollendet hat.

Gleichwonhl ist diese Nominierung sinnbildlich fur die personellen Verstrickungen.

Artikel 29 — Richter ad hoc (VerfO)

(1) a) Wenn der fur eine betroffene Vertragspartei gewahlte Richter verhindert, befangen oder
freigestellt ist oder es einen solchen Richter nicht gibt, wahlt der Prasident des Gerichtshofs
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einen zur Teilnahme an der Prufung der Rechtssache nach Artikel 28 geeigneten Richter ad hoc
aus einer von der Vertragspartei vorab unterbreiteten Liste mit den Namen von drei bis flnf
Personen aus, welche die Vertragspartei als Personen bestimmt hat, die als Richter ad hoc fur eine
verlangerbare Amtszeit von zwei Jahren in Frage kommen und die Voraussetzungen nach
Buchstabe c erfillen. [...]

Die Regelungen, wie der Einzelrichter im Einzelfall fir eine Beschwerde festgelegt wird, sind der EMRK
und der VerfO nicht zu entnehmen. Das gilt allerdings nur fir droge Mitgliedsstaaten; die Bundesrepublik
Deutschland und die Schweiz haben da sehr klare Vorstellungen.

Wiederholung der Aussage wegen Bedeutung, der schweizerische Menschenrechts-RA O.Lucke teilt mit:
»Auch die sonstigen Verstrickungen sind augenfallig. Mit der Einfihrung der
Einzelrichterentscheidungen waren sogleich die Schweizer Richter (Villiger und danach Helen
Keller) fur Einzelrichterentscheidungen gegen Deutschland zustandig.”

Die gegenseitige ad hoc Vertretung der Richter der Schweiz und der Bundesrepublik Deutschland kann
also gar nicht vereinbart werden, wenn sich die Richter an die VerfO halten wiirden und wenn nicht der
Prasident des Gerichtshofes das ungesetzliche Treiben unterstiitzen wirde.

Man kann die diversen Deutungen auch kurz zusammenfassen:

Seit Einfuhrung der Einzelrichterentscheidung haben

e die schweizerischen Richter nach Vorbereitung durch die deutschen Wihlarbeiter (Axel Muller-
Elschner) die gegen die Bundesrepublik Deutschland gerichteten Beschwerden mit der
erlogenen Begrundung , Unzulassigkeit wegen Nichterschdpfung des nationalen Rechtswegs*
abgelehnt und

e die deutschen Richter nach Vorbereitung durch die schweizerischen Wuhlarbeiter (bis 2019
Daniel Rietiker, Alexander Misic) die gegen die Schweiz gerichteten Beschwerden mit der
erlogenen Begriindung , Unzuléssigkeit wegen Nichterschopfung des nationalen Rechtswegs*
abgelehnt.

Die Praxis war und ist den Richtern der anderen Mitgliedstaaten bekannt und wird von diesen

geduldet, insbesondere von den Préasidenten des Gerichtshofs - die dann ggf. auch noch die

Sektionsprasidenten der Sektion sind, in welcher die Bundesrepublik Deutschland und die Schweiz

eingeordnet sind - wird sie unterstitzt.

5.7 Ein schweizerischer Justizskandal ... oder gar ein schweizerischer Gesellschaftsskandal?

Der schweizerische Anwalt fir u.a. Strafrecht und Menschenrechtsschutz Oliver Liicke weist auch auf
einen Artikel im Internet hin, der aus einem Interview eines seiner Klienten entstanden ist (Online-Magazin
Parse&Parse; 24.11.2019, Ardasir Parse "Der Fall Daniel Rietiker und die Irrwege der Schweizer Justiz";
https://www.ig-amg-geschaedigte.de/Beweise-O/ Referenznr. [IG_O-MP_102]).

Ausloser ist ein in der Schweiz lebender serbischer Publizist Herr K. (mit Pseudonym: Alexander Dorin),
der ab Sommer 2015 offensichtlich in einen Justizskandal zunachst mit der schweizerischen
Staatsanwaltschaft Basel.Stadt und dann mit der Justiz des Kantons Bern verwickelt ist.

Es geht zunachst um den Jugoslawienkrieg und die serbische Sicht des Alexander Dorin. Natirlich geht es
- nach meinem Daflirhalten — auch um die Uberaus schmutzigen Aktionen auf allen Seiten und die Rolle
der NATO und der UN beim Massenmord in Srebrenica von 1995. Wenn ein Publizist darliber recherchiert
um daruber berichten / schreiben zu kdnnen, geht es die Strafverfolgung in Form der Staatsanwaltschaft
eines demokratischen Staates absolut nichts an, solange dieser Publizist seine Rechte und Pflichten als
Publizist wahrnimmt und solange er keine Straftaten (nach dem Strafgesetzbuch des demokratischen
Landes Schweiz) dabei begeht.

Ihm wird von der Baseler Staatsanwaltschaft der Besitz von Rauschgift unterstellt. Dass da etwas
grundsatzlich nicht stimmt wird klar, wenn die Staatsanwaltschaft zur Beschreibung dieses angeblichen
Rauschgiftbesitzes ca. 7000 Seiten Akten produziert. Weil er bei den Unterstellungen die Nerven verliert
und sich unerwinscht / unerlaubt aul3ert, wird er dann 2015 fir 4 Monate in die Irrenanstalt gesperrt. Man
denkt sofort an das deutsche Aquivalent Gustl Mollath.

Von seinem Basler Anwalt (Vorganger von RA Liicke) bekam er zusétzlich das Messer in den Riicken (was
einem ja nach bundesdeutschen Erfahrungen auch schon irgendwie bekannt vorkommt). Er wird nun vom
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Anwalt Oliver Licke (Strafrecht, Menschenrechte) im Kanton Bern vertreten, was aber nicht bedeutet, dass
die staatlich angestellten Juristen im Kanton Bern es nicht den Baslern nachmachen kénnen.

Der RA Oliver Licke merkt an, dass dieser Artikel weitere Informationen liefert, die ergdnzend zu seinen
Feststellungen (in Kap. 5.6) zu betrachten sind. Wir tberprifen, was darin erganzend zu dem Thema
~Zustande am EGMR" zu entdecken ist:

,-Wahrend seiner Arbeit als Anwalt vertrat er wiederholte Male Mandanten, welche die
Schweiz wegen Menschenrechtsverletzungen am Europaischen Gerichtshof fur
Menschenrechte in Strassburg verklagten. Dabei fiel Herrn Liicke auf, dass man in Strassburg
meisten immer dann mit einer Anzeige gegen die Schweiz nicht durchkommt, wenn es um das
Recht auf ein faires Verfahren im Sinne von Art. 6 EMRK geht.**

Die Rolle von Daniel Rietiker, ehemaliger Gerichtsschreiber am Schweizer Bundesgericht, wird
beleuchtet

Ebenso wird die Rolle von Alexander Misic beleuchtet: ,Alexander Misic wechselte erst im
Januar 2018 an den Gerichtshof in Stral3burg und arbeitete vorher in genau der Abteilung des
Schweizerischen Bundesgerichts, welches besonders krass durch Ignorieren und Verféalschen
von Vorbringen in den Urteilen aufgefallen ist.*

Es dreht sich vieles um die Entstehung von ,,Unzuléssigkeitsentscheidungen® im Zusammenhang
mit den Entscheidungen des Schweizerischen Bundesgerichts (des hdchsten schweizerischen
Gerichts), wobei wir in Kap. 5.6 schon ausfiihrlich unsere abweichende Meinung zu den
Deutungen der Unzulassigkeit kommentiert haben.

Aus den Taten der Herren Rietiker und Misic wird fir die damalige schweizerische Richterin Helen
Keller die Frage abgeleitet: ,Ist sie den Manipulationen von Daniel Rietiker und Alexander
Misic auf den Leim gegangen?‘“ Wir kénnen unserer Uberzeugung Ausdruck verleihen: Nein, ist
sie nicht. Die juristische Verantwortung fur Urteile/Beschlisse liegt bei den Richtern und nicht bei
Wihlarbeitern der Kanzlei. Die Richterin nimmt teil an den Manipulationen und ist Mittaterin beim
Bruch der EKMR.

Die Abteilung ,Fraud Alert" zur Bekampfung von Korruption im EGMR ist in die Korruption
eingebunden. Der Artikel enthalt zum Beweis ein Schreiben des RA Liicke an diese Abteilung und
eine Reaktion des EGMR.

,,Daniel Rietiker Mitglied in diversen Organisationen ist. Eine davon ist eine Organisation mit
dem wohlklingenden Namen Basel Peace Office, die u.a. vom Kanton Basel-Stadt und dem
Eidgendssisches Departement fir auswéartige Angelegenheiten (EDA) finanziell unterstiitzt
wird. Herr Rietiker ist demnach Mitglied in zumindest einer staatlich geférderten
Organisation, wahrend er gleichzeitig als Jurist am Europaischen Gerichtshof fiir
Menschenrechte im Zusammenhang mit Klagen gegen die Schweiz unbefangen agieren soll*.
Weitere umfangreiche Details Giber dieses omindse ,Basel Peace Office" sind in dem Artikel [IG_O-
MP_102] enthalten mit Beschreibung seltsamer Zusammenhange und Benennung von relevanten
schweizerischen Personen des ,6ffentlichen Lebens", es tauchen die Stichworte auf:
Behdrdenkorruption, Geldwésche, Europaisches Amt fur Betrugsbekédmpfung OLAF,
Gesetzesbruch, Amtsmissbrauch .... Mit anderen Worten: der schweizerische Sumpf wird in
diesem Punkt im Detail beleuchtet.

Der in der Schweiz lebende serbische Publizist Herr K. (Pseudonym Dorin): ,Die Schweizer Justiz
kann ja genau deswegen regelmafig und ungehindert das Gesetz und die Menschenrechte
brechen, weil diverse Schweizer in StralRburg dafir sorgen, dass Beschwerden gegen die
Schweiz wegen Menschenrechtsverletzungen mittlerweile so gut wie nie angenommen werden.
Wenn mal etwas angenommen wird, dann ist es in der Regel ein Verstol3 gegen Art. 8 EMRK,
also meistens Falle mit Auslandern welche die Schweiz verlassen mussen, oder Falle von
Kindesentzug. Auch die Statistik von den Fallen beim Européischen Gerichtshof fiir
Menschenrechte gegen die Schweiz zeigt auf, dass fast nur Ausléander bis nach Stral3burg
weiterziehen. Ein Schelm, wer Bbses dabei denkt! Nach den Beobachtungen von Rechtsanwalt
Lucke liegt das wohl daran, dass einerseits selbst bei einer erfolgreichen Beschwerde der
Auslander trotzdem erst einmal das Land verlassen muss und bei einer Verfahrensdauer von
durchschnittlich finf Jahren, eine Rickkehr in der Schweiz ohnehin in den Sternen steht. Die
Schweiz hat also trotz einem allfalligen Verfahren vor dem Européischen Gerichtshof fiir
Menschenrechte den Auslander trotz allfalligen VerstolRes gegen die Menschenrechte
gleichwohl ,.entsorgt*.
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e Der Interviewer und Autor Ardasir Parse: ,,Fur mich ist Korruption in Justiz und Politik kein neues
Thema und die Schweiz steht hier auch nicht alleine da, der Sumpf der Korruption lasst sich
weltweit finden und auch wenn Gremien wie GRECO eigens zu jener Bekdmpfung ins Leben
gerufen wurden, sind das nur Scheinorganisationen ohne Kraft.

So hatte die Staatengruppe des Europarates gegen Korruption unléngst Deutschland gerugt, weil
die 5 Jahre alten Empfehlungen furr internationale Standards bei der Korruptionspravention fir
Abgeordnete, Richter und Staatsanwalte im Wesentlichen nicht umgesetzt wurden. RegelméRig
blockiert der Deutsche Bundestag und seine Abgeordneten die Antikorruptionsreformen. Aber weil
diese Uberwachungsorganisation nicht mehr Kraft hat, als Empfehlungen auszusprechen, kackt
man sich auch weiterhin nicht gegenseitig ins Nest und ganz nebenbei kann man sich ungestort
weiterhin die Taschen fillen.

Danke Herr Dorin fir das Interview, wir sind gespannt, wie es weitergeht.“

Die Betrachtung tber das Versagen von Deutschland in der Korruptionshekdmpfung stammt aus dem Jahr
2019. Wir kénnen in 2022 feststellen, dass noch immer keine Losung in Sicht ist (man denke z.B. an die
diversen CSU Mitglieder — Sauter, Nusslein, Tandler-Tochter -, die die Corona-Pandemie genutzt haben,
um sich Uber das Parlament oder die Exekutive an Steuergeldern zu bereichern und die juristisch nicht
belangt werden kdnnen oder man denke an die Rolle des Ex-Kanzlers Schréder bzgl. der Politik gegeniiber
Russland).

Wir sind nicht nur gespannt wie es weitergeht, sondern auch gespannt darauf, ob wir jemals erfahren
werden wie es weitergegangen ist; wie also die schweizerische Justiz diesen offensichtlichen Justizskandal
~bewdltigt hat* und wie das Européaische Amt fir Betrugsbekdmpfung OLAF die Ungereimtheiten in der
schweizerischen Justiz und mit 6ffentlichen Geldern Geférderter aufgearbeitet hat.

Bzgl. der Frage ,Wie es in der Schweiz nicht weitergeht* haben wir schon einige Erfahrungen gemacht
(siehe Kap. 5.12).

Ganz nebenbei: man beginnt langsam zu ahnen, wie (,wie" meint Motivation, Mentalitdt und Methodik) es
viele in der neutralen Schweiz geschafft haben in Zeiten des Faschismus in Deutschland die in
Deutschland vom Erschossen- oder Vergast-Werden bedrohten Juden als Quelle der Bereicherung zu
sehen und zu nutzen oder nach dem Krieg dem Raubgut der Kriminellen dieser Welt eine sichere
Heimstatt zu bieten (Stichwort: Schweizer Nummernkonto) und es ,uneigennutzig” fur sich ,arbeiten zu
lassen“. Dieser begrenzte Bergblick aus dem jeweiligen Isolations-Tal produziert scheinbar einen eigenen
Menschenschlag bei den jeweiligen Volksgruppen in Deutschland (konkret Bayern), Schweiz und
Osterreich; es hangt inhnen allen die nicht iiberwundene faschistoide Phase (nein, nicht Vergangenheit) an
(hier: Deutschland gesamt). Insbesondere im Rechtssystem ist es offensichtlich ein Trugschluss zu
glauben die deutsche Juristen-Seuche (ansteckend wie ,Schweinepest®) der ,Rechtsbeugung” (nach § 339
i.V.m. mit § 12 StGB ein Verbrechen) wirde hinter den sidlichen Grenzen der Bundesrepublik nicht
verbreitet sein; es gibt Pésse durch die Berge ... aus guten alten Schmugglerzeiten, die haben sich
mittlerweile zu Autobahnen (fir Guter und kriminelle Ideen) ausgewachsen.
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5.8 Mit der Neuen werden die Schweizer ihre helle Freude haben — Anja Seibert-Fohr

Die vormalige ,Hengstberger-Professorin fir Grund- und Zukunftsfragen des Rechtsstaates” des
,Lehrstuhls fiir Offentliches Recht, Vélkerrecht und Menschenrechte* am ,Institut fiir Staatsrecht,
Verfassungslehre und Rechtsphilosophie” der Universitat Heidelberg Frau Anja Seibert-Fohr ist seit
01.01.2020 fur 9 Jahre die deutsche Richterin am EGMR (https://www.ig-gmg-
geschaedigte.de/Beweise-O/ Referenznr. [IG_0O-JU_309]).

Sie ist eine jener am Ende des Kap. 3.1 angesprochenen Juristen, die der Welt die epochale Bedeutung
der Europaischen Menschenrechtskonvention und die weltbewegende Arbeit des Europaischen
Gerichtshofs fur Menschenrechte erklaren:

Suchergebnisse Autor: villiger! mark! e! (6 Treffer) g

‘T tel, Autor oder Stichworte

Geordnet nach:

Relevanz | Titel | Autor | Jahr

lPrintPIus

Villiger, Mark E.
Handbuch der Europdischen Menschenrechtskonvention
(EMRK) (PrintPlug)
mit besonderer Beriicksichtigung der Rechtsprechung des Européischen
Gerichtshofs fiir Menschenrechte in Schweizer Fallen
3., vollsténdig Gberarbeitete Auflage
2020, Schulthess Verlag
ISBN/ISSN 978-3-7255-7528-2
!-5_ Buch (PrintPlus)
Sofort lieferbar | CHF 179.00

2

[+ el

Seibert-Fohr, Anja; Villiger, Mark E.
Judgments of the European Court of Human Rights -
Effects and Implementation
2015, Taylor and Francis
ISBMN/ISSN $78-1-4724-5975-5
!-s_ Buch (Gebunden)
Innerhalb wenigen Wochen lieferbar | CHF 145.00

RE&

a Mehr

a8 Mehr

RERa

Vvilliger, Mark E.

Handbuch der Europdischen Menschenrechtskonvention
(EMRK) (e-book)

mit besonderer Beriicksichtigung der Rechtsprechung des Européischen
Gerichtshofs fiir Menschenrechte in Schweizer Fallen.

3., vollsténdig Gberarbeitete Auflage

2020, Schulthess Verlag

Seibert-Fohr, Anja (Hrsg.); Villiger, Mark E. (Hrsg.)
Judgments of the European Court of Human Rights -
Effects and Implementation
1. Auflage
2014, Nomos
ISBN/ISSN 578-3-8437-1869-6
!_z_ Buch (Gebunden)
Lieferbar | CHF 73.50

RER&

a Mehr

ISBN/ISSN $78-3-7255-9170-1
B Digitale Produkte PDF / DRM Adobe (E-Book)

L=

Kann nicht separat gekauft werden | CHF 0.00

e | 2

a8 Mehr

Seibert-Fohr, Anja; Villiger, Mark E.
Judgments of the European Court of Human Rights -
Effects and Implementation
2020, Taylor and Frands
ISBN/ISSN $78-0-367-59953-9
!-s_ Buch (Kartoniert, Paperback)
Innerhalb wenigen Wochen lieferbar | CHF 59.90

LEREa

a8 Mehr

Sie arbeitet dabei eng zusammen mit dem schweizerischen Juristen, Prof. Dr. Titularprofessor Mark E.
Villiger am Institut fur Vélkerrecht und auslandisches Verfassungsrecht der Universitat Zurich, der von 2006
bis 2015 schon Richter (ab 2012 als Sektionsprasident) fir das Firstentum Liechtenstein am EGMR war;
also ein wahrhaft Internationaler (https://europainstitut.de/en/faculty-research/faculty/team-v/villiger).
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Die Bundesregierung — Auswartiges Amt erstellte ein Videoportrat von ihr (https://www.ig-amg-
geschaedigte.de/Beweise-O/ Referenznr. [IG_0-JU_310])

Sie schildert im Video (nachfolgend ihr
gesprochener Text) angeblich die Arbeit
&0, o M WA vesowroower o @ eines internationalen Gerichtshofs.

HERTRINE Man darf gespannt sein, denn sie soll sich
gerade nicht (wie hier von der
Bundesregierung behauptet) mit den
verschiedenen nationalen Rechtssystemen
befassen, sondern mit dem Gemeinsamen
dieser Rechtssysteme, mit dem was an
Menschenrechten und Grundfreiheiten in
allen diesen nationalen Rechtssystemen
trotz aller Unterschiede gemeinsam
zugesichert wird; und das sind die Rechte,
die in den Artikeln der EKMR gemeinsam
festgelegt und von allen verbindlich
zugesagt wurden.

3 # bundesregierung.de/breg-defservice/aschiv/archiv-mediathek/videoportrast-anja-.. B2 7 W o

= Ment | Archiv 2 Suche

Archiv-Mediathek  Archiv-Podcasts

Sie soll also in jedem von ihr bearbeiteten/
mitbearbeiteten Einzelfall prifen, ob der
vom Beschwerdeflihrenden beschwerte
Staat diese zugesagten Rechte gegeniiber
seinem Blrger eingehalten oder verletzt hat.

Videoportr'ét: Anja Seibert-Fohr Wenn die Beschwerde eines Einzelnen
gegen die Bundesrepublik vor einem 3

Richter-Ausschuss oder vor einer 7 Richter-
Kammer verhandelt wird, ist sie in jedem
Fall quasi via Amt im Ausschuss oder in der
Kammer beteiligt. Dort soll sie aber tber den
Rechtsfall zwischen den beiden Parteien -
Beschwerdefuhrer und beschwerter Staat
Bundesrepublik Deutschland - neutral
entscheiden; hat der beschwerte Staat die in
der EKMR zugesagten Rechte des

3 Archiv Beschwerdeflhrers verletzt? JA oder NEIN.

Samstag, 7. November 2020

+ Video herunterladen MP4, 4801 MB, nicht barrierefrei

Bundesregierung | Startseite / Service / Archiv / Archiv-Mediathek / Videoportrdt: Anja Seibert-Fohr NaCh einem SOIChen WerbeVideo deS
D grundsatzlich vor dem EGMR parteiischen
Staates, in welchem dieser fur die ,neutrale”
cipiiun § vy O Rich_terin die W?rbetrommel ruhrt,_kann. man
an die Neutralitéat der Richterin Anja Seibert-
Fohr eigentlich schon nicht mehr glauben.
Sie musste bei existierender
Rechtsstaatlichkeit von allen Verfahren
gegen Deutschland wegen Befangenheit
ausgeschlossen werden.

KONTAKT  &F GEBARDEMSPRACHE g LEICHTE SPRACHE EWGLISH  FRANCAIS

@  ERELARUNG TUR BARRIEREFRETHEIT o BARRIERE MELDEN
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Zum im Video von der Richterin Anja Seibert-Fohr gesprochenen Text:

,,Europa ist fur mich mehr, als nur die Européische Union. Trotz der grof3en Bedeutung der
Europaischen Union vergessen wir, dass Europa noch viel viel mehr Staaten hat. Wir haben
insgesamt 47 Mitgliedsstaaten im Europarat. Und deshalb sehe ich Europa auch in diesem
Zusammenhang: diese Einheit von 47 Staaten, die das Bild von Europa noch vielfaltiger machen und
damit eben auch anreichern.*

Konnte auch in einem schlechten Schulbuch stehen.

,,Mein Name ist Anja Seibert-Fohr. Ich bin die deutsche Richterin am Europaischen Gerichtshof fur
Menschenrechte. Ich bin hier seit einem guten halben Jahr, wurde gewahlt von der
parlamentarischen Versammlung des Europarates und fungiere hier als Richterin fiir die néchsten
neun Jahre.

Ich liebe diesen Dialog mit vielen verschiedenen Nationalitaten, weil das den Diskurs sehr
bereichert. Wir haben hier insgesamt 47 Richter aus allen Europarat-Staaten. Und so lernen wir
nach und nach auch ganz unterschiedliche Rechtssysteme kennen in Europa. Also die Diversitat
von Europa wird sehr sehr deutlich.

Sie soll eben keine Nationalitédten-Dialoge fiihren, um diskursiv ,irgendeine Wahrheit* zu finden, sondern
sie soll die Faktenlage prifen (und ggf. die Fakten durch die Parteien — Beschwerdefihrer und beschwerter
Staat - ergénzen lassen), um zu entscheiden, ob die behauptete Verletzung der angegebenen Artikel der
EKMR stattgefunden hat; JA oder NEIN. So viele Artikel hat die EKMR nun auch wieder nicht, dass man
dafur das Rad neu erfinden musste.

Wenn ich eine neue Akte aufmache, finde ich es immer wieder spannend, mich in den Fall
einzulesen, einzudenken, usw. . Spannend, weil sich eben so viele unterschiedliche Rechtsfragen
stellen — immer wieder in einem anderen Kontext, immer wieder neu.*

Die logische Struktur der Konditionen in den Artikeln der EKMR sollte nach den Jahrzehnten ihrer Existenz
nun langsam bekannt sein. Deren Aufldsung fir eine spezielle Rechtsfrage kann nur die Auflésung JA oder
NEIN ergeben. Die Erfillung/Nichterfiillung der Einzelbedingungen in den Artikeln der EKMR ist entweder
unabhéngig vom ,beschwerten” Mitgliedsstaat oder ggf. anhand der Gesetze des Mitgliedsstaates zu
entscheiden (siehe Kap. 4.1), ein ,Nationalitaten-Dialog" ist dafiir keinesfalls zu entfachen. Die relevanten
Gesetze der Mitgliedstaaten, und dies meint vor allem ihre Verfassungen, werden ja wohl nach
Jahrzehnten der Mitgliedschaft in den EGMR Amtssprachen Englisch und Franzdsisch vorliegen.

,,Der deutsche Vorsitz im Europarat ist sicherlich eine ganz wichtige, zentrale Sache hier fiir den
Europarat aber auch fur die Bundesrepublik Deutschland. Schon allein um die Verbundenheit der
Bundesrepublik mit den europdischen Staaten zu zeigen. Aber auch gleichzeitig immer wieder darauf
zu dréngen auf die Einhaltung der Menschenrechte und auf die Grundlagen des Europarats:
Demokratie, Rechtsstaatlichkeit und Menschenrechte.*

Das ist nachgeafftes Politikergewasch in krampfartiger Sprache. Sie soll niemanden zur Einhaltung von
Menschenrechten, Demokratie, Rechtsstaatlichkeit dréngen; sie soll ENTSCHEIDEN (also RICHTEN): JA
oder NEIN.

,-Wir werden ja die Tagung haben zum Thema der Rechtsstaatlichkeit, indem wir hier Experten aus
ganz Europa zusammenbringen werden, um uns ber aktuelle Themen, z.B. der richterlichen
Unabhéangigkeit zu unterhalten. Aber auch Fragen wie: welchen Einfluss haben neue Medien auf die
Rechtsstaatlichkeit? Wie kann sich Justiz neu verhalten im Zeitalter der Digitalisierung? Das sind
Fragen, die uns immer wieder betreffen im taglichen Leben mit diversen Fallen. Und wir wollen
natdrlich auch dazu einen Beitrag leisten. Nicht nur in Form dieser Rechtsprechung, sondern auch
im Dialog mit der Wissenschaft und mit dem Europarat.*

Sie soll sich nicht auf Tagungen vergnigen und von selbst ernannten Experten unterhalten lassen (ist sie

also selbst keine Expertin?) Sie hat in Stral3burg keinen Lehrstuhl fir Rechtswissenschaft bzw. ,Grund-
und Zukunftsfragen des Rechtsstaates”; ihr Dialog mit Wissenschaft und Europarat gehort nicht zu
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ihren Aufgaben. Wenn sie nicht weil3, wie sie in ihren ,diversen Fallen im taglichen Leben* Rechtsprechung
durchzufiihren hat, dann ist sie falsch; soll sie woanders ,auf Jurisprudenz forschen*.

,.Ich denke, dass eine Sternstunde des Europarats die Osterweiterung war. Und deshalb spielt
Deutschland auch eine zentrale Rolle. Mit dem Fall der Berliner Mauer hat sich im Prinzip ein
neues Universum gedffnet und im Prinzip gezeigt, was Europa tatsachlich ist. Und mit dem Beitritt
dieser neuen Staaten zum Europarat hat sich eigentlich ein neues Bild ergeben in der Vielféltigkeit
dieser Staatenwelt und auch ein gemeinsames Werte-Bekenntnis. Und daflr steht eben dieser
Europarat und ich denke, dass in der Zukunft es sehr wichtig ist, nicht nur da drauf zu vertrauen auf
diese Institution, sondern eben auch einen aktiven Beitrag immer zu leisten, damit das Ganze
nachhaltig auch gestellt werden kann und auch in Zukunft wirken kann.“

Meint die Richterin Seibert-Fohr wirklich, dass dieses Schleimen vor den Politikern des Europarats,
welches vielleicht in ihrer Bewerbungsrede die entscheidenden Stimmen zu ihrer Wahl gebracht hat, auch
Uber die 9 Jahre Laufzeit das einzige ist, was sie zu leisten hat? Die Richterin ist bei Herstellung dieses
Videos schon % Jahr im Amt, aber es hat ihr offensichtlich niemand gesagt, was eigentlich ihre Arbeit ist.
Noch schlimmer: Sie weil3 trotz ihrer Vorgeschichte nicht, dass die Aufgabe eines RICHTERs die
RECHTSPRECHUNG (Judikation) nach vorgegebenen GESETZEN ist, aber sie hat auch nicht
fertiggebracht, mal jemanden zu fragen.

Ich denke es wird eine Sternstunde fiir die Demokratie und Rechtsstaatlichkeit in Europa werden, wenn
solche Richter aus dem EGMR herausgesetzt werden und den einzelnen Regierungen der
Mitgliedsstaaten und dem Europarat verwehrt ist Nachschub derselben Gite zu holen. Erst dann kdnnte
sich ,ein neues Universum 6ffnen und sich zeigen, was Europa tatsachlich sein kdnnte*, ein Hort von
Demokratie und Rechtsstaatlichkeit.

Zur ehemaligen Professur der Professorin a.D. Seibert-Fohr: Die entscheidende ,Grund- und
Zukunftsfrage des Rechtsstaates"” wird sein, ob sich der Rechtsstaat wieder herstellen lassen wird
(https://www.ig-gmg-geschaedigte.de/). Sie braucht jedenfalls nicht mehr zuriick in die Forschung, sie kann
keine Antwort auf diese entscheidende Frage liefern, denn sie hat auf der falschen Seite mitgemischt.

Ihr aufklarerisches Werk im Dienste der Jurisprudenz kontrastiert also auffallend mit ihrer
Unféhigkeit eine Vorstellung tUber die Aufgabe des EGMR und damit Giber ihre Aufgaben als Richter
(Judikation) innerhalb des EGMR bis zum Ende des Jahres 2028 zu entwickeln. Der deutsch-
schweizerischen Zusammenarbeit wird das sicherlich keinen Abbruch tun, da sie ja schon immer
eine besondere Beziehung zur alpenlandischen Jurisprudenz pflegte.

5.9 Beschwerde beim EGMR gegen die Bundesrepublik Deutschland infolge GMG Betrug

Nachdem die strafrechtliche Verfolgung der Straftaten der am staatlich organisierten Betrug auf Basis
von Rechtsbeugung und Verfassungsbruch mit mafiésen Strukturen beteiligten Tater durch die
bundesdeutschen Staatsanwélte, insbesondere auch der Generalstaatsanwalt Reinhard Rottle der
Generalstaatsanwaltschaft Miinchen und der Generalstaatsanwalt Dr. Jérg Fréhlich der
Generalstaatsanwaltschaft Hamburg die Strafverfolgung mit Rechtsbeugungen (8 339 StGB) und
massenhaften Strafvereitelungen im Amt (8 258a StGB) auf nationaler Ebene endgiltig und mit keinerlei
nationalem Rechtsmittel mehr anfechtbar verhindert haben (setzen (https://www.ig-gmg-
geschaedigte.de/Schluesse/ [IG_S13] 20210926 Die kriminellen Politiker und ihre ,von der Leine
gelassenen” Staatsanwalte) hat der Autor Beschwerde beim EGMR eingereicht.

Dazu war das vom EGMR zur Verfiigung gestellte Beschwerdeformular zu verwenden ([IG_0O-JU _301];
https://www.echr.coe.int/Pages/home.aspx?p=applicants/ger&c=). Das auszufiillende / ausgefiillte
Beschwerdeformular (Application Form) umfasst 13 Seiten (https://www.ig-gmg-geschaedigte.de/Beweise-
K/ Referenznr. [IG_K JU 300]). Dem wurden eine Reihe von Anlagen beigefligt, die aus der verfiigbaren
IG-Dokumentation zusammengestellt wurden. Die gesamten Dokumente waren in Papierform zu senden
und samtliche Seiten durch zu nummerieren; insgesamt ergab dies eine Beschwerde von 1.191 Seiten. Die
dem Formular beigefuigten Dokumente sind im Beschwerdeformular auf S.12 aufzulisten:
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I. Liste der beigefiigten Unterlagen
Sie soliten vollstandige und lesbare Kopien simtlicher Unterlagen beifiigen. Unterlagen werden nicht an Sie zurilickgeschickt., Es liegt
daher in Ihrem sigenen Interesse, Kopien und keine Originale einzureichen. Sie MIUISSEN:
- Unterlagen nach Datum und Art des Verfahrens sortieren;
- alle Seiten fortlaufend nummerieren; und
- Unterlagen NICHT heften, klammern oder kleben.
70. Bitte filhren Sie hier lhre Unterlagen in chronologischer Reihenfolge mit knapper und praziser Beschreibung auf. Geben Sie fiir jedes
Dokument die Seitennummer an, auf der es sich befindet

Struktur der 1G Dokumentation (homepage "ig-gmg-geschaedigte")_Inhalt der Startseite (Zusammenfassungen

dessan was den staatlich organisiert Betrogenen bekannt ist)

Liste der Referenzen_Beweisdokumente BEWEISE (0)_Stand 26.09.2021: 266 Dokumente mit 7233 Seiten

2 gelb Markierung der nachfolgend beigefigten Dokumente

3 Liste der Referenzen_Beweisdokumente BEWEISE (K)_Stand 26.09.2021: 474 Dokumente mit 3740 Seiten s 137
* gelb Markierung der nachfolgend beigefiigten Dokumente -

Ruter: Beweise fiir fehlende gesetzliche Grundlage zur Verbeitragung_Arbeitsvertrage_Bedingungen Arbeitgeber fur

5 20

4. Vorsorge_Versicherungsscheine_Feststellung Straftaten Allianz LV AG_Gesetzesbedingungen_Bedingungen BVerfG S 62
S Riter: Verfahren vor der 2. Kammer des 5G Minchen: Klageschriften 1 + 2_Klagebegrindung_Protokoll mindliche s 200
© Verhandlung_Urteil_Tatsachenfeststellung Straftaten und Verfassungsbriiche N
6 Ruter: Verfassungsbeschwerde bei 2. Senat des Bundesverfassungsgericht: Verfassungsbeschwerde_Kommunikati- 5 312
*  on mit Prasident und Vizeprasident_Nichtannahme_Pressemitteilung_Feststellung Straftaten und Verfassungsbruche =
- Riter: Berufungsverfahren vor 4. 5enat des Bayerischen L5G: Klage und Berufungsbegriindung_Protokoll miindliche s 454
*  Verhandlung_Urteil_Tatsachenfeststellung Straftaten und Verfassungsbriche_Manipulationsversuche durch BSG N
8 Rater: Weigerung der AQK zur rechtlichen Auseinandersetzung_Riter Stoppen der Zahlungen ohne Nachweis der 5 571
" rechtlichen Basis_wiederholte Notigung (5§ 240 5tGB) durch AO¥_nachtrigliche Bestdtigung der ADK Erpressung .
9 Riter: Strafantrag gegen AOQK wegen Natigung bei 5tA Minchen |_Entscheid Nichtbearbeitung (55 339, 258a s 649
*  51GB)_Beschwerde bei G5tA in Minchen_Entsch. Nichtbearbeitung (§§ 339, 258a StGB)_Schreiben an G5tA R. Rottle -
10 [¥c_504] 20180906 Das Zusammenspiel der Tater der GKVen, des BMSG und des BSG (staatlich organisierts s 715
: Kriminalitat) :
11. [¥5_S05] 20181212 Die GMG-Gesetzgebung eine Serie von Verfassungsbriichen S 722
12. [¥_S06] 20190116 Die mit dem GMG einhergehende Kriminalisierung der Justiz - Teil | 5. 756
13 [Ms_S0O8] 20200110 Die Versicherer der Kapitallebensversicherungen stehen den gesetzl. Krankenkassen in puncto 5 797

Kriminalitat in nichts nach
14, [15_510] 20200301 Die mit dem GMG einhergehende Kriminalisierung der Justiz - Teil Il Das Verfassungsgericht 5. B26
[¥G_S11] 20200906 Das Treiben der Parteienoligarchie: - Kriminalitdt der gesetzl. Krankenkassen und des Spitzen-

15. verbandes Bund der Krankenkassen - wirkungsloses u. ungesetzl. Bastein an der Legaldefinition "Versorgungsbezug' s 810
16. [M5_512] 20201212 Die staatlichen Juristen — ein Berufsstand zwischen Missbrauch und GroBenwahn L8 955
17. [i5_513] 20210926 Die kriminellen Politiker und ihre ,von der Leine gelassenen” Staatsanwalte S, 1092
bis
18. 5 um

Da das Raster durch formularbedingte Zusammenfassung in 17 Anhénge fur eine Nachverfolgung sehr
grob ist, wurden die Anlagen 4 bis 9 in einer Ubersicht fiir das EGMR weiter aufgeschliisselt und den
jeweiligen Anlagen vorangestellt (https://www.ig-gmg-geschaedigte.de/Beweise-K/ Referenznr.
[IG_K JU 301]). Zuséatzlich sind die gesamten Anlagen in einer inoffiziellen (nicht dem EGMR
zugesandten) Liste weiter aufgeschlisselt (https://www.ig-gmg-geschaedigte.de/Beweise-K/ Referenznr.
[IG_K JU_302]), damit jeder die entsprechenden Dokumente auch in der IG homepage wiederfinden kann.

5.10 Der Kern der Beschwerde

Den Kern der Beschwerde (Beschwerdegegenstand) bilden:

e E. Darlegung des Sachverhalts (S.5/13 - 7/13)
e F. Angabe der geltend gemachten Verletzungen der Konvention und/oder

Protokolle und Begriindung der Beschwerde (S. 8/13 - 9/13)
e G. Einhaltung der Zulassigkeitsvoraussetzungen gemalR Artikel 35 Absatz 1

der Konvention (S. 10/13)

Seite 70


https://www.ig-gmg-geschaedigte.de/Beweise-K/
https://www.ig-gmg-geschaedigte.de/Beweise-K/

Europdischer Geridvtshof Thr Menschenrechie - Beschwerdeformular 5/13

Beschwerdegegenstand

Samtliche Angaben zum Sachwerhalt, 7u den Beschwerdepunkten und rur Frage der Erschopfung des innerstaztlichen Rechtswegs
sowie der Emhaltung der Sechs-Monats-Frist nadh Artikel 35 Absatz 1 der Konvention miissen in diesem Teil des
Baschwardeformulars dargelegt warden [Abschnitt E. F und G). Es ist nicht miglich, diase Abschnitte learzu lassan ader badiglich auf
beigefigte Blatter ruverweisen. Siche dazu Artikel 47 Abmatz 2 der Verfahrensordnung und die Praktische Anordnung zur Einleitung
des Werfahrens [nur in Englisch und Franz@sizch verfiigbar] sowie das ,Merkblatt cum Aasfiillen des Beschwerdeformulars®.

E. Darlegung des Sachverhalts

E-EE-G_SN], [15_505]): Eine gleichermaBen sozial ausgewegene, finanzicrbare und verfassungskonforme Sozialgesctzgebung
Erwelst sichin Deurschland als ene pamelpoliische ﬂhE”ﬂrﬂEmnE. Jchon die Vorgdngerversionen des  Gesetzes zur Mo-
demnisierung des Gesundheitswesens —Gesundheitsmodernisizrungsgesetz (GMG)”, das GRG 1988 und das 556 von 1992,
miussten in Teilen wegen Verfassungswidrnghkeit zurickgenommen werden und das BVerfG verlangte bis 31.03 2002 eine
verfassungsgemdle Machfolzgelosung. Die rot-grone Regierung brauchie nach AMIsantrict am 27.10.1998 nicht lange um
durch Unfdhigkeit die Defizite der Sozialkassen exponentiell wachsen zu lassen (2001, 2002 bzw. 2003: 2, 3, bew. 9 Mrd
ELIR).

In einem gemensamen Rundschreiben der Kranken- und Rentenversicherungstreger (also auch des ADK-
Bundesvorstandes) haban deren Lobbysten bereits am 21.03.2002 mitgeteilt, dass sie in einer Verbeitragung ,origingrer
Kapitalleistungen”, ako wvon Spargurhaben der Versicherten, eine Lisung dex Fimanzproblemns sehen wiirden.

Cie ldee der 5PD war die Verwischung der Grenzen swischen der 2. 5aule (betricblidhe AltersVERsorgung mit Betriebs-
renten) und der 3. 53ule (private AltersvORsorge) der Alterssicherung. 5ie geht aut den damaligen SPO-Generalsekretar,
den noch Bundesfinanzminister, den noch Kanzlerkandidzten und selbstemannten Sozial-Experten Olaf Schalz zuriick,
dessen soziale Expertise derzeit in allen Medien hervergehoben wird. Dazu wurde der Umstand hemmungslos ausgenutzt,
0ass die POIRIK In Traheren Zelten die Fordenung des privaten Sparens (3. Saule) durch Fauschallerung ger Lonn-j Emkom-
mensteuer fiir die Sparbeitrage beschlossen hatte (als Maknahme gegen die standige Abnahme des Rentenniveazus), denn
fir diese Férderung hatte die Politic verlang:, dazs entzprachende Kapitallebensverzicharungen {mit gleichzeitiger
Absicherung der Hinterblisbenen im Todesfall] mit den Versicherern iber dem Arbeitgeber ebgeschlossen werden
mussten. Die Betriger benennen diese Versicherungen verschleiernd |, Dirsktversicherungen” (obwohl nur die
Rahmenvertrage der Arbeitgeber mit den Versicherern ggf. solche sind), weil im Betriebsrentengzsstr (BetrdWVs) der
Begriff "Durchfihrungsweg Direktversicherung™ vorkommt. Micht zufillig rickte Kanzler Schréder in seiner Regierungs-
erklarungam 14.03.2003 die kapitalgedeckie private Viorsorge™ (3. Sdule| unter ,das Dach der [betrisblichen]
Altersversorgung” (2. Saule).

Cie Frist des BVerfG fir die Nachfolgel&sung war |@ngst um. Im Februar und Marz 2003 beschdftigten sich irgendwelche
[Ministerialen mit Entwdrf2m zu einem GG, ohne nennenswerte ldeen und Konzepte. i April 2003 brachten di2 Farceien
unterschiedliche Entwirfe im Bundestag €in, ohne dass diese auch nur ansatzweise mehrheits-/konsensfahiz gewesen
waren. Im Juni 2002 gab es wiederum 3 Gasatzentwiirfe (SPD/Srine, COU/CSU, FDP), die wiederum nach Schema ,F* (von
den Fraktionsvorsizenden ldngst vorder L. Lesung im Bundestag beschlossen] an den Ausschuss (lr Gesundheir und
spziale Sicherumg” und an eine Reihe  mitberatendar” Ausschisse verwiesen wurden

Mach SPO-Plan solltz es diesmal sber ganz anders laufan. Nach Weichenstellumg in 1002 war der AQK-Loblbyist Franz
Kmicps ab 01.02.2003 vom Geschaftsfiihrer Politik im AQK-Bundesverband® zum Abtzilungsleiter im BMGS bei Ulla
Schrmidt mutiert, um dber die Ersteliung des neuzn GMEG die Monopaolstellung der gesetzl. Krankenkassen im Gesund-
heitswesen ru zementieren [ein Lobbyist schreibt sich sein Gesetz gefilligst selbst). Eine  komprimierte Fassung sines
Entwuries” vom DE.05.2003 hattz plitzlich cine nicht-ministerale Struktur und vor allem |deen (z.B. 164 Anderungsvor-
sChidge TUr das SoB W S@EI vormer 1), auch ldegm zur Geldbeschartung, allein die Verdoppelung des Belragssatzes in § 248
5GB V solite spater janrich 1,6 Mrd EUR Mehreinnahmen bringen.

Cas BMGES unter Ulla Schmidt organisierte eine 4-tagige Anhérung mit abartigen 136 Verbinden und 41 sog. Experten®™
Die Parlamentarier entwickelten das gewdnschie Gellnl ihrer gandichen Uberfordery ng, gaben ihre passive ZUstimmung
Zum Yerzicht auf ihre verfassungsmagBigen Rechitz und Pflichten und ,erdaubten” die Gesetzegebung in eine ,auferparia-
mentarischen Kommission™ ohne jegliche rechtliche Befugnis 2u verlagern. Es gab keine Proteste gegen die Aushebelung
der parlamentarischien Demokratie. Die Umgehung des Parlamentes hatte die Regierung 3chroder schon an anderer Stelle
geubt | [1G_S07]).

Der Verhandlungsfiihrer der COLCSU Seehofer forderte fir die Teilnahme an den auRerparlamentarischen Konsensge-
sprachen” vom 03.07. bis 22082003 von S5FD, Grinen und COU/CEU (die FFD wollte nach dem 1. Tag micht mehr mittun),
oass die Gesprache nIChT aur Basis des SPD-Geserzentwuries stattfanden, Delles aber Dlaudugig das Organisatorische und
die Gastaltung des . neuen” Gesetzentwurfes auf Basis der Konsensergebnisse” bei der 5?00 Die Indizien weisen darauf
hin, dass er allerdings von Wla Schimidt irgendwann in den geplanten staatlich organisierten Betrug zum Filllzn der Kassan
eingeweilt wurgde ([IG_505] Kap. 9C) ).

Eine Arbeitsversion des GMG Gesetzentwurfes vom 11.08 2003 enthielt plitzlich die emindsen Andzrungen in § 229
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Darlegung des Sachwerhalts [Forisetzung)

L.

5GRV, die nicht im Eonsens beschlossen wurden. Diese Anderung haben die Mirglieder des <heratenden Ausschusses filir
Gesundheit und soziale Sicherung” nicht mitbakommen, weil sie nach dar 1. Lesumg am 09092003 und Uherweisung an
ihren Ausschuss von Ulla Schmidt wiederum mit einer absolut sinnloszn "Experten’anharung und deren Aufarbeitung
beschaftigt wurden.  Mitberatende” Awsschisse haben sich ebenfall: mit dem Gesetrentwurf nicht beschaftigt, d=nn die
hatten im fraglichen Zeitraum nicht einmal Sizungen. Die 2. und 3. Lesung fand am 26.09.2003 statt, der infolge Anhorung
veranderie GMG Gesetzentwurf stand dem Parlameant frilhestens am 25.09. 2003 rur Verfigung. Eein Abgeordneter des
15. Bundestages hat gemerkt, was da in den Gesetzentwurf eingebaut wurde, ksin Abgeordneter hatte die Zeit eszu
merken, aber auch kein Abgeordneter hat sich gegen diesen fortlaufenden Verfassungsbruch im Gesetzgebungsprozess
und die Umgehung des Parlamentes zur Wehr gesetzt (dieser Abzatz k£t eine extreme Kdrzung, der anhand u.a. der
Gesetzgebungsdokumente minutids ausgearbeiteten mtsachlichen Abklaufe [IG_S04], [1G_505]).

Das GMG Geselz kam also mit mehMachen Verfassungsbodchen durch Exekutive und Legisiative [Tieiwillig ertragener
Ausschaliung des Farlamentes) in die Welt. Und s0 blieb dann im GG Einfllhrungsgasetz dieser seltsame Wunsch der
Krankenkassen-Lobbyisten nach Verbeitragung origindrar Kapitallzistungen® st=hen ([1G_504]; [IG_0-FP_105]
Begrindung, B. Besonderer Teill, Zu Nummer 143 (§ 229]), was isoliert betrachtet nur peinlich und wertlos gewssen ware.

I[1G_50&])- \“War ex aber nicht, denn die Kriminzlisizrung der ludikative mit Einflibrung des GAG war von Anfang an ein
Teil des Plans Regierung Schroder unter tatkraftiger Mitwirkung des BMGS unter Ulla Schmidt und fiihrie mit Vorbereitung
won 2002 bis 2004 in den Jahren 2004 bis 2006 zur Etablizrung cines staatlich organisierten Systems sum Betrug an ca. 6,3
Millionzn Rentnern auf Bass von Rechtsbeugung und Verfassungsbruch. Mitte 2002 bis Mitte 2003 wurden In enger Zu-
sammenarbeit zwischen den GKVen (gesatzlichen Erankenversicherungen) und dem BMGS unter Ulla Schmidt Knterien™
erarbeitet, die zwar keine rechtliche Aufhebung rwischen 2. und 3. SGulz bed=uten (konnen), die aber in rechtsbeugender
und verfassungswidriger Anwendung durch die Sozialzerichtsbarkeit die Verwischung der Grenzen befordern solle.

[ [15_508]): Die Lobbyisten der gesatzl. Krankenkassen (WdAESAEY) teilten bereits am 05.11.2002 dem Gesamtverband
der Yersicherungswirtschaft (GDV) mit, dass ,origindre Kapitalzahlungen™ nunmehr zu verbeitragen seien; also zu einem
Leitpunkt als das Gesetr noch gar nicht in Kraft war ([iG_K-KK_001]). Die betrigerische Umdeutung der Kepitaliebensver-
sicherungen In Versorgungsbezdge Ist den Versicherern ieicht gefallen, denn ihre Versicherungsscheine™ genannten und
von staatlicher Seite qualitatsiberwachien” [BAV/ab 2002 Bafin und BMF) Dreiseitenverirage waren von jeher von einer
derartigen Niveaulosigkeit, dass der wirtschaftlich Starkste (\Versichersr) dem wirtschaftlich Schwachsten (Versicherter/
Arbeitnehmer) diktieren konnte, was immer er waolite AuBsrdem waren ja die staatlichen Kontrolleure _auf der richtigen
Seite”, sodass die Versicherar vom Mittun im staatlich onganisierten Betrug , liberzeugt” werden konnten.

([1G_506]): Zur jurstischen Unterstitzumg des stastlich orgamisierten Betrugs wurde das verfassungswidrige Richtenwahl-
gesetz genutzt, um den altersbedingten Personablwechsel an der Spitze des 11, Senats des Bundessozialgerichts {B5G) nut-
Zend ab 01.11.2004 mit Hartwig Balzer einen  bedingungslosen” Unterstitzer der parteipolitischen Interessen zu etabhe-
ren. Die BSG Entscheidung B 12 KR 1/06 R vom 13.09_2006 ist eine ausfihrliche Lektion in der Herleitung einer Rechisbew-
gung, in deresvon den in 2002,/2003 von gesetzlichen Krankenkassen und BMGS erfundenen Kriterien zur rechtsbeugen-
den Begrindung der Beitragspflicht vom privaten Sparerldsan aus Kapitzllebensversicherungen geradezu wimmelt. Dieses
sogenannte Jhachstrichterliche Recht” ist Auszangsbasis for das dber die Jahre fortlaufend erseitzrte selbstreferentielle
Unrechtssystem. Im Rausch der Allmacht durch stastlicherseits abgesicherte Rechtsbeugung flhlten sich die Richter des
12, Senats befllgelt selbstdndig susdtaich rechisbeugende Krterien zu entwickeln und aniuwendsn und sich fertaulfend
amtsanmalkznd die Verfassungsmakigseit ihres knminellen Treibens [u bestatigen. Rechtsbeugung, Amtsanmasung und
Verfassungsoruch sind seit Ende 2004 die Standard-Mittel der Rechts“pflege des 12 Senats des BSG geworden. Yerein-
zelte Richter in Sozialgerichien oder Landessozialgerichtan, die sich verfassungskonform an die Gesetze halten, beenden
damit vorzeitig ihre Karrisre und ihr  ungehorames™ Urteil wird ohnehin in der nachsten Instanz kassiert. Nur extrem
wenige zeigen Zivilcourage und machen AuBerungen, wis s abliuft. Wenn der Kldger dberhaupt sein Recht auf miindliche
Verhandlung durchisetet, sind die Verhandlungen ausnahmslos eine Farce (der Beschwerdeflhrer hat vizle miterlebt oder
sich berichten [assen); der Vors. RIChier 2eigt oder er sagt: reden ske nur, wir horen gar nicht hin und entschelden am Ende
nach hdchstrichterdicher Rechtsprechung®; ggf. mit Auferlegung von Verschuldenskosten” wegen Gerichtsbeldstigung.

([1G_5107): Michtannahmen von Verfassungsbeschwerden erfolgen vom BVerfG mit Grinden oder ehne; das BVerfs
verdffentlicht sie nur bei Eigeninteresse. Das 5t dann seltsam: das BVeriG befindet die Begriindung der Beschwerde zur
Annahme unzureichend [bei Gesstzectreus ware die Erfullung Art. 02 (1) Nr_ da, 4b GG und BVerfiai: §5 00 — 95 BVerfGG
ausrcichend zur Annahme), mdchte aber der Welt mitteilen, was es Wichtiges entschieden hitte, wenn 235 die Beschwerde
der Bearbeitung 1 wert befunden und sie angenomimen hate.

M der ersten umtangraichen Begrindung einer Michtannahme 1 BvR 1924/07 vom 07.04.2008 zum Thema ,GMG,
Beltragsrecht, Verbeitragung von priveten Spareridsen” schwenkte auch eine Kammer des Ersten Senats (Vors. Hohmann-
Dennhardt) voll aufdie Linie der Rechtsbeugung und des Verfassungsbruchs des B3G ein. Die Begrindung ist ein
JAbschreiben von Erstildsslern™ aus dem ersten kriminellen Urteil des BSG B 12 KR 1/06 R, welches gespickt ist mit den
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Darlegung des Sachverhalts (Fortsetzungl

60
von den GEWen und dem BMEGS unter Ulla Schmidt erarbeitet=n Kriterien zur Zwangsverheitragung von Sparerlésen aus

privater Altersvorsorge (3. 5dule) alz rechtsbeugend umdefinierte Betricbsrenten (2. 58ule). An dieser Entscheidung, in
welcher sogar dem BSG rockwirkend gestattet wird Rechisetzung betreiben zu dirfen und welches garniertist mit einer
servilen Ergebenhetsadresse an die Politik (die Methode  bildet ein geeignetes und erforderiiches Mittel zur Starkung der
Finanzgrundlagen der gesetzlichen krankenversicherung”), war auch Ferdingnd EirchhoT Detelligl. Danach wurdan in seiner
neuen Laufbshnstufe als  Vizeprasident des Bundesvarfazsungsgerichts” und unter seinem Vorsitz wihrend ssiner
gesamien AmUizeil alle weiteren Yerfassungsbeschwerden nicht angenomimen, bis aul eine einzige Ausnahme (1 Bvi
165008 5.0 ).

Das Bild dberdic Unabhdngigkeit der Judikative” wird sehrklar: Mit Schreiben wom 190042017 richtet der SPD Bundes-
tagsabgeordnete Lothar Binding an den BVerfG Vizeprasident2n ein2 ,Anfrage nach dem Sachstand uber singereichte
Verfassungsbeschwerden zur Frage der Beitragspflicht von Zahlungen aus <Direktversichenungen>". Dieser steht awar so
umter Zewdruck, dass er solche Verfassungsbeschwerden  normmalenvelse 2 Jahre liegen lassen muss™, aber die derzeit
liegenzehliebenen kann er fiir das Rapportieren noch schnell .ohne Begriimdung nicht annshmen®.

Die gance Ansztrengung mit den Rechtsbeugungen und Yerfessungsbrichen im Ersten Sznat um den staatlich
organisiertan Betrug zu stitzen waren allerdimgs vallig umsonst, denn der Erst2 Senat Bt nach Bundesverfassungsgerichts-
gesetz [BVerfGG) gar nicht fiir die Bearbeitung dieser Verfassungsbeschwerden zustandig. Kirchhof & Co haben micht nur
die vierrassungsbeschiwerden , entvenden” [a55en, sondern permanent auch cas BV erfah gebrochien. Damit 15T alles vom
Ersten Senat in dizser Hinsichit Produzierte nur Abfall und bis zum hautige Tage gibt s keine einzige gesetzeskonforme
Entscheidung des BVerlS zum Thema ,GMG, Beitragsrecht, Verbeitragung von privalen Spareridsen”. Es T noch
schlimmer; die Geschafisplanung des Ersten Semats des BVerfG ist spétestens seit 2007 (schon unter Papier) gesetres-
widrig und alle 16 Richter haben, dies wissend, im Plenum immer wicder sugestinnnt.

Zur einzigen Ausnahme von den Nichtannahmen, den Beschiuss 1 ByR 1660/06: Darin wird fur eine privat fortgefihme
Kapitallebenswersicherung nach Insolvenz des Arbeitgebers der nachgelagerie Sparanteil als privat klassifiziert, sber der
vorher angesparie Anteil wird wieder mit den rechosbeugenden Kriterien zum Abkassieren freigegeben; 2wel sich
widersprachende Rechissichten in einem Beschluss des Verfassungsgerichts, welches die Aufgabe hat Rechitsklarheit
herzustellen und nicht Rechtsunsicherheit. Das Wesentlichere dieses Beschlusses sind allzrdings die Feststellungen, dass
filir das Vorliegen einer Abfindung der Anspriche auf Versorgungsbezigs mit Einmalzahlung drai Voraussetzungzn erfulle
seim missen: 1. Movierung des Arbeitsvertrages, um die Versorgungszusage des Arbeitgebers zu inkludieram, 2.
Versorgungszusage des Arbeiigenars, 3. Nachwels, dass der Arbeiigeber die Versicherungspramien wWirtschatich gelelstet
hat, nachdem der Arbeitmehmer deszen Wermdgen durch entiprechenden Gehaltsverzicht aufgestockt hat.

I sc@.  Fresseurtell” gesteht der 12, Senal des BSG (B 12 KR 2,/16R vom 10.10.2017; [IS_K-Z&_101]), dass €r sich 2inen
eigenen Begnff der betrizblichen Altersversorzung im Sinne des Beitragsrechts der GEV gebastelt hatund .an dieser
cigenstdndigen beitrogsrochtlichen Betrachtung hilt der Senat grundsdtzlich [..] fest, der Beschluss des BVerfG wom
2892010 (1 BvR 1660/08 [_.]) hat daran nichts peéndert”. In anderen Worten teilt das BSG mit- was interessieren uns die
Gesetze, wir machen uns unsere eigenen, was interessiert uns das EVerfG, wir machen was wir wollen™.

([16_511]): Dieser Auffassung sind auch die Bundespolitiker [Exekutive). Mit dem GKV-Betricbsrentenireiberagsgeserz
wurde ab 01.10.2020 ein Freibetrag fiir Betrizbsrenten festzesetzt. Es ging weniger um Begliickung der Betriebsrentner als
um die Einkildung der Politiker, die 6,3 Mio Betrogenen wiirdzn endlich Rube geben, wenn sie moratlich um ein paar Eurc
weniger betrogen werdzn. Die daraus folgende Uberarbeitung des | Zahistellen-Meldeverfahrens” nutzten die Bundasmi-
nister Hubertus Heil und Jens Spahn, um eine sigenkreierte Legaldefinition  Betriebsrente” in Umlauf zu bringen.

([1G_513]): Jber Janre naben BETogens, U.a. der BESCNWErdErunrer, die Sartaten der am sTaatlich organisi2rnen Berrug
Mitwirkenden aufbersitet und gerichtsfest bewiesen (htitps //www ig-gmg-geschaedigte de/). In 2021 haben wir fast-
stellen missen, dass die bundesdeutschien (General-)Staatsanwilte als "politische Beamite der Exskutive", die an die
Weisungen der Justizminister des Bundes und der Lander gebunden sind, die Aufgabe haben durch zusatzliche eigene
Rechtsbeugungen und massenweise Strafvereitelungen im Amt filr die Mitglieder der staatl. Institutionen der Bundes-
republik Deutschiand {und fremwillige Helfer aus Versicherungswirtschaft und Banksn) den Massenbetrug an 6,3 Mia
Bundeshirgern abrusichern. Die Ahsicherung der Tater erfolgt bundesweit, konsequent und ausnahmslos.

([1G_511], [IG_512], [15_513]): Karl Jaspers mat sChon 1966 wor einer kommenden Pameienoligarchie in der Bundesrepu-
hlik Deutschland gewamnt. Der Bundesprasident Richard von Weizsdcker hat in den Jahren 1982-92 immer wieder darauf
hingewicsen, dass die politischen Parteien keiner Hontrolle unterliegen, Gber das Parteiengesetz verfassungswidrig dber
sich werfugen und sich den ,Staat zur Beute machen®. Heute ist feststelizn: sie sind ein entscheidendes Stick vorangekom-
men; sie haben die Demokratie und den Rechtsstaat beseitigt. Schon wieder (wie in der Weimarer Republik| haben deut-
sChe Politiker mit tatkrafiger Unterstdczung der staatlichen Juristen die Demoknate und die Rechissiaatlichkeit beseitigl.
Die nationalen Institutionen des bundesdeutschen Stastes sind weder in der Lage noch willens diess wieder herzustellen

Jetet wird sich zeigen, ob der EGMR wenigstens den Willen hat europ&ische Hilfe zu Izisten.

— Beschranken Sie lhre Angaben auf den fir diesen Abschnitt vorgesehenen Platz—
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F. Angabe der geltend gemachten WVerletzung{en) der Konvention und/oder Protokeolle und Begriindung der Beschwearde

61. Geltend gemachter Artikel

Zusazzprotokoll Artikel 1 — Schutz
des Eigentums

"lede naturliche oder juristische
Person hat das Recht auf Achtung
ihres Eigentums. Niemandem
darf sein Figentum entzogen
werden, es s2i denn, dass das
offentliche Interesse es verlangt,
und nur unter den durch Gesctz
und durch die allgemeinen
Grundsdtze des Valkerrechts
vorgasehenen Bedingungen.

Absatz 1 beeintrachtigt jedoch
nicht das Rechit des Staates,
diegjenigen Gasetze anzuwenden,
die er fiir die Regelung der
Benutzung des Eigentums im
Einklang mit dem Allgemeininter-
esse oder zur Sicherung der
Zahlung der Steuern oder
sonstigen Abzaben oder von
Geldstrafen fur erforderlich halt.”

Artikel & — Recht auf ein faires
Verfahren, Absatz 15atz 1

"{1) lede Person hat 2in Recht
darauf, dass lber Streitigkeit=n in
Bezug auf ihre zivilrechtlichen
Anzspriche und Verpflichtungen

Erl&uterung

Die angebliche Verpflichtung zur Verbeitragung der Sparerlose aus meinen 3 Kapital-
lebensversicherungen hat keine gesetzliche Grundlage (ANLS, 5. 68-199) .

Die Sparerlase aus den Kapitallebensversicherungen {im Erlebensfall) sind privates
Eigentum. Mit Bezahlung jeder Versicherungspramie durch wen auch immer
[{Arbeitgeber oder Arbeitnehmer selbst) ist diese unwiderruflich in das Eigentum des
Versichertzn lbergegangen und durch Art. 14 GG geschitzt

Die infolze Unfahigkeit der verantwortlichen Politiker geleerten Sozialkassen (2003:
-9 Mrd. EUR) produzicrten kein "affentliches Interesse"” mit den zwongsenteigneten
privaten Sparguthaben von 6,3 Mio Rentnern diese Unfahigen aus der Finanzmisere zu
retten. Die Geldbeschaffung auch um den Preis der Kriminzlisierung der Judikative
infolge Unfahigkeit der deutschen Politiker (hier zunachst der rot-granen Regierung
unter Schrider) zu gleichermaBen sozialer, bezahlbarer und verfassungskonformer
Sczialpolitk und auch die zur Gewohnheit verkommene Geldgier nachfolgender
Regierungen ob des unverhofften Geldsegens ist kein "Gffentliches Interessz", sondern
staatlich organisierte Kriminalitat ([IG_504], [IG_S05], [1G_S06]).

Der Staat hat das Recht, existierende Gesztze zur Regelung des Eigentums
anzuwendzan, auch wenn diese Gesetze den Einzelnen in seinen Rechten auf sein
Eigentum gef. deutlich beschranken. Er hat aber nicht das Recht ohne existierende
gesctzliche Regelung sich am Eigentum cinzelner (hier: ciner grofen gesellschaftlichen
Gmuppe ven 6,3 Mio Rentnern) zu bedienen, nur weil seine Reprasentanten meinen,
dass diese keine Lobbyisten habenund sich nicht ausreichend zur Wehr setzen kdnnen.

Mit der Erweiterung des § 229 S5GB ¥V mit dem GMG-Einflihrungsgesetz (giltig ab
01.01.2004) sollte es laut Gesetzestext ([IG_O-PP_105]) keinen Einfluss mehr auf eine
Verbeitragbarkeit zur Soziglversicherung haben, wann eine Abfindung durch eine
Einmalauszahlung fir einen zugesagten Versorgungsbezug vereinbart worden ist.
Daraus zu schlussfolgern, dass jede Einmalauszahlung von irgendetwas ein "verkappter”
Versorgungsbezug (eine "verkappte" Abfindung) sei, ist abhdngig vom Behauptenden
Betrug (§ 263 5tGB) oder Rechtsbeugung (& 339 5tGB).

Das auftragsmaBige Basteln von "héchstrichterlichen Urteilen™ auf Basis der zwischen
Politikern und Lobbyisten der gesetzl. Krankenkassen im 2002-2003 beschlossenen
“Argumente” zur Rechtsbeugung durch die Richter des 12. Senats des B3G, das Urteilen
der Sozialgerichisbarkeit (bis aul wenige ehremwerie Ausnzhmen) nach dieser
"hochstrichterlichen Rechisprechung” ist Rechtsbeugung und Verfassungsbruch nach
Art. 200(3), 97 (1) GG und das Abnicken dieser Praxis durch das Bundesverfassungs-
gericht ist staatlicher Missbrauch der Judikative.

Das ist die Beseitigung der Demokratie und der Rechtsstaatlichkeit der Bundesrepublik
Dewtschland. Es ist nur konsequent, dass dies auch die Missachtung der Europadischen
Menschenrechtskonvention nach sich zieht ([IG_501] bis [IG_S13]).

Ez sind zwar hier die Rechtsbriiche im Zuzammenhang mit dem "Gesetz zur Modemi-
sierung des Gesundheitswesens (GMG)" das Themas, aber die "Unterordnung” des "Ge-
sundheitsfonds” unter den "Spitzenverband Bund der Krankenkassen" und dessen qua-
5i Rechisserzungskompetenz bei dessen gleichzeitiger direkter Kontrolle durch das EMG
mit dem GEV-WSG von 2006 ist nichts anderes als der stagtliche Diebstahl (35 242, 243
5t5B) des Eigentums der gesetzlich Kranken- und Pflege-Versicherten ([IG_511]; 5. 810
ff).

Den staatlich organisiertzn Betrug beim Einzelnen leitet jeweils sein betrizender
Kapitallebensversicherer ein; hier die Allianz Lebensversicherungs-4G (5. 68-199).

Die AOK Bayern beruft sich in "Beitragsbescheiden” (mein finanzieller Schaden: ca
20.000 EUR nach 10 Jahren) oder in ihren "Widerspruchsbegrindungen entweder
auf die "hochstrichterlichen” Entscheidungen des BSG, die ein selbstgeschaifenes und
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Angabe der geltend gemachten Verletzunglen) der Konvention undfoder Protokolle und Begriindung der Beschwerde (Fortsetzung)

62. Geltend gemachter Artikel Erlduterung

selbstreferentielles Unrechtssystem reprasentieren, oder (in den letzten lahren immer
[ oder dber eine gegan sie héufizer) liefert nur eing Liste von Ligen. Sie sehen Sozialgenchte als ihre outscurced
erhobene strafrechtliche Dienstleister, die nach ihren Winschen die Gesetze zu verbiegen haben (5. 576-648).
Anklage ]
von einem unabhdngizen und Die 3 Richrer der 2. Kammer des 56 Munchen haben im Verfahren und mit ihrem Urteil
unparteiischen, auf Gesetz vom D6.07 2017 (ANLS, 5. 200-311) vorsdtzlich 4 Rechitsbeugungen (& 339 S5tGEB)

beruhenden Gericht in einem begangen und die Verfassung unmittelbar entsprechend Art. 20 (3], 97 (1), 103 (1) und
fairen Verfahren, dffentlichund | mittelbar entsprechend Art. 3 (1), 2 (1), 14 (1) GG gebrochen. Der personlich zugesand-
inmerhalb angemessener Frist ten Tatsachenfeststellung (5. 307-311) haben sie nie widersprochen; diese nach
verhandelt wird."™ rechisstaatlichen Grundsatzen also anerkannt. Die relativ geringe Anzahl
nachgewiesener Straftaten resultiert lediglich aus meiner damals noch geringen
Kennitnis der gesetzwidrigen Machenschaften der Richter in der juristischen
Auseinandersetzung.

(5. 312-453; [1G_510] 5. 826 ) Die 1. Kammer des Ersten Senats (Vizeprasident
Kirchhof, Schluckebier, Ott) des Bundesverfassungsgerichts hat mit ihrer Nichtannahme
mit Begrundung am 13.04 2017 der gesetzeskonform gestellten
Verfassungsbeschwerde und der Pressemitteilung vorsatzlich die 5 13, 14, 19 8VerfGG
gebrochen, Rechisbeugung und NotUgung begangen (55 339, 240 5(GE) und die
Verfassung unmittelbar entsprechend Art. 20 (3], 97 (1), 103 (1) und mittelbar
entsprechend Art 3 (1), 2 (1), 14 (1) GG gebrochen. Der Prasident voBkuhle des BVelG
war von Anfang an informiert. Die Geschaftsplanung des Ersten Senats ist spatestens
seit 2007 gesetreswidrig, damit sind s@mtliche Entscheidungen des Ersten Senats
seitdem rechtswidrig. Den persdnlich gesandten Vorwirfen der Straftaten haben
Priasident, Vizeprisident und die weiteren 14 Richter nie widersprochen; diese nach
rechisstaatlichen Grundsatzen also anerkannt.

Die 5 Richter des 4. Senats des Bayerischen L5G haben im Berufungsverfahren und mit
ihrem Urteil vorm21.11 2019 |ANLY, 5. 454-570) vorsatzlich 29 Verfahrensfehler
(Rechtsbriiche 3GG und ZP0), 1 Ndtgung und 115 Rechtsbeugungen (5 240, 339 5tGB)
begangen und die Verfassung unmittelbar entsprechend Art. 20 (3), 97 (1), 103 (1) und
mittelbar emtsprechend Art. 3 (1), 2 (1), 14 (1) GG gebrochen. Die persdnlich allen
Richt=rn zugezandte Tatzachenfeststellung (5. 538 ff) hat der Vorsitzende Richter zwar
mit Tricksereien auch mit Unterstiitzung vom 12, Senat des B5G wersucht "unschadlich™
7u machen, dies ist aber kldglich misslungen. Diese Tatsachenfeststellungen sind nach
rechisstaatlichen Grundsatzen also anerkannt.

Der O5tA Heidenreich der Staatsanwaltschaft Minchen | hat die Bearbeitung meines
gesetzeskonformen Strafantrags gegen die Verantwortlichen der ADK Bayern verwei-
gert (5. 620-669). Es wurde diz gleiche "4 Schrittz-5tandard-Prozedur der deutschen
Staatsanwalte zur Absicherung der staatl. organisierten Kriminalitat” (siehe Beschwerde
zu Art 13) verwendet wie a) in der darauf folgenden Bearbeitung der Beschwerde und b)
in der Bearbeitung anderer Strafantrdage oder Beschwerden iber die Nichtbearbeitung.
Das Ergebnis waren 3 Briche der 5tPO (§§ 152, 158-177, 160), 3 Rechtsbeugungen (§
339 51GE), mindestens 130 Strafverzitelungen im Amt (§ 2583 StGB) fir "Vortaten" ven
Mitarbeitern der AOK Bayern, des Sozialgerichts Mimchen und des Bayer. Landessozial-
gerichts und 3 unmittelbare Verfassungsbriiche [Art. 20 (3), 97 (1), 103 (1) GG), also
auch die Verweigzrung des grundrechisgleichen Rechts nach Art. 103 (1) GG. Die
Beschwerde dagegen wurde von der GenStA in Minchen am 08.06.2021 abgelzhnt
([MG_K-JU_2306]; 5. 6BO-683).

Von unabhangigen und unparteiischen, auf Gesetz beruhenden Ge-
richten und von fairen Yerfahren kann alse in der Bundesrepublik Deutschland nicht
mehr die Rede sein, wenn der Staat trotz fehlender gesetzlicher Grundlage seinen Bir-
gemn an ihr privates Vermogen gehen will. In diesem Fall missachtet er diz Rechts-
staatlichkeit, kriminalisiert die Judikative und ignoriert samtliche hinderlichen Gesetze.

—Beschranken Sie Ihre Angaben auf den fir diesen Abschnitt vorgesehenen Platz—
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G. Einhaltung der Zulassigkeitsvoraussetzungen gemal Artikel 35 Absatz 1 der Konvention

Bestatigen Siefir jeden Beschwerdepunkt, dass Sie die im betroffenen Land verfigbaren Rechtsbehelfe einschlieBlich aller

Rechtsmittel eingelegt haben, und geben Sie zum Machweis der Einhaltung der 5echs-Monats-Frist auch das Datum an, an dem die
letzte innerstaatliche Entscheidung erging und lhnen zugestelit wurde.,

EB3. Beschwerdepunkt

Artikel 13 — Recht auf wirksame
Beschwerde

"Jede Person, die in ihren in
dieser Konvention anerkannten
Rechten oder Freiheiten verletzt
worden ist, hat das Recht, bei
einer innerstaatlichen Instanz
eine wirksame Beschwerde zu
erheben, auch wenn die
Verletzung von Personen
begangen worden ist, die in
amtlicher Eigenschaft gehandelt
haben."

Angabe der eingzlegten Rechtsmittel und Datum der letzten Entscheidung
Diz Dokumente inder 1G homepage unter [IG_0-BG o], [16_0-25-xxx] und
[IG_0_VG_xoox] (siehe ANL2, 5. 20) beweisen, dass die Verletzung von Art. 6 der EME
gegeniber dem Beschwerdeflhrer durch die Judikative der Bundesrepublik
Deuwtschland kein Einzelfallist.

Von den ca. 6,3 Mio Bundesbirgem (i.d.2. im Rentenalter) klazgt die dbergroBe
Mehrheit wegen eigenem Unvermdgen, fehlendem Geld fir unwillige oder unfahige
Rechtsanwadlte, durch Alter reduzierte nendiche Belastbarksit, etc. nicht. Dies andert
nichis daran, dass auch sie andernfalls nur vor abhangigen und parteiischen, micht auf
Gesetz beruhenden Gerichten (3G, LSS, BSG, BVerfG, Strafgerichte) klagen kdnntzn,
also ihr Recht auf =ine faires Verfahren nicht durchsetzen kinnten {[1G_504], [1G_50G],
[IG_510], [W_512], [15_513]). Die wollzogene Kriminalisierung der bundesdeutschen
Soziglgerichte aut allen Ebenen tum Thema “Belragsrecht”, die Missachtung von Recht
und Gesetz durch das Bumdesverfassungsgericht und die Verhinderung jeglicher
Strafverfolgung durch die {General-)Staatsanwalte als politische Beamte der Exekutive
auf Weisung der Justeminister des Bundes und der Lander sind bewiesene Realitat.

(5. 670-714; Mz_513] 5. 1092 if) Gegen die Verweigerung der Eearbeitung des
Strafantrags pegen ADK Mitarbeiter hat der Beschwerdefihrer Beschwerde (§ 172
5tPO) bei der Generalstaatsanwaltschaft in Miinchen eingelegt. Deren Bearbeitung
wurde von der O5tA Schuhmaier mit den gleichen rechtswidrigen Methoden
wverweigert, wie sie auch imder Bearbeitung anderer Strafantrége oder Beschwerden
lber die Nichtbearbeitung angewand: werden. Die Methoden sind derart wniform, dass
wvon einem gesteuerten Verhalten der deutschen Staatsanwilte im Auftrag der ihnen
gegenuber weisungshefugten Justizminister des Bundes und der Lander auszugehen ist.

Kern istdie "4 Schritte-5landard-Prozedur der deutschen Staatsanwalle zur
Absicherung der staatl. organisierten Kriminalitat"; 1. Verweigerung von Strefantragen
(Bruch von §& 158 — 177, insb. § 160 5tPO); 2. Absolutzs Nichterkennen eings
Anfangsverdachts auch bel Vorlizgen von Beweisen; 3. Die Straftaten aus den
Strafantragen werden als pesetzeskonform bezeichnet (Strafvereitelung im Amt, § 2583
5tGE); 4. Alle dariiber hinaus sichtbaren Straftaten werden ignonert (Bruchvon § 152
StPOund § 258a 5t1GB, also weitere Strafvereitelumgen im Amt).

Diese “paolitischen Beamten der Exekutive” ((General-)5taatsanwdlte) haben alio die
staatl. gesteverte Aufgabe durch zusctzliche eigene Rechtsbeugungen und massenweise
Strafvereitelungen im Amt fir die Mitglieder der staatl. Institutionen der
Bundesrepublik Deutschland {und freiwillige Helfer aus Versicherungswirtschaft und
Banken) den Massenbetrug an 6,3 Mio Bundesbirgern abzusichern. Die Absichenung
erfolgt bundesweit, konsegquent und ausnahmislos.

Bis auf eine Ausnahme (1 BvR 1660/08) wurden bisher aller Verfassungsbeschwerden
won kammern um den Vizeprasidenten Kirchhof unter Bruch des BVerfGG und des GG
nicht angenommen. In diesem einzigen Fall wurden dem Betrogemen nach Rickiber-
weisung an das BSG mit dessen Notigung gezeigt, dass Auflehnen gegen die Unrechis-
justiz nichts bringt ([IG_O0-BG_0610], [i5_0O-VG_0610], [IG_510] Kap. 9; 5. 858-862).

Da Privatklagen nach Verweigerung durch die (General-)Staatsanwalte gesetzl. nicht
moglich sind, sind damit also die §§ 258a, 339 5tGE und alle weiteren, im Auftrag des
Staates standig gebrochenen Strafgesetzbuch-Regelungen ausgenebelt und auch Art 34
&G ist nurnoch Makulatur. Die bonzequente Missachtung von Art 13 der EMREK ist der
entscheidende Punkt, warum die Straftdter bei den Versicherern, den Sozialgerichten,
dem Bundesverfassungsgericht, den Staatsanwaltschaften usw. usf. so gelassen auf die
Feststellung ihrer Rechtsbriiche reagieren.

Cras Recht auf wirksame Beschwerde gepen staatliche Willkiirjustiz ist bei dessen un-

gesetzlicher staatlicher Geldbeschaffung inder Bundesrepublik Deutschland beseitigt.

— Beschrinken Sie lhre Angaben auf den fiir diesen Abschnitt vorgesehenen Platz —
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5.11 Die Zulassigkeit der Beschwerde gefolgert aus dem Beschwerdeformular

Uberpriifen wir nun anhand des Kerns der Beschwerde die Einhaltung der Zulassigkeitsvoraussetzungen
fur die Beschwerde beim EGMR.

In Entsprechung zu Art. 35 der EKMR sind 8 Fragen zu stellen und zu beantworten (siehe Kap. 4.3):
1. Sind vom Beschwerdefiihrer alle innerstaatlichen Rechtsbehelfe erschopft worden (Art. 35 (1))?

Im Beschwerdeformular ist auf Seite 9/13 nachzulesen:

e ,Die 3 Richter der 2. Kammer des SG Miinchen haben im Verfahren und mit ihrem Urteil vom
06.07.2017 (ANL5, S. 200-311) ..."

e (S.312-453); [IG_S10] S. 826ff) Die 1. Kammer des Ersten Senats (Vizepréasident Kirchhoff,
Schluckebier, Ott) des Bundesverfassungsgerichts” [BVerfG] ,hat mit ihrer Nichtannahme mit
Begriindung am 13.04.2017 der gesetzeskonform gestellten Verfassungsbeschwerde ..."

o ,Die 5 Richter des 4. Senats des Bayerischen LSG haben im Berufungsverfahren und mit ihrem
Urteil vom 21.11.2019 (ANL7, S. 454-570) ...“

e ,Der OStA Heidenreich der Staatsanwaltschaft’ [StA] ,Miinchen | hat die Bearbeitung meines
gesetzeskonformen Strafantrags gegen die Verantwortlichen der AOK Bayern verweigert (S.
5540-665)."

o ,Die Beschwerde dagegen wurde von der GenStA in Minchen am 08.06.2021 abgelehnt ([IG_K-
JU_2306]; S. 680-683)"

o Auf Seite 11/13 sind unter Punkt 65 vier Grinde aufgefuhrt, warum von sogenannten
.Rechts“behelf des Bayerischen Landesozialgericht fir eine ,Nichtzulassungsbeschwerde beim
Bundesozialgericht [BSG] kein Gebrauch gemacht wurde / werden konnte (https://www.ig-gmg-
geschaedigte.de/Beweise-K/ Referenznr. [IG_K_JU 300]).

Da es sich bei den Aktivitaten der Sozialgerichtsbarkeit (SG, LSG, BSG) als auch des
Bundesverfassungsgerichts (BVerfG) durchweg auch um Straftaten handelt, wurden Strafantrage
bei den zustandigen Strafgerichtsabteilungen der Ordentlichen Gerichtsbarkeit gestellt.

Diese wurden von den Amtsgerichten (AG) an die am Sitz der Landgerichte (LG) eingerichteten
Staatsanwaltschaften zur Bearbeitung weitergeleitet. Die sich daraus ergebenden Beschwerden
Uber die Staatsanwalte der Staatsanwaltschaften (StA) waren an die Ubergeordneten
Generalstaatsanwaltschaften (GenStA) zu richten; diese haben ihren Sitz bei den
Oberlandesgerichten (OLG).

(keine Superrevisionsinstanz) | BVerfG ?

Gemeinsamer Senat
Revisionsinstanz [ BGH j [ BAG j (BVGIWG) [ BSG j [ BFH ]

[GenStAy[l OLG ]
Berufungsinstanz ( LAG ) (OVG/VGH) ( LSG Y
X

Erste Instanz ( = j ( AhG )( VG ) ( G {( FinG )

Ordentliche Arbeits- Verwaltungs- Sozial- Finanz-
Gerichtsbarkeit gerichtsbarkeit gerichtsbarkeit gerichtsbarkeit gerichtsbarkeit

™

Abb.: Gerichtsorganisation in Deutschland (Makroebene)
(https://de.wikipedia.org/wiki/Gerichtsorganisation_in_Deutschland) ; modifiziert Ruter
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Die Ordentliche Gerichtsbarkeit besteht aus den Zweigen Zivilgerichtsbarkeit und
Strafgerichtsbarkeit. Im Zweig Strafgerichtsbarkeit spielen die Staatsanwaltschaften am Sitz der
Landgerichte bzw. die Generalstaatsanwaltschaften am Sitz der Oberlandesgerichte eine Rolle.
Nach Modifikation der Abbildung ,Gerichtsorganisation in Deutschland* aus Kap. 4.3 kann man
erkennen, dass der nationale Rechtsweg zum einen bei der Sozialgerichtsbarkeit und zum anderen
bei der Strafgerichtsbarkeit der Ordentlichen Gerichtsbarkeit ausgeschdpft ist; somit ist zweifelsfrei
Bedingung 1 erfullt.

2. Liegt die endgultige innerstaatliche Entscheidung weniger als 4 Monate zurtuick (Art. 35 (1))?
Das Datum der letzten innerstaatlichen Entscheidung muss in der ,Application Form* unter Pkt. G
eingetragen sein. Der Beweis der Angabe ist sinnvollerweise durch beigefiigte Kopie der
Gerichtsentscheidung erbracht (Pkt. I, Liste der beigefligten Unterlagen).

(Es ist zwar nicht Punkt G, weil zur Darstellung eines Uber 17 Jahre wahrenden staatlich
organisierten Betrugs an tUber 6 Mio Bundesbilrgern das Beschwerdeformular platzmaRig ja doch
etwas restriktiv ist, aber ...) Auf der vorhergehenden Seite 9/13 endet der vorletzte Absatz mit:
.Die Beschwerde dagegen wurde von der GenStA in Minchen am 08.06.2021 abgelehnt ([IG_K-
JU_2306]; S. 680-683)."
Die Entscheidung der Generalstaatsanwaltschaft ist den Anlagen der Beschwerde auf S. 680-683 zu
entnehmen. Da das Beschwerdeformular am 20.10.2021 unterschrieben ist und bis zum 01.02.2022
noch die 6 Monatsregel galt, ist die Bedingung 2 erfullt.

3. Ist die gestellte Individualbeschwerde anonym (Art. 35 (2a))?
Kontrolle, ob in der ,Application Form*“ Pkt. A.1 ausgefullt und unter C.3 mit Datumsangabe
unterschrieben ist.

Seite 1/13 der Beschwerde ist ausgefillt und sie ist auf Seite 13/13 mit Datumsangabe
unterschrieben (https://www.ig-amg-geschaedigte.de/Beweise-K/ Referenznr. [IG_K_JU 300]); somit
ist Bedingung 3 erflllt.

4. Stimmt die Beschwerde im Wesentlichen mit einer schon vorher vom Gerichtshof gepriften
Entscheidung Uberein und enthdlt keine neuen Tatsachen (Art. 35 (2b))?
Keyworte aus der ,Application Form*“ Pkt. E Darlegung des Sachverhalts notieren (am konkreten
Beispiel sind ,Gesundheitsmodernisierungsgesetz (GMG)“ und ,staatlich organisierter Betrug* véllig
ausreichend) und damit Suche im nationalen (hier: deutschen) Bereich der Entscheidungen in der
Datenbank des Gerichtshofs (wahrscheinlich HUDOC).

Die Antwort ist NEIN, bei tGiber 6 Mio Betroffenen hatte sich das ,herumgesprochen®. Somit ist
Bedingung 4 erfillt.

5. Ist die Beschwerde unvereinbar mit der Konvention oder den zugehdrigen Protokollen (Art. 35 (3a))?
Kontrolle, ob in der ,Application Form“ unter Pkt. F eine oder mehrere Verletzungen von Artikeln der
EKMR und seiner Zusatzprotokolle geltend gemacht werden.

_ Zusatzprotokoll Artikel 1 — Schutz des Eigentums (Seite 8/13)
_ Artikel 6 — Recht auf ein faires Verfahren (Seite 8/13)

__ Artikel 13 — Recht auf wirksame Beschwerden (Seite 10/13)
Somitist Bedingung 5 erfullt.

6. Enthalt die Beschwerde eine Begrindung der geltend gemachten Verletzungen (Art. 35 (3a))?
Kontrolle, ob in der ,Application Form* die unter Pkt. F geltend gemachten Verletzungen von Artikeln
der EKMR und seiner Zusatzprotokolle auch begriindet sind; ggf. durch beigeflgte
Beweisdokumente (Pkt. |, Liste der beigefiigten Unterlagen).

Die Begrindungen sind in der Application Form S. 8/13 bis 10/13 in den rechten Spalten den
Beschwerdepunkten direkt zugeordnet. Es wird fortlaufend auf die entsprechenden Seiten in den
mitgesandten Beweis-Dokumenten der Anlagen verwiesen. Somit ist Bedingung 6 erfullt.

7. Hat der Beschwerdefiihrer in seiner Beschwerde einen erheblichen Nachteil geltend gemacht (Art. 35
(30))?
Kontrolle, ob in der ,Application Form* die unter Pkt. F ein erheblicher Nachteil des
Beschwerdeflhrers geltend gemacht wurde.
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Auf Seite 8/13 unten steht: ,mein finanzieller Schaden: ca. 20.000 EUR nach 10 Jahren“, das
entspricht fast einer Jahresrente und ist erheblich; somit ist Bedingung 7 erfullt.

8. lIstin der Beschwerde, auch ohne erheblicher Nachteil des Beschwerdefiihrers, eine Missachtung der
in der Konvention und den Protokollen festgelegten Menschenrechte geltend gemacht (Art. 35 (3b))?
(alternative und gar nicht mehr nétige) Kontrolle, ob in der Application Form* ein Hinweis auf eine
generelle Missachtung der in der Konvention und den Protokollen festgelegten Menschenrechte
geltend gemacht wird

Auf S. 13/13 unter Pkt. 71 ,Anmerkungen” steht: ,Von dem staatlich organisierten Massenbetrug
sind ca. 6,3 Mio Bundesbirger (i.d.R. Rentner) betroffen. Die Betrugssumme nach 17 Jahren vom
mittlerweile ca. 30 Mrd EUR (basiert auf Daten der Statistikabteilung des BMG) / [...]%)
(https://www.ig-gmg-geschaedigte.de/Beweise-K/ Referenznr. [IG_K JU 300]); somit ist Bedingung
8 erfullt.

Wie zu sehen, ist das auch ohne Jurastudium zu schaffen (siehe auch Kap. 4.3), allerdings setzt es voraus,
dass die entsprechende Person lesen kann.
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5.12 Die deutsche & schweizerische Fortsetzung staatlich organisierter Kriminalitat auf
europaischer Ebene

Der deutsche Wihlarbeiter in der EGMR Kanzlei, Axel Miller-Elschner (Kiirzel: AMU) (siehe Kap. 5.2 —
5.4) (https://www.ig-amg-geschaedigte.de/Beweise-K/ Referenznr. [IG_K_JU_ 304]):

e Dbereitet fur die am 21.10.2021 beim EGMR eingereichte Beschwerde die ,Nichtannahme wegen
Unzulassigkeit” vor,

e wahlt wahrscheinlich den schweizerischen Richter Andreas Zind aus, damit dieser den Beschluss zur
.Nichtannahme wegen Unzulassigkeit* unterschreibt (die einzige andere Moglichkeit ist, dass der
Richter Andreas Zind sich unter Bruch der EKMR selbst ,,erméchtigt” hat)

e schreibt wahrscheinlich das Dokument des Beschlusses zur ,Nichtannahme wegen Unzulassigkeit®,
das er vom schweizerischen Richter Andreas Ziind unterschreiben lasst,

e schreibt den nachfolgenden Begleitbrief (der Kanzlei) mit welchem er am 09.12.2021 mitteilt, dass die
Beschwerde in Einzelrichterbesetzung fir unzulassig erklart wird und dagegen nicht vorgegangen
werden kann.

T:+33(0)38841 2018
EURDPEAN OOURT OF HUMAN RIGHTS F:+3300)3 88412730

COUR ELROPEENNE DES DROITS DE L'HOMME www achr.coe.int

Herrn

Dr. Arnd Rlter
HaydnstraRe 5
85591 Vaterstetten
ALLEMAGNE

ECHR-LD11.00R 09/12/2021
AMU/MAS/nsc

Beschwerde Nr. 52128/21
Riiter v. Germany

Der Europdische Gerichtshof fir Menschenrechte hat in Einzelrichterbesetzung entschieden, die
obige Beschwerde fir unzuldssig zu erkldren.

Die Entscheidung des Gerichtshofs ist in der Anlage beigeflgt.

Diese Entscheidung ist endgiltig und unterliegt keiner Berufung an einen Dreierausschuss, eine
Kammer oder an die GroRe Kammer. Daher werden Sie in dieser Beschwerdesache keine weiteren
Schrelben des Gerichtshofs erhalten. Der Gerichtshof wird die Beschwerdeakte nicht langer als ein
lahr ab dem Datum dieser Entscheidung in seinem Archiv aufbewahren.

Diese Entscheidung ergeht in einer der beiden Amtssprachen des Gerichtshofs (Englisch oder
Franzosisch) und wird nicht in andere Sprachen Gbersetzt.

Die Kanzlei des Européischen Gerichtshofs flir Menschenrechte

Der schweizerische Richter hat die Entscheidung, die Beschwerde ,Riter gegen Bundesrepublik
Deutschland” (Application no. 52128/21) am 02.12.2021 geféallt / unterschrieben (https://www.ig-gmg-
geschaedigte.de/Beweise-K/ Referenznr. [IG_K_JU 304]). Die Entscheidung ist in englischer Sprache,
eine der beiden offiziellen Sprachen des EGMR abgefasst.
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TS
EUROPEAN COURT OF HUMAN RIGHTS
COUR EUROPEENNE DES DROITS DE L'HOMME

DECISION

CASE OF RUTER v. GERMANY

(Application no. 52128/21)
introduced on 21 October 2021

The European Court of Human Rights, sitting. on 2 December 2021 in a single-judge formation
pursuant to Articles 24 § 2 and 27 of the Convention, has examined the application as submitted.
The application refers to Article 6 § 1 of the Convention, Article 13 of the Convention and Article 1 of
Protocol No. 1.

As concerns the complaints raised under Article 6 § 1 of the Convention and Article 13 of the
Convention, the Court finds that domestic remedies have not been exhausted as required by
Article 35 § 1 of the Convention, since the applicant failed to raise before competent domestic
authorities, either in form or in substance and in accordance with the applicable procedural
requirements, the complaints that were made to the Court.

As concerns the complaints raised under Article 1 of Protocol No. 1, the Court finds in the light of all
the material in its possession and in so far as the matters complained of are within its competence,
that they do not disclose any appearance of a violation of the rights and freedoms set out in the
Convention or the Protocols thereto and that the admissibility criteria set out in Articles 34 and 35 of
the Convention have not been met.

The Court declares the application inadmissible,

L o

Andreas Ziind
- — Judge

Die Ubersetzung des Autors ins Deutsche lautet:
Entscheidung
Fall Ruter gegen Deutschland
(Beschwerde Nr. 52128/21)
eingereicht am 21. Oktober 2021

Der Européische Gerichtshof fur Menschenrechte hat am 2. Dezember 2021 in Einzelrichterbesetzung
gemal Artikel 24 Abs. 2 und Artikel 27 der Konvention die eingereichte Beschwerde gepruft.

Die Beschwerde bezieht sich auf Artikel 6 § 1 der Konvention, Artikel 13 der Konvention und Artikel 1
des Protokolls Nr. 1.

Was die nach Artikel 6 Abs. 1 der Konvention und Artikel 13 der Konvention erhobenen Beschwerden
betrifft, so stellt das Gericht fest, dass die innerstaatlichen Rechtsbehelfe gemaf Artikel 35 Abs. 1 der
Konvention nicht erschopft sind, da der Beschwerdeflihrer die beim Gerichtshof erhobenen Riigen
weder formell noch inhaltlich und gemaf3 den geltenden Verfahrensvorschriften bei den zustandigen
innerstaatlichen Behérden erhoben hat.

Was die nach Artikel 1 des Protokolls Nr. 1 erhobenen Beschwerden angeht, stellt der Gerichtshof in
Anbetracht des gesamten ihm vorliegenden Materials und soweit die angefochtenen Angelegenheiten
in seine Zustandigkeit fallen, fest, dass sie keinen Anschein einer Verletzung der in der Konvention
oder den Protokollen dazu festgelegten Rechte und Freiheiten offenlegen und dass die
Zulassigkeitskriterien der Artikel 34 und 35 der Konvention nicht erfillt sind.

Das Gericht erklart die Beschwerde fur unzulassig.

Andreas Zind
Richter
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Die Entscheidung des Richters Andreas Ziund enthélt die folgenden Ligen:

Der Richter Ziind behauptet, er habe die Beschwerde ,,geméal Artikel 24 Abs. 2 und Artikel 27 der
Konvention [...] geprift“. Nein, wie nachfolgend zu sehen hat er das eben nicht, er lugt.

Der Richter Ziind formuliert absichtlich missversténdlich ,da der Beschwerdefiihrer die beim Gerichtshof
erhobenen Riigen weder formell noch inhaltlich und geméaR den geltenden Verfahrensvorschriften bei den
zustandigen innerstaatlichen Behdrden erhoben hat.

Die eine Bedeutung kann sein: der EGMR erwartete, dass ein Beschwerdefiihrer bei den
innerstaatlichen Gerichten jeweils nicht nur die Verletzung des innerstaatlichen Rechts rigt, sondern
jeweils auch die Verletzung von Art. 6 § 1, Art. 13 der EKMR und des Art. 1 des Protokoll Nr. 1 zu
riigen hat. Die Verletzungen der Rechte aus den EKMR und der Protokolle dazu kann der
Beschwerdeflihrer aber erst rigen, nachdem das jeweilige Gericht mit seinem rechtbrechenden
~Urteil" diese Verletzungen begangen hat und nicht vorher (vor Urteilsverkiindung). Wenn man die
Stufen der nationalen Gerichtsbarkeit mit Berufung und Revision durchdenkt, dann kann letztendlich
die Verletzung des internationalen Rechts erst geriigt werden, nachdem die Hierarchie der nationalen
Gerichte insgesamt dieses Recht verletzt hat. Die Formulierung mit dieser méglichen Bedeutung ist
also Manipulation, Betrug und Rechtsbeugung (siehe Kap. 5.6, S. 56-58 unter dem Stichwort
Nichterschopfung des nationalen Rechtsweges).

Die andere Bedeutung kann nur sein: es wird behauptet, der Beschwerdefiihrer Riter habe bei seiner
Ausschopfung des nationalen Rechtswegs die Verletzung des nationalen Rechts im gleichen Wortlaut
zu riigen, wie er in dem betreffenden international geltenden aquivalenten Recht der EKMR formuliert
ist (wer also z.B. eine Beschwerde beim Bundesverfassungsgericht der Bundesrepublik Deutschland
Uber die Verletzung des Art. 14 (1) GG ,Das Eigentum und das Erbrecht werden gewahrleistet [...]* einlegt,
musste also — um darauf folgend beim EGMR eine zulassige Beschwerde einlegen zu kdnnen — die
Ruge der Verletzung des Grundrechts auf Eigentum beim Bundesverfassungsgericht mit dem Text
des Artikel 1 des Protokoll Nr. 1 zum EKMR ,Jede nattirliche oder juristische Person hat das Recht auf
Achtung ihres Eigentums. Niemandem darf sein Eigentum entzogen werden [...]" tun).

Dieses ist eine Luge des Richters Zind.

(Anmerkung: wenn die nationale Umsetzung der internationalen EKMR nur akzeptabel ware, wenn die
Artikel der EKMR im Wortlaut des nationalen Rechts wieder auftauchen, damit sie dort entsprechend
geruigt werden kénnen, dann sollte man das Projekt Europa endgliltig beenden; die
sprachverbiegenden/rechtsbeugenden Juristen haben es dann endgiiltig abgestochen).

LwStellt der Gerichtshof in Anbetracht des gesamten ihm vorliegenden Materials [...] fest“: Der Richter Andreas
Zind und willige Helferlein aus der Kanzlei kbnnen das gesamte zur Verfligung gestellte Material
niemals vom 21.10.2021 bis zum 02.12.2021 durchgearbeitet haben (es hangen insgesamt ca. 11.000
Seiten Beweismaterial daran). Das ist also eine Liige des Richters Zind. Im Ubrigen héatte der
Richter Ziind und der deutsche Wihlarbeiter Axel Muller-Elschner die vollstandigen Unterlagen auch
gar nicht prifen missen, denn der EGMR verlangt ausdriicklich, dass die Erfullung der
Zuléssigkeitsvoraussetzungen schon allein aus den Angaben im ,Beschwerdeformular” hervorgehen
muss.

~Soweit die angefochtenen Angelegenheiten in seine [des Gerichts] Zustandigkeit fallen“; Der Richter Andreas
Zind meint also, dass es sein kénnte, dass die Verletzung von Art. 6 § 1, Art. 13 der EKMR und des
Art. 1 des Protokoll Nr. 1 nicht in die Zustandigkeit des EGMR fallen kénnte. Das ist eine Liige des
Richters Zind.

»Was die nach Artikel 1 des Protokolls Nr. 1 erhobenen Beschwerden angeht, stellt der Gerichtshof [...] fest,”
»dass sie keinen Anschein einer Verletzung der in der Konvention oder den Protokollen dazu festgelegten Rechts
und Freiheiten offenlegen”. Es geht um die Beschwerden zum Thema Schutz des Eigentums, welches
national durch den Art. 14 (1) des GG geschiitzt ist. Es gibt keine gesetzliche Grundlage fiir den
staatlich organisierten Betrug. Die dem Gericht zur Verfiigung gestellten Beweisunterlagen sind voll
davon. Wenn diese dem Richter Ziind ,keinen Anschein offenlegen”, dann ist er entweder Gehirn
amputiert (was nicht sein kann, denn dann wére er nicht zum Richter benannt worden) oder aber der
Richter Zind lugt.

,Stellt der Gerichtshof [...] fest, dass die Zul&ssigkeitskriterien der Artikel 34 und 35 der Konvention nicht erfullt
sind“. Sie sind aber samtlich erfllt und um das Gegenteil zu behaupten lligt er in Absatz 3 und 4 der
Entscheidung massenhatft. Diese letzte Feststellung ist also die summarische Liige des Richters
Zind.

Diese Liigen des Richters Zind sind kein Selbstzweck, sie erfolgen mit Vorsatz, um die Beschwerde des
Autors wegen ,Nichterfullung der Zulassigkeitsvoraussetzungen* abzulehnen. Der Richter Andreas Ziind
bricht also mit Vorsatz die Européische Konvention zum Schutz der Menschenrechte und der
Grundfreiheiten.
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Dass der deutsche Wuhlarbeiter der Kanzlei, Axel Miller-Elschner, wahrscheinlich den schweizerischen
Richter Zind rechtswidrig als Einzelrichter ausgewahlt hat und damit der Beschwerde wider besseres
Wissen vorsatzlich die ,Nichtzulassigkeit” unterstellt hat und dem Richter Ziind wahrscheinlich den fertigen
Text fur ,seine Unzulassigkeitsentscheidung“ ,zugeschoben® hat, enthebt den Richter Andreas Zind in
keiner Weise der Verantwortung fur seine unterschriebenen Ligen und seinen unterschriebenen
vorsatzlichen Bruch der EKMR.

In Kap. 5.7 haben wir die Frage gestellt ,Wie es in der Schweiz nicht weitergeht* und auf vorliegendes
Kapitel verwiesen.

1. Die Neue Zircher Zeitung (NZ2Z) hatte ja mit ihrem Artikel vom 26.01.2021 ((https://www.ig-gmg-
geschaedigte.de/Beweise-O/ Referenznr. [IG_O-MP_103]) die Aufklarung geliefert, dass der
schweizerische Richter des EGMR, Andreas Ziind die EKMR nicht nur aus nacktem Eigeninteresse
und damit niederen Beweggriinden gebrochen hat, sondern dass er bei dieser Beschwerde Nr.
52128/21 die EKMR unbedingt brechen musste, weil ihm sein schweizerisches Sozialdemokraten-
Herz gesagt hat, dass er diesen Liebesdienst den deutschen Sozialdemokraten um Olaf Scholz
unbedingt angedeihen lassen muss, damit er dereinst Lorbeer umkranzt in den sozialdemokratischen
Olymp aufsteige.

Die Chefredakteure der NZZ (Eric Gujer, Daniel Wechlin, Nicole Anliker, Carola Ettenreich, Tom
Schneider) wurden deshalb mit den entsprechenden Beweisunterlagen im Anhang am 01.02.2022
gebeten ein Update zu verdffentlichen, um der Offentlichkeit mitzuteilen, dass der schweizerische
Richter es nicht lassen kann sozialdemokratische Parteipolitik zu betreiben anstatt seiner Arbeit
nachzugehen und nach Gesetzeslage zu richten (https://www.ig-gmg-geschaedigte.de/Beweise-K/
Referenznr. [IG_K-MP_100]). Unser Vorschlag fur die Headline lautete:

Sozialdemokratischer Schweizer Richter Andreas Ziind

beim Européischen Gerichtshof fir Menschenrechte in Stral3burg
bricht die Europaische Konvention fiir Menschenrechte

um die deutschen Sozialdemokraten

vor einer Beschwerde beim Gerichtshof zu schiitzen

Die Reaktion der Chefredaktion der NZZ: Eisiges Schweigen

Es ist anzunehmen, dass auch bei der Presse eine Art Gemeinsamkeit zwischen den
»deutschsprachigen“ Landern besteht. Man sieht sich gern als Sprachrohr der Herrschenden anstatt
deren Korrektiv zu sein und wahrhaftig zu berichten.

2. Indem Artikel der NZZ vom 26.01.2021 ((https://www.ig-gmg-geschaedigte.de/Beweise-O/
Referenznr. [IG_O-MP_103]) spielen auch die Schweizer Volkspartei (SVP) und deren Mitglied
Nicolas von Werdt eine Rolle:

,,Die Tatsache, dass mit Zind nun ein ehemaliger Bundesrichter an den EGMR kommt, hat allerdings
auch eine andere, eine politische Komponente. Denn Richterinnen und Richter gehoren in der Schweiz
in der Regel einer politischen Partei an. Zlnd ist Mitglied der SP, genau wie seine Konkurrentin
Marianne Ryter. Nicolas von Werdt gehort der SVP an. Am EGMR spielt die Parteizugehdrigkeit zwar
keine Rolle. Ohnehin hat man ausserhalb der Schweiz wenig Verstandnis dafiir, dass Richterinnen und
Richter einer politischen Partei angehdren. Die Staatengruppe des Europarats gegen Korruption
(Greco) hat die Schweiz in der Vergangenheit schon mehrfach fir ihr System kritisiert.

Aus innenpolitischer Sicht ist die Parteizugehdrigkeit allerdings durchaus von Bedeutung. Nicht in
allen politischen Lagern wird der EGMR und insbesondere dessen Rechtsprechung gleich akzeptiert.
Immer wieder wird er als abgehoben und aktivistisch gescholten. Namentlich die SVP liess in der
Vergangenheit keine Gelegenheit aus, gegen den EGMR zu poltern — sie stellte ihn als tbergriffiges
Gremium dar, dessen «fremde Richter» sich laufend in interne Angelegenheiten einmischen, die sie
nichts angehen. Der Furor hat sich seit der verlorenen Abstimmung zur Selbstbestimmungsinitiative
freilich etwas gelegt. Doch Andreas Zund ist fir die SVP eine Reizfigur. Ob sie sich deshalb nun noch
mehr auf den EGMR einschiessen wird, wird sich weisen.**

Deshalb wurde die gesamte Parteileitung der SVP Uber den Bruch der EKMR durch den
schweizerischen Richter Andreas Zind informiert. Die Parteileitung der SVP ist politisch nicht mehr
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irgendwer, es wimmelt von Nationalraten und Bundesraten. (https://www.ig-gmg-
geschaedigte.de/Beweise-K/ Referenznr. [IG_K-PP_100])

Bundesvorstand der Schweizer Volkspartei (SVP) Ubertragung per Email:
Prasident Marco Chiesa marco.chiesa@parl.ch
Vizeprasident MNationalrdtin  Céline Amaudruz celine. amaudruz@parl.ch
Vizeprasidentin Nationalratin -~ Magdalena Martullo-Blocher  magdalena@martullo-blocher.ch
Vizeprasident Mationalrat Franz Griter franz grueter@parl.ch
Nationalrat Manuel Strupler info@manuel-strupler.ch
Mationalrat Marcel Dettling marcel.dettling@parl.ch
Nationalrat Thomas Matter thomas.matter@parl.ch
Mafionalratin -~ Sandra Sollberger sandra.sollberger@parl.ch
Bundesrat Ueli Maurer info@gs-efd.admin.ch
Bundesrat Guy Parmelin infoi@gs-whbf.admin.ch
Fraktionsprasident Nationalrat Thomas Aeschi thomas@aeschi.com

Bundesrichter Schweizerisches Bundesgericht
Zweite zivilrechtl. Abteilung Micolas von Werdt nicolas.vonWerdt@bger.ch

Gleichwohl fanden auch diese schweizerischen Nationalréte und Bundesrate und der schweizerische
Bundesrichter (des obersten schweizerischen Gerichts) es nicht weiter beeindruckend, dass ihr
schweizerischer Richtervertreter im Européischen Gerichtshof fur Menschenrechte die Europaische
Konvention zum Schutz der Menschenrechte und der Grundfreiheiten missachtet, weil er
parteipolitische Interessen vertritt.

Die Reaktion der SVP bzw. der schweizerischen Nationalrate und Bundesrate und des Bundesrichters
am Schweizerischen Bundesgericht, dem hdchsten schweizerischen Gericht, Nicolas von Werdt:
nein, nicht gleich Eisiges Schweigen,
denn es besteht offensichtlich ein nationaler Unterschied: Die schweizerischen Politiker haben sich im
Gegensatz zu deutschen Politikern eine Art menschliches Grundbenehmen bewahrt; sie geben nicht
nur bereitwillig ihre Email-Adresse im Internet bekannt, sondern sie reagieren zu einem sehr grof3en
Teil (8 von 11) indem sie den Eingang einer Email bestéatigen. Dass der Herr Bundesrat Ueli Maurer
nicht mehr die Wirkung von Email-Adressen durchschaut, sodass der Rechtsdienst des
Eidgendssischen Finanzdepartments (EFD) die Email zur Bearbeitung bekommt, mag seinem Alter
geschuldet sein.
aber dann doch, Eisiges Schweigen

Es zeigt sich also, dass die Erregung der SVP Uber den EGMR wohl nicht so sehr daher rihrt, dass
der EGMR sich nicht an die EKMR halt, sondern dass die Schweizer Nationalrate und Bundesréte
inkl. des Bundesrichters von Werdt es lieber hatten, dass die Schweiz ohne Einfluss des EGMR ihr
~eigenes Rechtssiipplein kochen kann“.

Eidgendssische Volksinitiative «Schweizer Recht
statt fremde Richter
(Selbstbestimmungsinitiative)»

Eldgenossischne volksiniiative

Die eidgendssische Volksinitiative «Schweizer Recht statt fremde Richter», kurz auch
Selbstbestimmungsinitiative (SBl) genannt, war eine schweizerische Volksinitiative. Sie
verlangte, dass die Bundesverfassung kinftig im Rang lber dem Vélkerrecht steht. Initiantin
war die SWVP. Die Initiative wurde mit 116'428 giiltigen Unterschriften am 12. August 2016
eingereicht und am 25. November 2018 von Volk und Standen abgelehnt.

Vielleicht ware die ,verlorene Abstimmung zur Selbstbestimmungsinitiative“ nicht so verloren
gewesen, wenn die SVP den Schweizern klare Verhéltnisse mit Konsequenzen aus ihren eigenen
Entscheidungen aufgezeigt hatte: Ein Staat, dessen Birger seine Verfassung 2009 so veréndert
haben, dass diese mit der Europaischen Konvention zum Schutz der Menschenrechte und der
Grundrechte unvereinbar ist (Art. 72 (3) Bundesverfassung, siehe Kap. 5.2), kann grundsétzlich nicht
mehr Mitglied im Europarat sein. Damit hatte sich dann auch die Unterordnung der Schweiz unter die
Entscheidungen des EGMR erledigt und der Europarat eine Last weniger.
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5.13 Drei vergebliche Versuche die 47 Richter des EGMR auf den Pfad des Rechts zu fihren

Diese drei Schreiben wurden den Richtern an ihre Email-Adresse beim EGMR gesandt.

Bei Richtern der Mitgliedsstaaten, bei denen im fraglichen Zeitraum ein Richterwechsel stattfand (Kroatien,
Tschechei, Moldawien, Russland) wurden sowohl die alten als auch die neuen Richter adressiert
(auffallend, dass die Geschwindigkeit der Einrichtung der Email Accounts fur neue Richter sehr schleppend
war), so dass bei geordneter nationaler Ubergabe eine Information des jeweiligen nationalen Richters
sichergestellt war.

Zu allen Schreiben gab es die rechtsverbindliche deutsche Version und eine eigene Ubersetzung in die
offizielle EGMR Sprache Englisch, sodass kein Richter behaupten kann, aus sprachlichen Griinden nicht
informiert gewesen zu sein.

Zusatzlich wurde das erste Schreiben an alle 47 Richter mit Post-Einschreiben an sie personlich gesandt,
sodass die Auslieferung an die Richter kontrolliert durch den Absender stattfand.

Am 20.12.2021 wurde an alle 47 Richter des EGMR ein erstes Schreiben mit Betreff
.Bruch der Europaischen Konvention durch den Européischen Gerichtshof fir Menschenrechte (EGMR)
Fall Ruter gegen Deutschland (Beschwerde Nr. 52128/21)"
gesandt (https://www.ig-gmg-geschaedigte.de/Beweise-K/ Referenznr. [IG_ K JU 305], [IG_K-JU 307]) mit
der rechtsverbindlichen deutschsprachigen Version als Anlage (https://www.ig-gmg-
geschaedigte.de/Beweise-K/ Referenznr. [IG_K_JU_306]).
Zum Inhalt des ersten Schreibens:

e Richter Ziind hat vorsatzlich ,bewusst unwahre Behauptungen* aufgestellt und die EKMR
gebrochen

Ursachenanalyse:

e Die Missachtung der EKMR ist im Beschwerdeformular uniibersehbar auf das rechtswidrige
Agieren der deutschen Sozialdemokratie unter besonderer Mitwirkung des jetzigen deutschen
Bundeskanzlers zurlickzufuihren. Richter Andreas Zind ist schweizerischer Sozialdemokrat und
hat bei der Ablehnung der Beschwerde die Aufgaben des Richters missachtet, um Parteipolitik fir
die schweizerischen Sozialdemokraten zu betreiben. Dies stiitzt sich auf einen Artikel der NZZ vom
Januar 2021, als der Jurist Ziind zum Richter auserwahlt wurde

e Der EGMR hat durch Untersuchung seiner Prozesse zu klaren, wie es gelingen konnte meine
Beschwerde einer Einzelrichterentscheidung zuzufihren und ihr damit quasi die Nichtzul&ssigkeit
zu unterstellen.

meine Erwartungshaltung:

e Es liegt kein Wiederholungsfall vor. Die Beschwerde ist aufgrund ihrer Bedeutung fir die
Rechtsstaatlichkeit und Demokratie der gesamten EU nach den Regeln des EGMR zunéachst von
einer Kammer aus 7 Richtern zu bearbeiten und dann an die Grof3e Kammer zu Gbergeben.

e Es geht um den systematischen Bruch der EKMR durch den grof3ten (politisch méachtigsten)
Mitgliedsstaat der EU, um das Verhalten der Regierung Merkel und die Entwicklungen der
Mitgliedslander Ungarn und Polen.

e Die anderen 46 Richter werden aufgefordert den Richter Andreas Zund nach Art. 4 EGMR und Art.
7 der Verfahrensordnung des Amtes zu entheben.

¢ Die Richter des EGMR werden aufgefordert, den in ihrer aller Namen veribten Bruch der EKMR
durch den Richter Andreas Zind selbst in Ordnung zu bringen

Fristsetzung:

e Den 47 Richtern des EGMR wird fir die ersten Schritte der Korrektur eine Frist bis zum
31.01.2022 gesetzt und mit einem Appell versehen:

.Sie, die Prasidenten und Richter des EGMR, haben es selbst in der Hand, ob die Autoritat und
Stellung des Gerichtshofs als héchste Instanz bei Menschenrechtsverletzungen in Europa
gewabhrt bleiben.”
Im Anhang des Schreibens ist anhand von Inhalten der Artikel der EKMR, von Inhalten offizieller
Dokumente des EGMR und von den Behauptungen in der Entscheidung zur ,Nichtannahme wegen
Nichtzulassigkeit* bewiesen, dass der Richter Andreas Ziind diese Behauptung auf eine Reihe von Liigen
basiert; seine Nichtannahme also eine vorsatzliche Verweigerung der Rechte aus der EKMR gegeniiber
dem Beschwerdefuhrer ist (siehe auch Kap. 5.12).
Damit keine Sprachprobleme durch die Richter des EGMR dafir angefiihrt werden kénnen, dass sie dem
Nachweis der Ligen nicht folgen kénnten, wurde dem Schreiben als weitere Anlage die wesentlichen Teile
des ausgefiillten Beschwerdeformulars (Kap. 5.10) in englischer Ubersetzung (https://www.ig-gmg-
geschaedigte.de/Beweise-K/ Referenznr. [IG_K_JU_303]) beigefigt.
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Es meldet sich auf dieses Schreiben hin kein einziger persénlich angeschriebener Richter des EGMR. Aber
am 04.01.2022 meldet sich der deutsche Wihlarbeiter Axel Miller-Elschner und behauptet im Namen
einer ebenfalls nicht adressierten und von ihm nicht benannten Kanzlerin (https://www.ig-gmg-
geschaedigte.de/Beweise-K/ Referenznr. [IG_K_JU 308]), um mitzuteilen dass es keine Mdglichkeit gabe
gegen die Entscheidung des Richters Ziind (also gegen den Bruch der EKMR durch den Richter Zind im
Namen des EGMR) vorzugehen.

In Reaktion darauf wurde am 09.01.2022 an alle 47 Richter des EGMR ein zweites Schreiben gesandt
(https://www.ig-gmg-geschaedigte.de/Beweise-K/ Referenz [IG_K JU 309]).
Zum Inhalt des zweiten Schreibens:

e Hinweis, dass aus dem Kreis der 47 Richter jemand den deutschen Wuhlarbeiter Axel Muller-
Elschner informiert und zu seinem Schreiben vom 04.01.2022 animiert hat.

e Hinweis, dass dieser Kanzlei-Mitarbeiter in den Bruch der Konvention involviert ist, der im Namen
aller Richter des EGMR begangen wurde, und dass eine Verschiebung der richterlichen
Verantwortung auf Personen aus der Kanzlei nicht akzeptabel ist.

e Hinweis, dass kriminelles Handeln allen Mitarbeitern des EGMR verboten ist, auch wenn dies nicht
im Arbeitsvertrag vereinbart ist.

e Feststellung, dass die zum 31.01.2022 gesetzte Frist zur Selbstheilung der gesetzwidrigen
Zustéande am EGMR nach wie vor ablauft.

Nachdem alle Richter des EGMR ohne irgendeine Reaktion die Frist haben verstreichen lassen, haben am
06.02.2022 alle 47 Richter des EGMR ein drittes Schreiben bekommen (https://www.ig-gmg-
geschaedigte.de/Beweise-K/ Referenz [IG_ K JU 310]).

Zum Inhalt des dritten Schreibens:

e Feststellung, dass sie alle nachweislich das erste Schreiben vom 20.12.2021 erhalten haben in
welchem der Bruch der EKMR in ihrer aller Namen beschrieben und detailliert die Lugen des
Richters Andreas Zund benannt sind.

e Feststellung, dass sie alle nachweislich das zweite Schreiben vom 06.01.2022 als Reaktion auf
das Schreiben des deutschen Axel Miiller-Elschner erhalten haben, in welchen auf die Involvierung
dieses deutschen Axel Muller-Elschner in die rechtswidrige Nichtannahme der Beschwerde und die
Nichtakzeptanz der Abschiebung der richterlichen Verantwortung auf zweifelhafte Personen aus
der Kanzlei hingewiesen wird.

e Das weitere um keine Missverstandnisse aufkommen zu lassen, im Originaltext (deutschsprachige
rechtsverbindliche Version aus dem Schreiben):

Die Einzelrichterentscheidung des Richters Andreas Zind basiert bewiesermalien auf
bewusst unwahren Behauptungen (Ligen). Die in der Entscheidungsbegrindung
angebrachten geduierten Lugen sind bei Lesen der Application Form derart
offensichtlich, dass sie nicht zufallig oder durch einen Irifum begangen sein kdnnen; der
Richter Zind hat also unzweifelhaft mit Vorsatz mir als europaischem Burger und
BeschwerdefUhrer das Recht auf Beschwerde entsprechend der EMRK verweigert. Diese
Verweigerung wirde nach deutschem Strafrecht ,Rechtsbeugung® (§ 339 StGB) sein,
welches definitionsgeman ein VERBRECHEN ist. Dieses Verbrechen hat er im Namen
des EGMR begangen, also in lhrer aller Namen.

Die Einfihrung der Einzelrichterentscheidung 2010 war verbunden mit Ihrer Verpflichtung
Ihre Entscheidungen zukdnftig schriftlich zu begrinden. Dass Ihnen seitdem bei
Einzelrichterentscheidungen kein korrigierendes Team mehr auf die Finger schaut kann
nicht heilen, dass Sie an keinerlei Recht und keinerlei Realitdt mehr gebunden sind und
Ihren Ldgen freien Lauf lassen kdnnen. Mag sein, dass der Einzelne bereits vom Virus
des Machtmissbrauchs befallen ist und ihm so etwas besonders flott von der Hand geht,
nachdem er in einem Mitgliedstaat mit ,strukturellen oder endemischen” Problemen in der
Beachtung rechtsstaatlicher Prinzipien bereits ein Richteramt bekleidet hat und sich dort
in seiner Rechtsprechung eine standardmaRige Verbiegung von Gesetzen und Fakten
ohnehin schon zu eigen gemacht hat (siehe mein Schreiben vom 20.12.2021
JUrsachenanalyse”; meine ,Beschwerde Nr. 52128/21° beigefigte Unterlagen S. 955 ff
0201212 Die staatlichen Juristen — ein Berufsstand a2wfschen Missbrauch und

)
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Sie alle sind weder meiner Aufforderung, den Richter Zind entsprechend Artikel 7 Ihrer
Verfahrensordnung (VerfO) des Amtes zu entheben, nachgekommen noch hat es jeder
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Einzelne von Ihnen im Minimum fir nétig befunden, sich durch irgendeine Tat vom in
seinem Namen begangenen Verbrechen zu distanzieren.

Daraus kann nur eine Schiussfolgerung gezogen werden: Sie finden es alle und ohne
Ausnahme fur vallig in Ordnung, dass ein Richter des EGMR die EMRK bricht und
Rechtsbeugung begeht, um irgendwelche anderen Interessen zu bedienen. Das
wiederum kann nur bedeuten, dass Sie alle wegen Ihrer Ignoranz bzw. offensichtlichen
Billigung von Straftaten von Richtemn des EGMR wegen Nichterfillung von Artikel 21
Absatz 1 und 4 der EMRK umgehend zu entlassen sind.

Sie wissen alle genauso gut wie ich, dass von einigen” Mitgliedstaaten in der Kanzlei
Jnteressenverireter” etabliert wurden, die versuchen im Interesse der Regierung dieses
Mitgliedstaates die fur diesen Staat _sehr unangenehmen” Beschwerden als ,unzuldssig”
einer Einzelrichterentscheidung zuzuflhren®. Sie wissen weiter, dass die EMRK auch
nach Einfuhrung der Einzelrichterentscheidung grundsatzlich eine Richterentscheidung
verlangt. Sie wissen weiter, dass keiner der - durch die Einhaltung der zu beachtenden
Prozeduren - legitimierten Richter eines beschwerten Mitgliedsstaates die seinen Staat
betreffenden Beschwerden in Einzelrichterentscheidung bearbeiten darf (d.h. sie
kurzerhand als ,unzuldssig” zu erklaren), weil zu Recht Befangenheit zu beflrchten ware
und dies der Manipulation und dem Bruch der EMRK im EGMR Tur und Tor &ffnen wirde.
Sie finden es aber alle vollig in Ordnung, wenn diese Schmutzarbeit bereits durch einen in
keinster Weise legitimierten ,Wihlarbeiter® in der Kanzlei aus eben diesem Mitgliedsstaat
vorweggenommen wird, denn die Zuordnung durch diesen an einen von ihm
.Ausersehenen” Einzelrichter eines anderen Mitgliedsstaates ist ja bereits die
Manipulation und Vorherbestimmung einer ,gewunschten Unzulassigkeit”.

Sie halten sich alle an eine im Plenum beschlossene Verfahrensordnung (VerfO), die
genau diese Ablaufe bewusst vernebelt und der Manipulation und dem Bruch der EMRK
im EGMR den Weg ebnet. Und fur alle, die an dieser VerfO nicht mitgebastelt haben (was
ja fr die jetzt neuen Richter ganz sicher gilt, aber nicht nur fur diese): sie tragen diese
WerfO mit, obwohl sie wissen, dass diese konventionswidrig / rechtswidrig in Bezug auf
die EMRK ist. Damit sind sie alle verantwortlich fur diese in meinen Schreiben vom
09.01.2022 bereits angedeuteten Zustinde (... zumal es nicht abwegig ist anzunehmen,
dass die Verantwortlichen in der Kanzlei des EGMR zu den herrschenden gesetzwidrigen
Zustanden am EGMR einen Beitrag geleistet haben_.."). Dies ist ein weiterer Grund sie
alle wegen Nichterfillung von Artikel 21 Absatz 1 der EMRK umgehend zu entlassen.

Eine besondere Verantwortung kommt in diesem Zusammenhang dem von Ihnen aus
Ihrer ,Gruppe 47" gewdhiten Prasidenten zu (wobei es aber lhre Aufgabe bleibt inn zu
kontrollieren). Er hat die Verantwortung fir die (den in Einzelrichterbesetzung tagenden
Gerichtshof) unterstitzenden Berichterstatter [.. ], die ihre Aufgabe unter Aufsicht des
Prasidenten des Gerichtshofs ausiben” (Artikel 24 Abs. 2 der EMRK). Wollen Sie, Herr
Spand etwa behaupten Sie wiissten nichts von diesen Wiihlarbeitern® in der Kanzlei?
Komisch, musste sich doch auch zu Ihnen herumgesprochen haben, steht doch in den
Medien/Internet und aulierdem sind jene ja zum Teil schon viel lAnger dabei als Sie [Axel
Miiller-Elschner (AMU) seit 2000, Daniel Rietiker (DAR) seit 2003, Robert Ragnar Spand
seit 2013).

Ihre Aufgabe als Richter des EGMR ist es einen Beitrag dafur zu leisten, dass Staaten
gegenlber ihren Blurgern die Menschenrechte und Grundfreiheiten einhalten, wie sie in
der EMRK und ihren Zusatzprotokollen festgelegt sind und zu deren Einhaltung sich die
Mitgliedstaaten verpflichiet haben. Und was machen Sie daraus? Sie brechen genau
diese EMREK (Recht auf ein faires Verfahren) mit kriminellen Methoden.

Ich habe Sie deutlich darauf hingewiesen: _Es liegt an Ihnen, den Prasidenten und
Richtern des Europadischen Gerichtshofs fur Menschenrechte, ob die Autoritat und
Position des Gerichtshofs als héchste Instanz fir Menschenrechtsverletzungen in Europa
aufrechterhalten wird " Sie haben entschieden.

Es wird Zeit Sie alle vor die Tir zu setzen. Sie erflllen nicht nur keine hohen sittlichen
Anforderungen, sondem fallen auch bei sehr tiefgestapelten Sitten-Anforderungen
durch. Nur ist leider keiner im Gericht, der Sie mit 2/3 Mehrheit rausschmeien kann (alle
von derselben Sorte), muss es wohl woanders geregelt werden.

Mit freundlichen Gruen

(Dr. Amd Ruter)

Seite 87




	ZUSAMMENFASSUNG
	SUMMARY
	I DIE EU KOMMISSION IM WIRECARD SKANDAL
	1 Anspruch …
	1.1 Die Charta der Grundrechte der Europäischen Union
	1.2 Methodik und Bericht der EU Kommission über die Rechtsstaatlichkeit
	2 … und Wirklichkeit
	2.1 Erweiterungswunsch zum Untersuchungsauftrag der EU-Kommission zum WireCard Skandal
	2.2 Die EU-Kommission „sieht nichts“ und ist nicht zuständig für Rechtsstaatlichkeit
	2.3 Fruchtlose Nachhilfe für die EU-Kommission

	II INDIVIDUALBESCHWERDEN BEIM EGMR
	3 Einleitung EGMR und EKMR
	3.1 Kurze historische Einordnung des EGMR und der EKMR
	4 Die Entscheidung von Individualbeschwerden beim EGMR
	4.1 Die relevanten Artikel in Abschnitt II EKMR zum EGMR
	4.2  Einzelrichterentscheidungen seit 01.06.2010 mit dem 14. Zusatzprotokoll
	4.3 Regeln zur Behandlung in Einzelrichterentscheidungen
	4.4 Wie kommen diese „Juristen“ in die Kanzlei, wer schickt sie und wer nimmt sie
	4.5 Die „Arbeitsteilung“ zwischen Kanzlei-„Juristen“ und Richtern des EGMR
	4.6 Zusammenfassung zur Einzelrichterentscheidung
	5 Kommen wir zur Praxis des EGMR
	5.1 Die Parallelität der Ereignisse
	5.2  Der deutsche Kanzlei-Mitarbeiter Axel Müller-Elschner
	5.3  Die deutsche Richterin Jaeger und der Kanzlei-Mitarbeiter Müller-Elschner stoßen ins selbe Horn
	5.4 Größenwahn des Axel Müller-Elschner
	5.5  Auch die Schweiz hat ihre Wühlarbeiter in der Kanzlei platziert
	5.6  „Die unheilvollen Machenschaften der deutschen und schweizerischen Justiz im EGMR“
	5.7 Ein schweizerischer Justizskandal … oder gar ein schweizerischer Gesellschaftsskandal?
	5.8  Mit der Neuen werden die Schweizer ihre helle Freude haben – Anja Seibert-Fohr
	5.9 Beschwerde beim EGMR gegen die Bundesrepublik Deutschland infolge GMG Betrug
	5.10 Der Kern der Beschwerde
	5.11  Die Zulässigkeit der Beschwerde gefolgert aus dem Beschwerdeformular
	5.12  Die deutsche & schweizerische Fortsetzung staatlich organisierter Kriminalität auf europäischer Ebene
	5.13  Drei vergebliche Versuche die 47 Richter des EGMR auf den Pfad des Rechts zu führen


